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Zum Titelbild: Die ukrainische Malerin mit dem Künstlerinnennamen Kinder Album wurde 1982 Lwiw geboren.
Sie stellt dort aus, in England, in Mexiko und jetzt in Berlin in der ArtEast Gallery Berlin-Kyiv von
Ivanna Bogdova-Bertrand und Cornélia Schmidmayr, die mit ihrer Peace for Art Foundation Künstlerinnen
und Künstler aus der Ukraine unterstützen.
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Joachim Geffers

Kipppunkte

Bei dieser Ansammlung von 
Ps in der Überschrift kuckt man 
doch dreimal hin. Und ist viel-
leicht verunsichert. Dieses Ge-
fühl hatte ich mit der Überschrift 
der redaktionellen Notiz in der 
letzten Ausgabe (S. 81) zum Aus-
druck bringen wollen, deshalb: 
„Aus der Unsicherheit…“. Da gab 
es noch keinen Krieg in der Ukra-
ine. Das nur schwer Vorstellbare 
ist nun eingetreten und mit ihm, 
so spricht es aus vielen Kom-
mentaren, eine Zeitenwende. 

Eben noch sicher Geglaub-
tes ist ungeahnten Fliehkräften 
ausgesetzt. Die gerade auch in 
unserem Verband immer wieder 
propagierte antimilitaristische 
Position gerät ins Wanken. Plötz-
lich wird die Wehrhaftigkeit des 
eigenen Volkes in den Mittel-
punkt gerückt. Die Politiker_in-
nen überschlagen sich in Hin-
blick auf Ideen, wie man mittels 
Aufrüstung der russischen Ag-
gression begegnen kann. Wenn 
es gestern noch hieß, Deutsch-
land müsse am Hindukusch 
verteidigt werden, so sieht man 
jetzt diesen Auftrag vor der eige-
nen Haustür.

Dabei übersieht man, nein: 
verdrängt man, dass wir uns im 
Atomzeitalter befinden. Plötz-
lich, auch wenn dies medial eher 
unter dem Deckel gehalten wird, 
offenbart sich das Dilemma der 
Sicherheitsarchitektur unter 
der Ägide der USA. Solange die 
Konstruktion des Atomschirms 

durch interkontinentale Zweit-
schlagfähigkeit (für den Fall, 
dass der Feind die USA mit 
Atomwaffen angreift, muss er 
von seiner Vernichtung durch 
einen Gegenschlag ausgehen) 
als Doktrin gilt, bleibt das „Rest-
risiko“ eines atomaren Krieges in 
Mitteleuropa an uns hängen. Es 
gilt also mehr denn je das, was 
die Friedensnobelpreisträgerin 
Beatrice Fihn sagte, als sie 2017 
den Friedensnobelpreis für ICAN 
(Internationale Kampagne zur 
Abschaffung von Atomwaffen) 
entgegennahm: „Entweder wir 
schaffen die Atomwaffen ab 
oder sie schaffen uns ab.“

Wenn sich nun die Bundesre-
gierung anschickt, mit ihrem 100 
Milliarden-Programm plus Stei-
gerung des Wehretats um die 
von den USA geforderten zwei 
Prozent zur drittgrößten Militär-
macht zu avancieren (nach den 
USA und China, s. Grafik S. 30), 
um damit der russischen Bedro-
hung adäquat etwas entgegen-
zusetzen, hat sie sich getäuscht. 
Solange die USA die Verfügungs-
gewalt über Atomwaffen haben, 

nützt alles Aufrüsten im Bereich 
konventioneller Waffensysteme 
gar nichts.

Vor allem ist dies aber eine 
Kampfansage an alle, die bislang 
an eine friedlichere Welt ge-
glaubt haben, auch in der Hoff-
nung, dass die einzige Chance, 
den Planeten zu retten, darin be-
steht, die bislang in Waffenpro-
duktion gesteckten Ressourcen 
für den ökologischen Umbau zu 
nutzen. 

Für diese Absage braucht es 
eine ideologische Unterfütte-
rung. Längst Totgeglaubtes gerät 

an die Oberfläche – man braucht 
nur zu kratzen! Plötzlich spricht 
man wieder von der Nation, die 
es zu schützen gilt. Und wo die-
se bemüht wird, ist auch natio-
nalistisches Denken nicht fern. 
Der Irrsinn der in Stein gemei-
ßelten Worte im Kriegsklotz am 
Dammtor: „Deutschland muss 
leben, auch wenn wir sterben 
müssen“ erscheint plötzlich in 
einem anderen Licht, wenn wir 
der Ukraine durch unsere Waf-
fenlieferungen dazu verhelfen, 
ihr nationales Recht auf Selbst-
verteidigung zu wahren. 

Dass dieses Recht ungebro-
chen gilt, will ich nicht infrage 
stellen. Aber dass wir moralisch 
verpflichtet sind, die Bevölke-
rung der Ukraine in ihrem Kampf 
militärisch zu unterstützen, be-
zweifle ich. Da halte ich mich an 
Richard David Precht, der gewagt 
hat zu sagen: Das Mitgefühl mit 
den Kriegsopfern auf der einen 
und die Waffenlieferungen auf 
der anderen Seite, „die diesen 
schrecklichen Krieg noch weiter 
verlängern und weitere Todes-
opfer und Verletzte hervorru-
fen“, würden „einen knochen-
harten Widerspruch“ bilden. Die 
militärische Unterstützung des 
Landes bewirke nur „eine Ver-
längerung, möglicherweise eine 
weitere Eskalation des Krieges“.

Wollte man dies verhindern, 
hieße dies, sich dem morali-
schen Druck und den damit ver-
bundenen Forderungen nach 
militärischer Unterstützung sei-
tens der ukrainischen Regierung 
zu verweigern. 

Diesem moralischen Druck 
standzuhalten verlangt Mut, 
auch weil es gilt, Angst zu über-
winden. Angst davor, dass eine 
weitere Eskalation einen Flä-
chenbrand auszulösen vermag, 
der von allen Seiten nicht mehr 
beherrschbar sein könnte.
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Personalratswahl  

27.04. – 29.04.22 und 02.05. – 03.05.22

GEWählen!

DIE BILDUNGSGEWERKSCHAFT

Gemeinsam  

  gegen große Haie.
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Dankbar
hlz 1-2/2022, S. 20ff

Etwas verspätet, aber mit gro-
ßer Zustimmung habe ich den 
Beitrag "...und raus bist du!" des 
Kollegen Dierbach gelesen. Ich 
bin sehr dankbar, dass der Kol-
lege das Thema anspricht und so 
ausführlich erklärt. Behavioristi-
sche Methoden sind leider auch 
meiner Erfahrung nach sehr 
verbreitet in Bildungseinrich-
tungen, und zwar unabhängig 
vom Alter der Adressat_innen. 
Bereits in der Krippe wird man-
cherorts fröhlich belohnt und 
bestraft. Wenn die Fachkräfte 
nicht um das zugrunde liegende 
Menschenbild und die Aus-
wirkungen dieser Handlungen 
wissen, so ist es umso wichtiger, 
darüber aufzuklären bzw. die 
Auswirkungen ins Bewusstsein 
zu rufen. Zur Professionalität 
gehört schließlich, unsere Im-
puse und Entscheidungen stets 
zu hinterfragen und zu klären, 
ob unser Handeln wirklich 
den Adressat_innen oder nur 
bestimmten Abläufen und Struk-
turen nutzt und ob dies dann zu 
unserer fachlichen und somit 
auch politischen Haltung passt.

Kollegiale Grüße
LUCY BEULE

Bildungsauftrag 
erfüllt, aber…
hlz 12/20, Titel und S. 9

Liebe Redaktion der hlz,
vor zwei Jahren habe ich mich 

sehr gefreut über den Bericht 
zum Bildungsweg von Herrn 
Şahin: Gesamtschule – Bil-
dungsauftrag erfüllt! Nun warte 
ich gespannt auf die Erfolgsge-
schichte!

Mit Steuergeldern wurde die 
Schulausbildung, das Studium 
bezahlt und Herr Şahin erhielt 
außerdem staatliche Fördergel-

der in Millionenhöhe für seine 
Firma. Heute ist er, die Zahl ist 
wahrscheinlich schon wieder 
überholt, mit 13 Milliarden der 
drittreichste Deutsche.

Trotz einer der Solidarität 
verpflichteten Gesamtschul-
erziehung verhindert er die 
Freigabe der Impfpatente und 
hat es mitzuverantworten, dass 
die Menschen in Afrika kaum 
einen Impfschutz haben. Bitte 
positioniert euch dazu!

Ich bin seit 50 Jahren Mit-
glied der GEW und frage mich: 
Wie kann es sein, dass der Staat 
mit Steuergeldern hochqua-
lifizierte Menschen ausbildet 
und wenn sie in der Wirtschaft 
erfolgreich sind, die Gewinne in 
private Taschen fließen?

Ich war eine überzeugte 
Gesamtschullehrerin und weiß, 
wie viel mehr wir hätten leisten 
können, wenn die finanziellen 
Mittel dafür dagewesen wären!

Ich will mich nicht beklagen, 
sondern zusammen mit euch 
nach Lösungsmöglichkeiten für 
eine gerechtere Gesellschaft 
suchen.

Mit solidarischen Grüßen
ELKE SCHÜRMANN

Keine Sippenhaft
Der Interessenverband der gut 

1300 britischen Privatschulen 
zählte im vergangenen Jahr 2327 
Russ_innen in seinen Mitglieds-
schulen. Im Unterhaus kam die 
Frage auf, ob die russischen 

Kinder mit Verbindungen zum 
Kreml nach Hause geschickt 
werden sollten. Boris Johnson 
antwortete, dass Kinder nicht für 
die Sünden ihrer Eltern zu büßen 
hätten.

Vandalismus
Als Unbekannte neulich 

Fenster an der Stadtteilschule 
Süderelbe einschlugen, gab es 
Alarmstimmung in der Boule-
vardpresse. Die Schulbehörde 
gab Entwarnung! Vandalismus 
an Schulen wird dort zwar nicht 
fallweise erfasst. Mit Blick auf 
die entstandenen jährlichen 
Schadenssummen sei aber nicht 
davon auszugehen, dass unsere 
Kinder zuletzt eine besondere 
Zerstörungslust entwickelt hät-
ten. 

Abnehmende
Fähigkeiten

Während der Corona-Pan-
demie haben die Lesefähigkei-
ten von Viertklässler_innen in 
Deutschland nach einer neuen 
Studie gravierend abgenommen. 
Dies geht aus einer repräsen-
tativen Studie des Instituts für 
Schulentwicklungsforschung 
der Universität Dortmund (IFS) 
hervor. Im Durchschnitt fehle 
den Kindern ein halbes Schul-
jahr. Unter insgesamt fast 4300 
getesteten Grundschüler_innen 
wiesen Kinder der vierten Klas-
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Leser_innenbriefe an: hlz@gew-hamburg.de
(wir belassen ggf. alte Schreibung)

Die Redaktion behält sich das Recht auf Kürzungen vor
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Noch 1 Ausgabe von dieser hlz-Redaktion
Nur noch wenige Tage bis zum Gewerkschaftstag am Montag, 

25. April, auf dem laut Satzung der GEW-Hamburg die Redaktions-
leitung der hlz neu gewählt wird. Unser Redaktionsleiter Joachim 
wird nicht mehr zur Wiederwahl stehen. Die Redaktionsarbeit wird 
dann von einer neuen Redaktion verantwortet – wenn sich denn 
eine neue findet (s. S. 70/71 und S. 81).

DIE REDAKTION
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sen 2021 nach gut einem Jahr 
pandemiebedingter Einschrän-
kungen eine „substanziell ge-
ringere“ Lesekompetenz auf als 
Viertklässler_innen 2016.

Mädchen lesen im Mittel wei-
terhin besser als Jungen. Bei bei-
den seien die negativen Effekte 
der Pandemie in etwa dem glei-
chen Ausmaß festgestellt wor-
den, heißt es. Zwischen Kindern 
mit und ohne Migration sind die 
Unterschiede tendenziell noch 
größer. Und Viertklässler_innen 
mit ungünstigen Lernbedingun-
gen verlieren den Angaben zu-
folge noch stärker als Kinder mit 
günstigen Bedingungen.

Klasse Klassen
16.839 Erstklässler_innen 

werden nach den Sommerferi-
en eingeschult, 561 mehr als im 
Vorjahr, teilte die Schulbehörde 
mit. Die Zahl stieg innerhalb 
von fünf Jahren um rund 2200 
Kinder. Das entspreche rund 100 
zusätzlichen Klassen. Diesen 
Raumbedarf zu decken sei nur 

möglich gewesen, weil sie den 
Schulbau in den letzten Jahren 
dramatisch angekurbelt hätten, 
so der Schulsenator. Pro Jahr 
fließen rund 360 Millionen Euro, 
finanziert durch öffentliche pri-
vate Partnerschaft (ÖPP), in den 
Schulbau.

Europa hinten
Überraschende Ergebnisse: 

Fast ganz Europa hinkt bei der 
Vermittlung digitaler Kompeten-
zen hinterher, wie eine aktuelle 
Fujitsu Studie zeigt. Eine Aus-
nahme bildet Dänemark, hier 
wurde schon sehr früh auf digi-
tale Prozesse umgestellt. So ar-
beiten beispielsweise 86 Prozent 
der dänischen Schüler_innen 
mindestens einmal pro Woche 
online zusammen, während es in 
Deutschland nur zwölf Prozent 
sind. Auch das Vereinigte Kö-
nigreich, Frankreich und Italien 
liegen zurück. Diese Diskrepanz 
ist zum Teil auf die mangelnde 
Akzeptanz seitens der Lehrkräf-
te zurückzuführen, die nicht die 

dringende Notwendigkeit der di-
gitalen Nutzung in den Schulen 
sehen: In Deutschland stimmen 
nur neun Prozent der Lehrenden 
dem Einsatz digitaler Medien im 
Unterricht „voll und ganz“ zu, in 
Dänemark sind es hingegen 64 
Prozent. 

Wenn Deutschland auf russisches Gas verzichten würde, würde heizen massiv teurer. Viele Industriebetriebe 
müssten abgeschaltet werden. Das hätte Folgen für weitere Wirtschaftsbereiche. Das Institut für Makroökonomie 
und Konjunkturpolitik (IMK) warnt daher: Deutschland würde in eine tiefe Rezession stürzen. Ein drastischer 
Anstieg der Arbeitslosigkeit und soziale Verheerungen wären die Folge. 

Schweren Herzens
Wir haben uns entschlossen, 
die geplante 100jahr-hlz-
Jubiläumsfeier am 7. Mai zu 
canceln. Wir müssen also die 
Einladung, wie in der letzten 
Ausgabe angekündigt, zurück-
ziehen. Nachdem Hamburg 
für einen weiteren Monat zum 
Hotspot erklärt wurde, schien 
uns ein Fest mit Unterhaltung 
und Tanz, wie wir es angedacht 
hatten, ein Fest, bei dem es 
ein großes Wiedersehen  und 
sich Austauschen geben sollte, 
zu risikoreich. Die 100 Jahre 
zu krönen mit einem Corona-
Infektions-Hotspot wäre ein 
Desaster!

DIE REDAKTION
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KITA-STREIK

Wer mehr will, 
muss auf die Straße…
…so lautete die Überschrift unserer Pressemitteilung zum 
Warnstreik für die Aufwertung des Sozial-und Erziehungsdienstes 

Und da waren wir! Am 8. März 
reagierten die Gewerkschaf-
ten mit dem ersten Warnstreik; 
so auch in Hamburg. Mehr als 
zweitausend Kolleginnen und 
Kollegen beteiligten sich daran. 
Warum war das schon so früh-
zeitig im Rahmen der Verhand-
lungen notwendig? 

2009 hatten die Gewerkschaf-
ten des öffentlichen Dienstes 
erfolgreich für die Einführung 
einer eigenen Eingruppierungs-
ordnung für den Sozial- und 
Erziehungsdienst gestritten und 
den SuE-Teil als eigenständigen 
Tarifteil im TVÖD verankert. 
2015 hatten wir für und mit 
den Kolleg_innen aus diesem 
Bereich mit über sechs Wo-
chen andauernden Streik- und 
Arbeitskampfmaßnahmen eine 
Aufwertung der unter dem So-
zial- und Erziehungsdienst ein-
zuordnenden Berufsgruppen 
erreicht, die allerdings nicht alle 
die in sie gesetzten Erwartungen 
erfüllte. Schon 2015/2016 haben 
die Gewerkschaften den Arbeit-
geberverbänden signalisiert, dass 
sie nach fünf Jahren Laufzeit den 
Tarifteil kündigen werden, um 
die noch einzuarbeitenden Auf-
wertungsschritte abzuschließen.

Aufgrund der Pandemie wur-
de die Kündigung um ein Jahr 
verschoben, so dass sie erst im 
letzten Quartal 2021 erfolgte.

Mit der Vereinigung kom-
munaler Arbeitgeberverbände, 
VkA, sind drei Verhandlungs-
termine vereinbart worden. Der 
erste Verhandlungstermin am 
25. Februar diente dazu, die ge-
werkschaftlichen Forderungen 
darzustellen – die Arbeitgeber-

seite nahm die Forderungen mit 
Ablehnung zur Kenntnis.

Am 25. März endete der zwei-
te Verhandlungstermin mit der 
Erkenntnis, dass die Arbeitge-
berseite überhaupt kein Entge-
genkommen signalisierte. Die 
dritte und bis dato letzte Ver-
handlungsrunde soll am 16. und 
17. Mai stattfinden. 

Zurückhaltendes Agieren der 
Arbeitgeberseite sind wir ge-
wohnt, eine rundheraus kom-
plette Ablehnung der gewerk-
schaftlichen Forderungen, ohne 
jedenfalls anzudeuten, dass über 
irgendetwas verhandelt werden 
könne, ist aber eher unüblich. 
Nun sind wir Gewerkschaften 
geradezu herausgefordert, zum 
nächsten Warnstreik aufzurufen. 

Das wird geschehen. Ver.di 
will zunächst die Kitas, die nicht 
tarifgebunden sind, aber den-
noch von dem Verhandlungser-
gebnissen der TVÖD profitieren, 
in die Tarifauseinandersetzungen 
mit einbeziehen, da diese Arbeit-
geber in der Regel die Tarifab-
schlüsse übernehmen. Sollte es 
einen Aufruf von verdi für diese 
Tarifanwender geben, so sind die 
Kolleg_innen, die in der GEW 
organisiert sind, befugt, an den 
Aktionen teilzunehmen. Wir be-
nötigen nur vor der Teilnahme 
die Information von dem Mit-
glied, an welcher Aktion teilge-
nommen wird.

Der erste Warnstreik war ein 
guter und gelungener Auftakt. 
Neben den streikerfahrenen Kol-
leginnen und Kollegen nahmen 
auch viele neue Kolleg_innen 
am Streik teil und nutzen die Ge-
legenheit, Mitglied in der GEW 

zu werden.
Die Forderungen sind viel-

fältig: neben einer höheren Ein-
gruppierung für alle pädagogisch 
Tätigen bundesweit, die wir in 
Hamburg schon haben, steht für 
die Hamburger Kolleg_innen die 
Abschaffung der Absenkung für 
Erzieher_innen in den Stufen 5 
und 6 der Tabelle SuE an. Für 
alle pädagogischen Kita-Kolleg_
innen steht im Vordergrund, die 
Angleichung der Laufzeiten der 
einzelnen Stufen von bis zu 22 
Jahren innerhalb einer Eingrup-
pierung an die Gesamtlaufzeiten 
auf 15 Jahren, so wie es in der 
Verwaltung im TVÖD seit Be-
ginn des TVÖDs festgeschrieben 
ist, um in die höchste Erfah-
rungsstufe der jeweiligen Ent-
geltgruppe zu kommen, durch-
zusetzen. 

Eine geldwerte Angleichung 
der Stufen 6 (ab S11) auf den 
Stand, der in allen Kommunen 
außerhalb Hamburgs schon exis-
tiert, gehört ebenfalls zu den 
Forderungen. Sie gilt den Ham-
burger Kolleg_innen (nur ab Ent-
geltgruppe S11), damit auch sie 
auf das Bundesniveau der Werte 
in Stufe 6 kommen können. Die 
Umsetzung dieser Forderung 
ist nur mit einem zusätzlichen 
finanziellen Aufwand zu errei-
chen. Je höher die Belastungen 
ausfallen, die von den Kommu-
nen zu schultern sind, desto not-
wendiger erscheint es uns, über 
länger andauernde Streikmaß-
nahmen nachzudenken. Wir ken-
nen es aus den vorangegangenen 
Tarifrunden: erst, nachdem ein 
bundesweit geltendes Ergebnis 
vorliegt, werden wir in Hamburg 
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vom Hamburger Arbeitgeberver-
band arbeitsrechtliche Vereini-
gung Hamburg, AV-H erfahren, 
zu welchen Punkten Bereitschaft 

besteht, auch für die Hamburger 
Kolleginnen und Kollegen eine 
Aufwertung zu vereinbaren.

Lest dazu unsere Tarifinfos, 

die im Newsletter für alle zu-
gänglich sind.

JENS KASTNER, Sprecher der
Fachgruppe Kinder- und Jugendhilfe

BETRIEBSRATSWAHLEN

Alle (vier) Jahre wieder 
Eine sorgfältige Vorbereitung ist notwendig, weil viele Fallstricke bereit liegen

Im Zeitraum vom 1.3. bis 
zum 31.5. finden die regulären 
Betriebsratswahlen in den deut-
schen Betrieben statt. Eine Amts-
zeit dauert vier Jahre. Danach 
müssen wieder Kandidaturen 
präsentiert und ein Wahlvorstand 
einberufen werden. Dazu gehört 
dann, dass Wahlvorschläge auf 
Listen notiert werden müssen, 
die dann beim Wahlvorstand ein-
gereicht werden. Der Wahlvor-
stand wird durch den amtieren-
den Betriebsrat bestimmt. 

Die mannigfachen Details, 
die bei der Betriebsratswahl be-
achtet werden müssen, werden 
an dieser Stelle nicht erwähnt. 
Richter und Rechtsanwälte sind 
sich darüber einig, dass bei Be-
triebsratswahlen immer Fehler 
gemacht werden und sie darauf-
hin Anfechtungsgründe liefern. 
Unterschieden wird zwischen 
Nichtigkeit der BR-Wahl und 
der Ungültigkeit einer Wahl, 
wenn die Anfechtungsgründe  
von Anfechtungsberechtigten 
eingereicht werden. Das Arbeits-
gericht hat dann darüber zu ent-
scheiden.

Wenn das Gericht die Ungül-
tigkeit der Betriebsratswahl fest-
stellt, hört das fehlerhaft gebil-
dete Betriebsratsgremium auf zu 
existieren. Handlungen, die der 
Betriebsrat in der Zwischenzeit 
vorgenommen hat, bleiben aber 
wirksam. Dies im Gegensatz 
zur Nichtigkeit der Wahl: Wenn 
diese festgestellt wird, behandelt 
man die Wahl, als sei sie nicht 
geschehen. Die Feststellung 

der Nichtigkeit enthebt den Be-
triebsrat also sofort seines Amtes 
und macht alle Handlungen und 
Beschlüsse auch rückwirkend 
unwirksam.

Darüber hinaus gibt es An-
fechtungsgründe, die aber nur 
zur Folge haben, dass sich die 
Zusammensetzung des BRs ver-
ändert, er aber als Gremium im 
Amt bleibt.

So kann es also nach durch-
geführter Wahl noch passieren, 

dass erst nach einer Arbeitsge-
richtsverhandlung feststeht, ob 
der BR rechtsgültig seine Arbeit 
wahrnehmen kann. Allerdings 
gibt es für die Anfechtung Fris-
ten. Die Anfechtung ist nur bin-
nen zwei Wochen ab dem Tag 
der Bekanntgabe des Wahlergeb-
nisses durch Einreichung eines 
Antrages beim Arbeitsgericht 
möglich.

Eine nach Fristablauf einge-
gangene Anfechtung wird nicht 
mehr berücksichtigt, die Be-
triebsratswahl ist dann bis auf 
die Frage der Nichtigkeit unan-
greifbar geworden.

GEW-Mitglieder sind in vie-

len Betriebsräten der Kita-Träger 
vertreten. So wird auch nach der 
Wahl der Betriebsrat im Ham-
burger Schulverein von 1875 
e.V. in der Mehrheit aus GEW-
Mitgliedern bestehen. Beim 
größten Kita-Träger in Hamburg, 
den elbkinder-Kitas mit knapp 
7000 Beschäftigten, ist die von 
der GEW unterstützte Liste DOL 
bisher noch die kleinere Gruppe, 
aber dennoch ist sie in unüber-
sehbarer Stärke im Betriebsrat 

und im Betrieb präsent. Bei vie-
len weiteren Trägern, wie z.B. 
DRK KiJu gGmbH, Rudolf-Bal-
lin-Stiftung, Fröbel-Kitas, fin- 
den sich GEW-Mitglieder in den 
Gremien.

Für die anstehenden Wahlen 
drücken wir unseren Kolleg_in-
nen die Daumen und sichern 
euch zu, dass in der Fachgruppe 
KiJu neben den Themen der Ki-
ta-Politik auch Fragen zum Ta-
rif- und Arbeitsrecht behandelt 
werden können. In der nächsten 
Ausgabe werden wir über die 
Wahlergebnisse berichten.

JENS KASTNER, Sprecher der
Fachgruppe Kinder- und Jugendhilfe
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Kita-Warnstreik
Noch klappern und knattern wir nur!
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DOL INFO ZUR 
BR-WAHL MÄRZ BIS MAI 2022

Die Offene Liste kandidiert zur Betriebsratswahl 
im April und bittet euch um eure Unterstützung
Die Pandemie zeigt schonungslos, wie durch ein Brennglas, die bestehenden Probleme. Zu wenig Perso-
nal für zu viele Kinder, zu enge Kitas, oft veraltete Ausstattung usw. Viele bei den Elbkindern fühlen sich 
wieder von der Politik alleingelassen, zu wenig wertgeschätzt und diesmal sogar bewusst gefährdet. Der 
Senat macht politische Vorgaben und die Geschäftsführung ist für die Umsetzung verantwortlich. Genau 
hier setzt die Aufgabe des Betriebsrats ein. Er prüft, ob dabei die rechtlichen Grundlagen eingehalten 
werden und handelt betriebliche Regeln aus. Ihr seid somit nicht schutzlos.
Betriebsrat: Wer vertritt eure Interessen?
Die Mitglieder Der Offenen Liste setzen sich gemeinsam mit ihren unterschiedlichen Meinungen und 
Stärken für euch ein und vertreten eure Interessen, denn alle ziehen an einem Strang.
Es gibt unterschiedliche Interessen und Wünsche zwischen Belegschaft und Geschäftsführung. Diese 
sollten klar erkennbar sein und dann sollten Kompromisse ausgehandelt werden. Die Betriebsräte
Der Offenen Liste vertreten euch im Konfliktfall oder wenn eine Abmahnung droht. Dabei wird versucht 
eine Lösung vor Ort zu finden, mit der alle leben können.
Was kann Die Offene Liste im Betriebsrat bewirken?
Die Offene Liste hat schon vieles erreicht bzw. auf den Weg gebracht. Sie fordert jetzt:
Höherer Gesundheitsschutz in der Pandemie und danach
Ein Klima des Vertrauens und der Wertschätzung und nicht des Misstrauens ist Voraussetzung, um diese 
Krise zu meistern.
Bessere Personalausstattung in Kitas, GBS und in der Zentrale
Regeln darüber, welche Aufgaben später erledigt werden können.
Mehr Partizipation für euch
Der Vorteil der Vielfalt der Elbkinder muss mehr zum Tragen kommen.
Vereinbarungen für den Hausbereich und die GBS, die die Interessen der Betroffenen schützen.
Beteiligt euch an der Betriebsratswahl
Zur nächsten Betriebsratswahl werden sich vermutlich mindestens zwei Listen zur Wahl stellen. Betriebs-
ratswahlen sind ein hohes demokratisches Gut. Ihr legt mit eurer Stimme die Mehrheiten im Betriebsrat 
fest, gebt mit eurer Stimme Der Offenen Liste die Chance, für eure Interessen und euer Recht einzuste-
hen. Damit könnt ihr beeinflussen, wie Positionen im Betriebsrat vertreten werden und sich damit für euch 
und eure Interessen / Rechte stark gemacht wird. So habt ihr ein Mitspracherecht.
Macht von eurem Wahlrecht Gebrauch. Jede Stimme zählt!
Es geht um eure Interessen und wie sie im Betrieb in Zukunft vertreten werden!

DOL Ansprechpartner_innen
Konstanze Fischer – Betriebsrätin 040 / 42109 – 184 k.fischer-betriebsrat@elbkinder-kitas.de

Sabine Lafrentz – Betriebsrätin 040 / 42109 – 266 s.lafrentz-betriebsrat@elbkinder-kitas.de

Ilona Scheither – Betriebsrätin 040 / 42109 – 180 i.scheither-betriebsrat@elbkinder-kitas.de

Holger Timmermann – Betriebsrat 040 / 42109 – 187 h.timmermann-betriebsrat@elbkinder-kitas.de



DOL INFO NR. 4 MÄRZ 2022

„Zu den Tarifverhandlungen haben wir 
hier einige Fakten zusammengestellt.“
Mit diesem Satz endet die Veröffentlichung der Geschäftsführung im Info zum Warnstreik vom 08.03.22. 
Das Ganze ist in grün unterlegt und beim Draufklicken werden die sogenannten „Fakten zur Tarifverhand-
lung 2022 im Sozial- und Erziehungsdienst“ angezeigt.

Ohne erkennbare Sinnhaftigkeit werden darin Berufsgruppen verglichen, die nichts miteinander zu tun 
haben. Erzieher_innen und SPAs werden mit Bürokauffrauen, Gesundheits- und Krankenpflegekräften 
und Physiotherapeut_innen verglichen.

Beispielsweise sind die Voraussetzungen und die Ausbildungslängen der einzelnen Berufe unterschied-
lich. Auch sind dort Berufsgruppen zu finden, die keinem Tarifvertrag angehören. Ebenfalls problematisch 
ist, dass lediglich Zahlen aufgelistet werden. Es werden keinerlei Infos zur Dauer, bis man die Endstufen 
erreicht hat oder belastbare Zahlen darüber, wie viele Kolleg_innen sich dort befinden etc., geliefert. Au-
ßerdem sind die Zahlen verwendet worden, die erst ab 01.4.22 gelten und mühsam erkämpft worden sind.

Fakten müssen bestimmten Kriterien standhalten
Die Offene Liste ist der Ansicht, dass das keine Faktensammlung ist, sondern vielmehr ein Aufruf an die 
Elternschaft, ihr Unverständnis zu den Streiks zu äußern.

Wer darf diese Stimmung, die mit eventuellen neuen Streikaufrufen kommt, ausbaden?
Nicht die Geschäftsführung, sondern Leitungskräfte und pädagogische Kräfte. Die Geschäftsführung äu-
ßert in dem Eltern-Info ihre Meinung zu den Streiks sehr deutlich.

Das ist eine Ohrfeige für alle Beschäftigten, die seit Jahren, aber besonders während der Corona-Pan-
demie, den Betrieb am Laufen gehalten haben und zwar ohne besondere Schutzmaßnahmen und ohne 
großartige gesellschaftliche oder betriebliche Anerkennung.

Wenn Unverständnis über die Forderungen nach besseren Arbeitsbedingungen die Reaktion der Ge-
schäftsführung ist, dann sagt Die Offene Liste in aller Deutlichkeit, dass dies in eine völlig falsche Rich-
tung geht.

Kita-Personal – und hierzu zählen wir alle Beschäftigten, die in einer Kita arbeiten – ist Mangelware.
Solche Statements und Aussagen tragen nicht dazu bei, Kolleg_innen zu binden, geschweige denn Neue 
zu gewinnen.

Liebe Kolleg_innen, wie seht ihr die Veröffentlichung seitens der Geschäftsführung? Hattet ihr bereits 
Auseinandersetzungen bezüglich dieser Thematik?

Schreibt uns gern eure Meinung und meldet euch bei Der Offenen Liste.

Die Offene Liste fordert mehr Anerkennung, eine echte Aufwertung und materielle Wertschätzung der 
Beschäftigten der Elbkinder! Insbesondere in Erwartung der neuen zusätzlichen Herausforderungen!

Die Offene Liste
– die erste Wahl für euer Recht! –

Denn:

Alle ziehen
an einem Strang
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TARIFABSCHLUSS

Ein Schlag ins Gesicht 
der Pensionär_innen
Kritik an unzureichender Interessenvertretung durch die GEW

„Corona-Prämie kommt frü-
her als erwartet“ – unter diesem 
Titel schrieb die GEW Hamburg 
in ihrem Newsletter:

„Anders als im letzten News-
letter angekündigt, dürfen sich 
die Tarifbeschäftigten und die 
aktiven Beamt_innen der Freien 
und Hansestadt Hamburg bereits 
Ende Februar über die Auszah-
lung ihrer steuerfreien Corona-
Sonderzahlung freuen.

Wer sich allerdings nicht freu-
en kann, sind die Pensionär_in-
nen, denn sie bekommen die 
Prämie trotz deutlicher Kritik 
der GEW nicht und gehen bis zur 
Bezügeerhöhung im Dezember 
2022 leer aus.“ (24.2.2022)

Ich als Ruheständler fühle 
mich von diesen Aussagen der 
GEW Hamburg verhöhnt! 14 
Monate nichts, dann klägliche 
2,8 Prozent ab Dezember 2022. 
Anfangs wurde noch Hoffnung 
vorgetäuscht, dass eventuell ein 
Festgeld drin ist. Davon hört 
man auch nichts mehr. Eine of-
fizielle Preissteigerungsrate von 
inzwischen 7,3 Prozent und wei-
ter rasant steigende Preise – das 
ist die Realität (siehe die Anzei-
getafeln an den Zapfsäulen).

Wo ist die deutliche Kritik der 
GEW? Ich habe davon nichts 
bemerkt. Auf Anfrage in der Ge-
schäftsstelle hieß es: Ver.di als 
Verhandlungsführer der DGB-
Gewerkschaften hat Schuld.

Beschönigung oder Protest?
Schon vorher war in der ersten 

GEW-Stellungnahme zum Tarif-
abschluss nicht einmal erwähnt 
worden, dass die Ruheständ-
ler_innen erstmal leer ausgehen. 
Unter dem Titel „Schwieriger 
Abschluss in schwieriger Coro-

na-Zeit“ wurde der lineare Ab-
schluss zwar als nicht zufrieden-
stellend bezeichnet. Gleichzeitig 
lobte die Hamburger GEW-Tarif- 
expertin Birgit Rettmer „eine – 
zugegebenermaßen – erfreulich 
hohe Coronaprämie für alle Be-
schäftigten“ (hlz 12/2021, S. 11). 
Wer nicht zwischen den Zeilen 
zu lesen wusste, musste anneh-
men, dass dieser Bestandteil des 
Abschlusses wie üblich auf Be-
amt_innen und Pensionär_innen 
übertragen würde.

Erst nach elf (!) Wochen mel-
dete die GEW Hamburg auf 
ihrer Internetseite, dass die Ge-
werkschaften die 14 Leermona-
te für Pensionär_innen „scharf 
kritisiert“ hätten. Immerhin 
war nun auch davon die Rede, 
dass die Gewerkschaften „eine 
Einmalzahlung für die Versor-
gungsempfänger_innen“ beim 
Gesetzgebungsverfahren zur 
Übertragung des Abschlusses 
auf die Beamt_innen „einfor-
dern“ würden (17.2.2022).

Kann die GEW die Interes-
sen der pensionierten Mitglieder 
nicht besser vertreten? Warum 
wird ein früherer und schärferer 
Protest ausgerechnet anderen 
Verbänden überlassen, die sonst 
im Tarifkampf nicht in Erschei-
nung treten?

Aussagen wie die folgenden 
gab es, aber nicht von der GEW:

• „Besoldungsanpassung: 
Spaltung der Beamtenschaft in 
Aktive und Ruheständler“

• „Ausgerechnet die Gruppe, 
die heute von den drastisch ge-
stiegenen Lebenshaltungskos-
ten besonders hart betroffen ist, 
wird nun von der allgemeinen 
Einkommensentwicklung abge-
koppelt“

Beim Deutschen Beamten-
bund (DBB) in NRW hieß es 
schon am 8.12.2021: „Aus den 
Augen, aus dem Sinn! Der DBB 
NRW fordert einen Ausgleich 
für Pensionärinnen und Pensio-
näre.“

Die GEW gab sich dagegen 
schon beim Auftakt der Tarif-
runde unterwürfig. So beklag-
te unsere Bundesvorsitzende 
Maike Finnern, dass die bösen 
Arbeitgeber ihrer gesellschaftli-
chen Verantwortung nicht nach-
kommen wollten, und Corona 
war natürlich an allem Schuld 
(Daniel Merbitz, GEW-Verhand-
lungsführer). So ist Kampf um 
gerechte Löhne nicht möglich. 
Man hätte ja auch die Tarifrun-
de aussetzen können, wenn ein 
Kampf nicht möglich ist.

Nachverhandlungen nötig
Das Tarifergebnis ist ein 

Schlag ins Gesicht aller Pensi-
onär_innen, die jahrzehntelang 
ihrer Gewerkschaft die Treue 
gehalten haben. Nachverhand-
lungen sind unbedingt notwen-
dig! Und es soll keiner sagen, 
es sei kein Geld vorhanden. 100 
Milliarden für die Bundeswehr 
wurden soeben mal kurz mit ste-
hendem Applaus beschlossen!

ROLF URBAN / Ruheständler

Erst nach 11 Wochen 
meldete die GEW 

Hamburg, dass die 
Gewerkschaften die 14 

Leermonate für 
Pensionär_innen „scharf 

kritisiert“ hätten
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Warum bekomme ich keine Corona-Prämie?
Präzedenzfall für weitere Einsparungen bei Versorgungsempfänger_innen

Die im Tarifabschluss verein-
barte Corona-Prämie von 1300 
Euro soll eine Unterstützung des 
Arbeitgebers wegen der zusätzli-
chen Belastung durch die Coro-
na-Krise sein. Ich habe während 
der Pandemie bis zum Sommer 
2021 als Stadtteilschullehrer ge-
arbeitet und war in dieser Zeit 
von den zusätzlichen Belastun-
gen betroffen: Corona-infiziert, 
Fernunterricht, Präsenzunter-
richt und Notbetreuung in ver-
schiedenen Gruppen.

Hätte ich mich ab dem 1.8. 
ohne Bezüge beurlauben lassen, 
stünden mir jetzt 1300 Euro Prä-
mie zu. Aber: Ich bin stattdes-
sen zum 1.8. in den Ruhestand 
gegangen und soll deshalb leer 
ausgehen! Grund: Vorausset-
zung für die Sonderzahlung ist 

nicht nur mindestens ein Tag An-
spruch auf Arbeitsentgelt ab dem 
1.1.2021, sondern man muss 
auch am 29.11.2021 unter den 
Geltungsbereich des TV-L oder 
des Hamburgischen Besoldungs-
gesetzes fallen.

Die Arbeitgeber behaupten, 
die Extrazahlung werde „zum 
Dank und als Anerkennung für 
die außergewöhnlichen Leis-
tungen“ gewährt und nicht als 
Ausgleich für allgemeine – auch 
pandemiebedingte – Mehrbe-
lastungen (laut GEW-Erklärung 
vom 17.2.). Aber dann müsste 
ich doch auch die Prämie erhal-
ten. 

Tatsächlich geht es bei die-
sem Verfahren aber wohl vor 
allem darum, die insgesamt 
rund eine Million Versorgungs-

empfänger_innen von der Prä-
mie auszuschließen – immerhin 
eine Einsparung von etwa 1,3 
Milliarden Euro! Es liegt der 
Verdacht nahe, dass es sich um 
einen Präzedenzfall handelt und 
weitere Ungleichbehandlungen 
dieser Gruppe folgen. Dafür ist 
das neue Energiegeld von 300 
Euro bereits ein Beispiel: Die-
ses bekommen Rentner_innen 
und Pensionär_innen auch nicht 
(Sind sie etwa nicht von den 
Preiserhöhungen betroffen?).

Die Haltung der Arbeitgeber 
zeugt von geringer Wertschät-
zung gegenüber langjährig Be-
schäftigten.

MANNI HEEDE
Ruheständler seit 1.8.2021

ANGLEICHUNGSZULAGE

Pensionär_innen erneut 
ausgeschlossen

Beamt_innen sollen rück-
wirkend für die Jahre 2021 bis 
2025 eine zeitlich befristete 
Angleichungszulage erhalten. 
Die Angleichungszulage sol-
len jedoch nur die aktiven Be-
amt_innen erhalten. Daneben 
werden – wie angekündigt – die 
Besoldung und Versorgung ge-
mäß dem Tarifabschluss für die 
Beschäftigten der Länder zum 
1. Dezember 2022 um 2,8 Pro-
zent erhöht. Dies sieht nach In-
formationen des DGB Nord ein 
Gesetzentwurf des Senats vom 
5.4. vor.

Mit der Angleichungszulage 
soll die Verfassungskonformi-
tät der Hamburger Beamtenbe-
soldung gesichert werden. Der 
DGB schreibt: „Der Gesetzes-
entwurf kommt im Rahmen 

seiner Prüfung der Verfassungs-
konformität zu dem Ergebnis, 
dass mehrere Prüfparameter 
aus der Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts zur 
amtsangemessenen Alimentati-
on nicht eingehalten werden.“

Für 2021 soll die Anglei-
chungszulage nach Verkündung 
des Gesetzes ausgezahlt wer-
den, für 2022 bis 2025 jeweils 
mit den Dezemberbezügen.

DGB für Nachbesserungen
Der DGB begrüßt in seiner 

Erklärung den Gesetzentwurf 
wegen der Übernahme des 
Tarifabschlusses, fordert aber 
Nachbesserungen für die Ver-
sorgungsempfänger_innen. Die 
erneute Nichtberücksichtigung 
dieser Gruppe bei der Gewäh-

rung der Angleichungszulage 
sei „hochgradig problematisch“ 
und „nicht hinnehmbar“.

Im März hatte die Bürger-
schaft die im Tarifvertrag ver-
einbarte steuerfreie, tarifliche 
Einmalzahlung (Coronaprämie) 
für aktive Beamt_innen über-
tragen. Der DGB und seine Ge-
werkschaften hätten dabei ge-
gen die Nichtberücksichtigung 
der Versorgungsempfänger_in-
nen deutlich Position bezogen.

Der DGB hat angekündigt, 
er werde sich in die Diskussion 
zum neuen Gesetzentwurf bei 
einem Termin mit dem Perso-
nalamt „intensiv einbringen“. 
Über weitere Aktionen ist noch 
nichts bekannt.

MH
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STUDENT_INNEN

Von wackligen Karriereleitern 
und morschen Sprungbrettern 
Bundesweites Streiksemester – Studentisch Beschäftigte 
an den Universitäten kämpfen für einen Tarifvertrag (TVStud)

Im Frühjahr 2021 begann der 
erste bundesweite Arbeitskampf 
von Studentischen Beschäftig-
ten an Universitäten und For-
schungseinrichtungen: Mit der 
Kampagne „Keine Ausnahme!“ 
machten Studentische „Hilfs-
kräfte“ und Tutor_innen auf ihre 
prekären Beschäftigungs- und 
Arbeitsbedingungen aufmerk-
sam. In den Forderungen be-
riefen sie sich auf die weiterhin 
bestehende Ausnahmeklausel, 
die Studentische Beschäftigte 
sowohl von den Tarifverträgen 
des öffentlichen Dienstes als 
auch von einer betrieblichen 
Mitbestimmung ausschließt. 
Neun Monate und mehrere 
Warnstreiks später sind die Ver-
handlungen der Ländertarifrunde 
abgeschlossen – und eine Ge-

sprächszusage über die Arbeits-
bedingungen der Studentischen 
Beschäftigten Teil des Tarifer-
gebnisses.

Organisierung wirkt
Die derzeitigen Beschäfti-

gungsbedingungen mit einer 
Bezahlung knapp über dem Min-
destlohn und endlos aneinander-
gereihten Kettenverträgen mit 
kurzen Laufzeiten bedeuten für 
die Studentischen Beschäftigten 
eine höchst unsichere Studien-
finanzierung. Die Mehrfachab-
hängigkeit als Studierende und 
Beschäftigte tut ihr Übriges, eine 
Organisierung der traditionell 
eher gewerkschaftsfernen und 
stark fluktuierenden Gruppe der 
Studentischen Beschäftigten zu 
erschweren. Was oft als angeb-

liche Karriereleiter oder Sprung-
brett in den wissenschaftlichen 
Betrieb verkauft wird, ist, wenn 
es denn überhaupt als solches 
funktionieren kann, morsch und 
rostig. Hier bedarf es einer Per-
spektive, die das eigene Handeln 
kurzfristig erforderlich macht. 
Eine solche wurde für das Ziel 
eines Tarifvertrags für Studen-
tische Beschäftigte (TVStud), 
welches zuletzt 1991 Thema 
zwischen den Tarifparteien des 
Öffentlichen Dienstes war, mit 
der Adressierung der Tarifge-
meinschaft deutscher Länder 
(TdL) geschaffen. Mit Erfolg!

Seit Kampagnenstart erfah-
ren die bereits bestehenden 
TVStud-Initiativen neuen Zu-
lauf, in mehr als 30 weiteren 
Städten haben sich ebenfalls 

Studentische Beschäftigte 
und Unterstützer_innen 
zusammengeschlossen. In 
Hamburg besteht bereits 
seit 2019 eine TVStud-
Initiative an der Univer-
sität Hamburg (UHH). Im 
Laufe des letzten Jahres 
wurden weitere Gruppen 
an der Hochschule für an-
gewandte Wissenschaften 
(HAW) und der HafenCi-
ty Universität (HCU) ge-
gründet, um auch dort die 
Studentischen Beschäftig-
ten für den Arbeitskampf 
zu gewinnen.

„Wir haben
die Schnauze voll!“

Um für mögliche Ver-
handlungen mit der TdL 
gewappnet zu sein, wur-
de am 26. Juni 2021 eine Wo Rauch ist, ist auch Feuer

Fo
to

: h
lz
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Studentische Tarifkommission 
gegründet, mit der die Interessen 
der rund 4.000 Studentischen 
Beschäftigten in Hamburg ver-
treten werden sollen. Eine Wo-
che später übergaben rund 50 
Kolleg_innen die Forderungen 
der studentischen Kampagne 
„Keine Ausnahme!“ dem Ham-
burger Finanzsenator und erstem 
Stellvertreter des Vorsitzenden 
der TdL, Andreas Dressel. Die-
ser sicherte zwar zu, die For-
derungen nach einem studenti-
schen Tarifvertrag an die TdL 
weitergeben zu wollen, erteilte 
jedoch einem Hamburger Allein-
gang eine direkte Absage. TV-
Stud Hamburg nahm ungeachtet 
dessen immer mehr Fahrt auf. Je 
näher die TV-L-Verhandlungen 
rückten, desto größer wurde die 
Bewegung. Als Vorbereitung für 
den ersten Streik Studentischer 
Beschäftigter in Hamburg klap-
perten studentische Kolleg_in-
nen über mehr als vier Wochen 
unzählige Büros und Kontakte 
ab, um weitere Mitstreiter_innen 
gewinnen und organisieren zu 
können. Auch Probleme wurden 
nun praktisch und unkompliziert 
gelöst. Als die Universität Ham-

burg eine Raumanfrage für ein 
Streikcafé ablehnte, wurde pas-
send zum Semesterstart ein Hör-
saal in der Sozialökonomie (ehe-
malige HWP) unter dem Motto 
„Wir haben die Schnauze voll!“ 
besetzt und ein Streiksemester 
ausgerufen. Im Zuge von daran 
anschließenden Verhandlungen 
mit der Universitätsleitung und 
der Wissenschaftsbehörde wur-
de ein Seminarraum zur Verfü-
gung gestellt, der seitdem für 
die Planung, Organisierung und 
Durchführung von Streiks, für 
Workshops, aber auch von an-
deren Initiativen kreativ genutzt 
werden kann.

Im Oktober und November 
nahmen die studentischen Kol-
leg_innen der UHH, HAW und 
HCU an vier Streiks teil, die 
sowohl geschlossen mit allen 
Kolleg_innen aus dem TV-L-
Bereich als auch gemeinsam mit 
einzelnen Beschäftigtengrup-
pen wie den Hausmeister_innen 
stattfanden. Mehrmals wurde 
dabei die Finanzbehörde von 
Andreas Dressel besucht, um der 
Wut über die Blockadehaltung 
der TdL Ausdruck zu verleihen. 
Dies scheint durchaus Wirkung 

gehabt zu haben. Das Ergebnis 
der Tarifverhandlungen sieht 
eine Gesprächszusage über die 
Arbeitsbedingungen von Stu-
dentischen Beschäftigten vor! 
In Hamburg hatte dies ebenfalls 
Auswirkungen. Auf eine schrift-
liche Aufforderung zur Aufnah-
me von Gesprächen reagierten 
sowohl Wissenschaftssenatorin 
Katharina Fegebank als auch 
Andreas Dressel mit einer Zusa-
ge. Darüber hinaus wird in Zu-
sammenarbeit mit dem Institut 
Arbeit und Wirtschaft Bremen 
eine bundesweite Erhebung der 
Arbeits- und Beschäftigungs-
bedingungen Studentischer Be-
schäftigter durchgeführt. Die Er-
gebnisse der Befragung werden 
den Forderungen nach einem 
bundesweiten TVStud und nach 
betrieblicher Mitbestimmung 
weiteren Ausdruck verleihen und 
die gegenwärtigen und kommen-
den Vorsitzenden der TdL zum 
Handeln auffordern. In jedem 
Fall gilt: Wir machen Druck, 
denn wir haben die Schnauze 
voll!

CHRISTOPHER KIRSCHNER 
ANN-KATHRIN HOFFMANN

Uni Hamburg

Ausbeutung
Im Wintersemester 2020/2021 war ich Tutorin 

im Rahmen einer Einführungsveranstaltung eines 
sozialwissenschaftlichen Bachelorstudiengangs 
an der Universität Hamburg. Für die Zeit erhielt 
ich für zwei Tutorien eine „Gesamtvergütung“ 
von 458,68 €, was bei einer vorgesehenen Zeit 
von 10 Stunden pro Woche einen Stundenlohn 
von 11,47 € macht. Meine Aufgaben waren das 
Vorbereiten und Durchführen von Tutoriums-
sitzungen, in denen der Lernstoff aus den Vor-
lesungen und den dazugehörigen Seminarstun-
den noch einmal nachbesprochen werden sollte. 
Daneben war ich für die Verwaltung der drei 
Prüfungsleistungen zuständig. Dies bedeutete, 
unzählige Mails mit den Kolleg_innen auszutau-
schen, Fragen von Studierenden zu beantworten 
und die Korrektur der Prüfungsleistungen zu 
koordinieren. Die vorgesehenen Wochenstun-
den habe ich nicht selten überschritten. Mein 
Vertrag lief regulär am 28.02.2021 aus, meine 

Arbeit beendete ich Ende März. Da es sich hier 
um eine Gesamtvergütung handelt, gibt es keine 
Überstunden und dementsprechend keine Be-
zahlung für zusätzliche Arbeitsleistungen. Hätte 
ich mich regelkonform verhalten und meine Ar-
beit Ende Februar eingestellt, wäre die Arbeit 
meinen Kolleg_innen ohne Professor_innentitel 
zugefallen, die dann ebenfalls über ihre reguläre 
Arbeitszeit hinaus die Aufgaben erledigt hätten. 
Weiterzuarbeiten war sicherlich meine eigene 
Entscheidung. Das ändert aber nichts an den 
strukturell schlechten Arbeitsbedingungen im 
wissenschaftlichen Bereich, von denen eben auch 
studentische Beschäftigte betroffen sind und die 
sich mit ihrer Anstellung an den Professuren, in 
den Fachbibliotheken und Sekretariaten ihr Stu-
dium finanzieren. Die Erzählung von angeblichen 
Karriereleitern und Sprungbrettern in die Wissen-
schaft sind zynisch. Sollte es sich tatsächlich um 
Leitern und Sprungbretter handeln, sind diese 
dringend sanierungsbedürftig, wie so vieles an 
der Universität Hamburg.

ANN-KAHTRIN HOFFMANN / Uni HH
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der Freien und Hansestadt Hamburg  
 

 
Senat legt Gesetzesentwurf zur Anpassung der 
Besoldung und Versorgung vor 
 

Der Senat hat am 5. April 2022 dem DGB den Entwurf eines Hamburgischen Gesetzes zur 
Besoldungs- und Beamtenversorgungsanpassung 2022 zum beamtenrechtlichen Beteili-
gungsverfahren vorgelegt. Mit dem Gesetzesentwurf soll unter anderem die lineare Kom-
ponente des Tarifergebnisses für den öffentlichen Dienst der Länder auf die Besoldung und 
Versorgung übertragen werden.  
 

Am 2. März hat die Bürgerschaft bereits die Übertragung der steuerfreien, tariflichen Ein-
malzahlung auf die aktiven Beamt*innen beschlossen. Der DGB und seine Gewerkschaften 
haben dabei gegen die Nichtberücksichtigung der Versorgungsempfänger*innen deutlich 
Position bezogen. 
 

Was sieht der aktuelle Gesetzesentwurf nun vor?  
 

Der Gesetzesentwurf sieht im Wesentlichen zwei Regelungen vor: Zum einem werden ge-
mäß dem Tarifabschluss für die Beschäftigten der Länder die Besoldung und Versorgung 
zum 1. Dezember 2022 um 2,8 Prozent erhöht, zum anderen für die Jahre 2021 bis 2025 
rückwirkend eine zeitlich befristete Angleichungszulage eingeführt. Die Anglei-
chungszulage sollen nur die aktiven Beamt*innen erhalten.  
 

Die rückwirkende Auszahlung der Angleichungszulage für 2021 soll zeitnah nach Verkün-
dung des Gesetzes erfolgen, in den Jahren 2022 bis 2025 erfolgt die Auszahlung mit den 
Dezemberbezügen. Nach dem Jahr 2025 soll die Angleichungszulage wieder entfallen.  
 

Die Höhe der Angleichungszulage richtet sich nach der durchschnittlichen monatlichen Be-
soldung im Bezugsjahr, sie beträgt in den Jahren 2021 und 2022 jeweils 33 Prozent und 
in den Jahren 2023 bis 2025 jeweils 20 Prozent des Bezugswertes.  
 

Warum soll eine Angleichungszulage eingeführt werden?  
 

Der Gesetzesentwurf kommt im Rahmen seiner Prüfung der Verfassungskonformität zu 
dem Ergebnis, dass mehrere Prüfparameter aus der Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts zur amtsangemessenen Alimentation nicht eingehalten werden. Mit der An-
gleichungszulage und einem noch in 2022 folgenden weiteren Gesetzesentwurf für ein 
Besoldungsstrukturgesetz soll die Verfassungskonformität der Hamburger Beamten-
besoldung gesichert werden. Dies erklärt auch die rückwirkende Gewährung der geplanten 
Angleichungszulage für 2021.  

Auf die Straße am Tag der Arbeit
Liebe Kollegen und Kolleginnen,
endlich wieder geMAInsam auf die Straße für 

Solidarität und Gute Arbeit!
Dieses Jahr können wir am 1. Mai wieder ge-

MAInsam kraftvoll auf die Straße gehen – für eine 
solidarische, mitbestimmte und gerechte Zukunft!

GeMAInsam sind wir stark –
und jede_r ist dabei wichtig!

Egal wo und was du arbeitest – DU bist der wich-
tigste Teil unserer Arbeit. Zusammen mit dir setzen 
wir uns für anständige Arbeitszeiten, gerechte Be-
zahlung und sichere Arbeitsbedingungen ein. Wir 
kämpfen dafür, dass die ökologische Transforma-
tion auch sozial gerecht wird und wir engagieren 
uns für Frieden und Abrüstung. – Damit wir unse-
ren Kindern eine lebenswerte Welt übergeben. Wir 
zeigen uns solidarisch mit unseren Kolleg_innen 
hier in Deutschland und Arbeitnehmer_innen aus 
anderen Ländern. GeMAInsam setzen wir uns für 
Gute Arbeit in Hamburg ein. Dafür gehen wir die-
ses Jahr am 1. Mai auf die Straße – sei dabei!

Verbesserungen fordern –
und Erreichtes feiern!

Gewerkschafter_innen setzen sich füreinander 
ein. Bei uns wird niemand allein gelassen. Egal ob 
direkt im eigenen Betrieb oder auf der ganz gro-
ßen Bühne, auf der wir uns im letzten Jahr für den 
Mindestlohn und einen besseren Schutz von Be-
triebsrät_innen, für gute Arbeitsbedingungen trotz 
Corona-Pandemie und Equal Pay eingesetzt haben. 
Auch das wollen wir am 1. Mai – unserem Tag – 
mit euch zusammen feiern.

Deswegen:
SEI DABEI AM 1. MAI –

auf St. Pauli,
in Bergedorf und Harburg!

DGB HH
11:00 Uhr Maidemonstration, Motto: Lasst uns ge-
MAInsam die Zukunft gestalten: solidarisch, mit-
bestimmt, gerecht!
Treffpunkt: Heußweg (Nähe U-Bahn-Station Os-
terstraße)
12:00 Uhr Kundgebung auf der St. Pauli Fisch-
marktstraße
Es sprechen:
Tanja Chawla, Vorsitzende DGB Hamburg
Karsten Burckhardt, Mitglied des IG BAU-Bun-
desvorstands, Sven Peters, Betriebsrat Lichtblick 
SE, Yavuz Daşkin, DGB-Jugend Hamburg/Nord
Mit Musik von Microphone Mafia und der Mar-
chingband SuperBrasss
● Kinderfest: Die Falken ● Infomeile ● Food 
Trucks, Grill, Getränke

DGB Bergedorf
10 Uhr Maidemonstration, Lohbrügger Markt Ber-
gedorf
12 Uhr Kundgebung im Rathauspark Bergedorf
Es sprechen:
Ernst Heilmann (DGB Bergedorf), Michael Pe-
tersen und Jörn von Seth (BR Federal Morgul), 
Cornelia Schmidt-Hoffmann (Bezirksamtsleiterin 
Bergedorf )
Musik: Rock die Straße
● Infostände· Getränke und Imbiss

DGB Harburg
10.00 Uhr Maidemonstration Harburg, Treffpunkt: 
Rathausplatz
11.00 Uhr Kundgebung Rathausplatz
Es sprechen:
Sophie Fredenhagen, Bezirksamtsleiterin Harburg
Jan-Marcus Hinz, Vorsitzender Gesamtbetriebsrat 
Airbus[1] Operations, Wolfgang Brandt, DGB-
Harburg
Musik: Trio Kosmopolka
● Infostände Harburger Initiative
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gb@-SEMINARE 2021

Balance wahren
Weitere Infos und Seminarangebote unter 
gew-hamburg.de/seminare/gewerkschaftliche-bildung

Selbstmanagement –
bei sich selbst ankommen

In diesem Seminar geht es 
um die persönliche Entwicklung 
eines ganzheitlichen Selbstma-
nagements, das alle wichtigen 
Lebensbereiche dauerhaft in Ba-
lance bringt. Wir klären, wie wir 
unseren Arbeitsalltag bewusster 
in die Hand nehmen können, so 
dass wir uns nicht mehr so oft 
als Getriebene empfinden. Wir 
erfahren, wie wir für uns mittels 
spezieller Atem-, Achtsam-
keits- und Bewegungsübungen 
Freiräume schaffen können, aus 
denen wir erfrischt und inspi-
riert hervorgehen. Schließlich 
erarbeiten wir uns Strategien, 
Ressourcen für Veränderungs-
prozesse dauerhaft im Alltag zu 
integrieren und zu verankern.
Fr. 22.4.2022, 15 Uhr
Sa. 23.4.2022, 15 Uhr
Nordkolleg in Rendsburg,
www.nordkolleg.de
Leitung: Iris Natorp
Kostenanteil: 40 € inkl. Verpfle-
gung/Unterkunft (ermäßigt:
20 €, Nicht-Mitglieder: 150 €)

Achtsamkeit und Anerken-
nung im Arbeitsalltag

Wie können wir es schaffen, 
unseren pädagogischen Alltag 
zu meistern und aufmerksam 
für unsere Belastungen und für 
die Anderer zu sein? Während 
des Seminars geht es darum, 
in die geistige und körperliche 
Entspannung zu kommen und 
unsere täglichen Aktivitäten 
aus der Vogelperspektive 
anzuschauen. Über die Wahr-
nehmung von Körpersignalen in 
Bezug auf die alltäglichen und 
besonderen Herausforderungen 
im Lehr- und Lernalltag ergeben 
sich mögliche Handlungsspiel-
räume: Was tut mir gut? Was tut 

mir nicht gut? Was braucht es, 
um missliebige Situationen zu 
verändern? Und: was kann ich 
dafür allein anstoßen und wo 
lohnt es sich, sich mit anderen 
zusammenzuschließen?
Samstag 23.4.2022, 10-17 Uhr
Hamburg, GEW-Geschäftsstelle, 
Rothenbaumchaussee 15
Leitung: Christina Castillon
Kostenanteil: 10 € inklusive 
Verpflegung (ermäßigt: 5 €, 
Nicht-Mitglieder: 40 €)

Entspannung: Qigong
Langsame Bewegungen die 

weder die Gelenke belasten, 
noch eine große körperliche 
Fitness voraussetzen, führen 
zu stabiler Gesundheit, psy-
chischem Gleichgewicht und 
einer bewussten Lebensweise 
– das ist die chinesische Kunst 
des Qigong, die sich zu Recht 
bei uns steigender Beliebtheit 
erfreut. Das Seminar ist auch für 
Fortgeschrittene geeignet.
Samstag 30.4.2022, 11-15 Uhr
Bedingungen: s.o.

Umgang mit Konflikten
Konflikte kosten Zeit, Geld 

und Nerven. Doch sind sie 
unvermeidlich, wenn Menschen 
miteinander zu tun haben. Im 
Seminar erfahren wir, wie Kon-
flikte entstehen, warum sie es-
kalieren, wie sie sich vermeiden 
lassen und wie sie Beziehungen 
auch nachhaltig verbessern 
können. So lernen wir, welche 
Rolle individuelle Interessen 
und Bedürfnisse in Konflikten 
spielen und wir erfahren, was zu 
einer mutigen und wertschätzen-
den Konfliktkultur gehört.
Samstag 7.5.2022, 10-17 Uhr
Bedingungen: s.o.

Resilienz – Innere Stabilität 
und Belastbarkeit

Pädagog_innen müssen im 
Alltag von Schule und Kita 
immer neuen Anforderungen 
gerecht werden und kämpfen 
häufig gegen hohe Ansprüche. 
Resilienz (Widerstandsfähigkeit, 
Bewältigungskompetenz) trägt 
dazu bei, ein selbstbestimm-
tes Leben zu führen, innere 
Balance zu finden und gesund 
zu bleiben. Im Seminar erfah-
ren die Teilnehmenden durch 
praktische Übungen, was sich 
hinter den Haltungen resilienter 
Menschen verbirgt und wie sie 
diese persönlich für ihren Alltag 
nutzen können und diskutieren 
Möglichkeiten und Grenzen des 
Resilienzkonzeptes.
Samstag 14.5.2022, 10-17 Uhr
Bedingungen: s.o.

Was darf ich, was muss ich?
Dieses Seminar bietet in 

kompakter Form Informationen 
und Austausch zu wichtigen 
Themen des Berufs. Es werden 
die wichtigsten Regelungen 
des Schulrechts vorgestellt und 
daraus Handlungsstrategien 
entwickelt, wie wir diese Rechte 
in konkreten Situationen erfolg-
reich einfordern können. Es gibt 
auch Zeit für einen Austausch 
und auch „dumme Fragen“ sind 
erlaubt. Die genauen Themen 
bzw. besprochenen Fallbeispiele 
werden nach den Bedürfnissen 
der Teilnehmenden festgelegt.
Di., 3.5.2022, 17-19.30 Uhr
Hamburg, GEW-Geschäftsstelle, 
Leitung: Frank Hasenbein, 
César Varela
Kostenlos für GEW-Mitglieder 
(Nicht-Mitglieder: 10 €)
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Anmeldung

Über die GEW-Website: www.
gew-hamburg.de/seminare. 
Ermäßigung gibt es für Erzie-
her_innen, Referendar_innen, 
Studis, Erwerbslose. Nicht-
mitglieder zahlen mehr (auf 
Anfrage). Seminare mit Über-
nachtung beinhalten Vollver-
pflegung und Unterbringung 
im Einzelzimmer.

Online-Seminar:
Neutralität an der Schule?

Viele Lehrkräfte an Schu-
len sind angesichts eines von 
der AfD behaupteten und von 
einigen Medien unkritisch über-
nommenen „Neutralitätsgebots“ 
verunsichert: Gibt es tatsächlich 
eine Neutralitätspflicht an Schu-
le? Wann darf oder wann muss 
ich mich als Lehrkraft politisch 
positionieren? Bei welchen 
Äußerungen muss, wann sollte 
eine Lehrkraft eingreifen? Wir 
klären die Rechtslage und stär-
ken das Selbstverständnis und 
auch das Selbstbewusstsein der 
Lehrkräfte.
Dienstag 10.5.2022, 17-19 Uhr
Leitung: Frank Hasenbein
Bedingungen: s.o.

Lebensbereiche
ausbalancieren
Um seelisch und körperlich 

gesund zu bleiben, müssen vier 
Lebensbereiche dauerhaft in 
Balance gehalten werden: der 
Allein-Raum, der Körper-Raum, 
der Kontakt-Raum und der 
Leistungs-Raum. Ist ein Lebens-
bereich zu dominant, kom-
men wir aus der Balance. Im 
schlimmsten Fall droht am Ende 
der Zusammenbruch des ganzen 
Systems, der Burnout. In diesem 
Seminar beschäftigen wir uns 
mit dem Balance-Modell - DEM 
Modell zur Vorbeugung von 
Stress und Burnout.
Wir gehen der Frage nach, 
wie wir dauerhaft in einer für 
uns persönlich guten Balance 
bleiben können. Gemeinsam 
nehmen wir unser Selbst-, 
Zeit- und Stressmanagement 
unter die Lupe, gehen auf eine 
Entdeckungsreise durch die vier 
Lebensbereiche und entwickeln 
erste Ideen, um gut ausbalan-

ciert alle Bereiche im Auge zu 
behalten.
Fr. 13.5.2022, 15 Uhr
Sa. 14.5.2022, 16 Uhr
Villa Ulenspegel, Ulenspegel 
e.V., Looper Weg 94,
24589 Schülp 
Leitung: Angela Harting
Kostenanteil: 40 € für GEW-
Mitglieder inklusive Verpflegung 
(ermäßigt: 20 €,
Nicht-Mitglieder: 150 €)

SERVICE

Beamtenversorgung
Versorgungsabschlag bei einer Pensionierung aus gesundheitlichen Gründen

Bei einer Pensionierung aus 
gesundheitlichen Gründen wird 
grundsätzlich ein Versorgungs-
abschlag von der Pension abge-
zogen. Dieser Versorgungsab-
schlag beträgt 0,3 Prozent für 
jeden Monat des vorzeitigen 
Ruhestandes, maximal 10,8 Pro-
zent. Er wird berechnet für die 
Zeit von der Versetzung in den 
Ruhestand bis zur Vollendung 
des 65. Lebensjahres.

Derzeit gelten noch Über-
gangsbestimmungen, die bewir-
ken, dass sich der Zeitraum vom 
Ruhestandsbeginn bis zwei Jah-
re vor der persönlichen Regelal-
tersgrenze verkürzt. 

Wer vor dem 01.01.2024 aus 
gesundheitlichen Gründen in 
den Ruhestand versetzt wird, 
für den wird ein Versorgungs-
abschlag nur für den Zeitraum 
von der Versetzung in den Ru-
hestand bis zum vollendeten 63. 

Lebensjahr erhoben, wenn eine 
Beschäftigungszeit von 35 Jah-
ren nachgewiesen wird. Ab dem 
01.01.2024 gilt das Gleiche bei 
einer Beschäftigungszeit von 40 
Jahren.

Zu den Beschäftigungszei-
ten zählen neben den ruhege-
haltfähigen Dienstzeiten auch 
Pflichtbeitragszeiten in der Ge-
setzlichen Rentenversicherung, 
Zeiten eines Hochschulstudi-
ums bis zu drei Jahren, Zeiten 
der Pflege von Angehörigen und 
Kindererziehungszeiten bis zum 
vollendeten zehnten Lebensjahr 
des Kindes.

Altersgeld
Diese Regelung betrifft Kol-

legen und Kolleginnen, die auf 
Antrag aus dem Beamtenver-
hältnis ausscheiden. Bisher war 
es obligatorisch, dass sie damit 
ihre Pensionsansprüche aufge-

ben und von der Behörde in der 
Gesetzlichen Rentenversiche-
rung nachversichert wurden.

Seit 2014 können sie alterna-
tiv ein Altersgeld beantragen. 
Das Altersgeld entspricht der 
Höhe der Pension zum Zeit-
punkt des Ausscheidens. Vor-
aussetzung ist, dass das Beam-
tenverhältnis mindestens fünf 
Jahre bestanden hat. Das Alters-
geld wird grundsätzlich ab dem 
Monat nach Vollendung des 67. 
Lebensjahres gewährt, mit Ab-
schlägen kann es aber auch ab 
dem 63. Lebensjahr beansprucht 
werden. Zu bedenken ist, dass 
zum Zeitpunkt des Ausscheidens 
oft nicht die Endstufe der Besol-
dungsgruppe erreicht ist.

Eine persönliche Beratung 
durch die Abteilung Beamten-
versorgung der Zentralen Perso-
naldienste (ZPD) ist zu empfeh-
len.                    GERHARD BRAUER
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Grundschulen
Wir setzen uns für die Belange der Beschäftigten an Schule ein. 
Wir haben langjährige Erfahrungen als Schulpersonalräte und 
in gewerkschaftlicher Arbeit. GPR und schulische PR an den 
Grundschulen stehen in engem Kontakt. So kann der GPR die 
Interessen der Grundschulen effektiv vertreten. Wir überprü-
fen und beeinflussen die Vorgaben der Behörde. In den letzten 
Jahren haben wir uns stark gemacht für Corona-angemessene 
Arbeitsbedingungen und die Einführung der Digitalen Endgerä-
te verfolgt. Beides begleiten wir bis heute. 

Wir fordern bessere Arbeitsbedingungen und professionelle 
Ausstattung, damit wir auch an den Grundschulen den besonde-
ren Bedürfnissen aller Schüler*innen gerecht werden können. 
Wir begrüßen Sozialarbeiter*innen in Grundschule und fordern 
echte Inklusion. Wer gut ausgebildete Schüler*innen möchte, 
muss besonders in die Grundschulen investieren: Personal und 
Ressourcen. Hier werden die Basiskenntnisse gelegt.

Stadtteilschulen
Die GEW-Personalräte der STS setzen sich für gute Arbeits-
bedingungen für alle Beschäftigten im Bildungsbereich ein. Sie 
achten darauf, dass die gesetzlichen Regelungen und Bestim-
mungen des Arbeitsschutzes, wie zum betrieblichen Einglie-
derungsmanagement (BEM), zur Durchführung einer Gefähr-
dungsbeurteilung oder zum altersgerechten Arbeiten, an den 
Hamburger Schulen eingehalten werden. Neben den Themen 
rund um den Arbeits- und Gesundheitsschutz, mischen GEW-
Personalräte beispielsweise mit bei der „Schule 4.0“ und der 
Digitalisierung von Lernen und Schule. Hier werden Dienstver-
einbarungen geschlossen, welche der Entgrenzung von Arbeit 
eindämmen und einer fortschreitenden Verhaltenskontrolle 
durch neue IT-Verfahren entgegenwirken sollen. Des Weitern 
sollen datenschutzrechtliche Vorgaben auch konsequent in 
Schule angewendet werden.

Die GEW erreicht auch Verbesserungen beim Thema Inklu-
sion, u.a. mit der Volksinitiative Inklusion, die 300 Stellen mehr 
dafür geschaffen hat! Die GEW-Personalräte werden weiter da-
rauf achten, dass diese Stellen auch an ihrem Bestimmungsort 
ankommen. Des Weiteren setzt sie sich für die Umsetzung der 

Vereinbarkeit von Familie und Beruf beim Einsatz in der Ganz-
tagsschule ein und bemüht sich um vergleichbare Arbeitsbedin-
gungen für die Kolleg*innen in allen Schulformen. 

Gymnasien
Die GEW-Kandidatinnen und -kandidaten für die Personalrats-
wahl sind kompetent: Sie haben in den Personalräten der 
Schulen und im Gesamtpersonalrat viele Jahre Erfahrungen 
gesammelt. Als meistangewählte weiterführende Schulform 
in Hamburg müssen die Gymnasien angemessen ausgestat-
tet werden, damit die Kolleginnen und Kollegen ihre Aufgaben 
 gesund und motiviert erfüllen können. Der Senat vernachlässigt 
die Gymnasien für die notwendigen Verbesserungen an ande-
ren Schulformen. Darunter leiden die Kolleginnen und Kollegen 
und in Folge der Erziehungsauftrag.

Die GEW-Personalräte machen sich deshalb stark für die 
Gymnasialkollegien.

Seit mindestens zehn Jahren sinkt die Zahl der Beförderungs-
stellen an Gymnasien (aktuell sind es nicht einmal 27%).  
GEW-Personalräte fordern die Anhebung der Beförderungsstel-
len auf 40%.

Die Arbeitsbedingungen haben sich insbesondere in der 
gymnasialen Oberstufe seit Einführung der Lehrerarbeitszeit-
verodnung geändert. Die Verordnung ist ein Planungsinstru-
ment. An den Schulen wird sie jedoch zunehmend zu einem 
Instrument der Arbeitszeitabrechnung. Gerade in der gymnasia-
len Ober stufe unterrichtende Kolleginnen und Kollegen leiden 
zunehmend unter dieser Stechuhr-Mentalität. GEW-Personal-
räte fordern eine angemessene Entlastung für u.a. diese zu-
sätzlichen Aufgaben: Verlängerung der Unterrichtszeit vor den 
Abiturprüfungen, DiViS, überdurchschnittlich viele Beratungen 
von Schülern wegen hoher psychischer Belastungen während 
der Pandemie, Unterstützung bei den Lernferien.

Berufliche Schulen
Durch langjährige personalrätliche Tätigkeit und gute Ver-
netzung innerhalb der GEW bringen wir die nötige Erfahrung 
mit, um alle Beschäftigten an beruflichen Schulen gut zu 
 unterstützen.

GEWählen!
GEW-Per

a

s
h

o
l 2

n
7.

al
04

r
. -

ä
 2

t
9.

e
0

 
4

 s
.2

t
2 
ä

u

r
n

k
d 

e
02

n
.0

 
5

u
. - 
n

0

s
3.0

 al
5.2

l
2

e.

Personalratsw



hlz – Zeitschrift der GEW Hamburg 3-4/2022	 23

Wir beraten und unterstützen die Schulpersonalräte z. B. bei 
 Beförderungen, Versetzungen und Abordnungen, bei Qualifizie-
rungen und Fortbildungen, bei der Einführung neuer Bildungs-
gänge und in Schlichtungen. Wir haben die Einführung neuer 
Arbeitsmittel, Arbeitsmethoden und Konzepte durch die rasant 
fortschreitende Digitalisierung im beruflichen Bildungsbereich 
im Blick und achten auf die Einhaltung von Regelungen und Ver-
einbarungen auf Grundlage des Personalvertretungsgesetzes. 
Dabei sind die Einhaltung der Datenschutzverordnungen und des 
Gesundheitsschutzes von besonderer Bedeutung.

Spezielle Sonderschulen und Bildung sabteilungen der 
ReBBZ
GEW-Personalräte – Kompetent und multiprofessionell für die 
multiprofessionellen Teams an den speziellen Sonderschulen 
und Bildungsabteilungen der ReBBZ!

Die GEW-Personalräte haben während der Pandemie durch ihr 
entschiedenes Vorgehen und Initiativanträge die Versorgung der 
Kolleg*innen mit angemessenen Schutzmitteln durchgesetzt.

Wir wollen auch weiterhin dafür sorgen, dass die Gesundheit 
der Kolleg*innen und die Qualität der Arbeit an diesen Schul-
formen geschützt wird und kämpfen deshalb u.a. für
›  eine Ressourcenzuweisung, welche sich nicht ausschließlich 

an Schüler*innenzahlen bemisst, sondern die wachsende 
Aufgabenfülle berücksichtigt.

›  eine DZR PTF, die die fachliche Expertise der unterschied-
lichen Professionen realistisch abbildet und der täglichen 
Arbeitsbelastung Rechnung trägt.

›  die korrekte Einhaltung der LehrArbzVO und entsprechender 
Faktoren.

›  ausreichende Team- und Kooperationszeiten, die der multi-
professionellen Zusammenarbeit Rechnung tragen.

›  ausreichend Fortbildungszeiten für alle Beschäftigten und 
fachliche Fortbildungen für alle Berufs gruppen.

IuK Informations- und Kommunikationstechnik
Durch die Pandemie vorangetrieben hat die Digitalisierung 
in Schule rasant an Fahrt aufgenommen. Dies kann einer-
seits  zusätzliche Möglichkeiten für den Unterricht schaffen, 

 Arbeitsabläufe vereinfachen und die Kommunikationsmöglich-
keiten erweitern. Andererseits birgt sie die Gefahr der extre-
men Flexibilisierung und der Entgrenzung der Arbeit und damit 
der Gesundheits gefährdung.

Die GEW-Personalräte fordern: 
›  Die Umsetzung des Prinzips „dienstliche Tätigkeit – dienst-

liche Arbeitsmittel“ und damit Dienstgeräte für alle schulisch 
Beschäftigten

›  Umfassende Zusatzausstattung zu den Endgeräten
›  Zusätzliche Arbeitsplätze an Schulen entsprechend der 

Arbeitsstättenverordnung
›  Ausbau und Wartung der bestehenden IT-Infrastruktur 
›  Die hamburgweite Bereitstellung eines E-Mailsystems, das 

die Verarbeitung von Gesundheitsdaten zulässt. ( EduPort, 
IServ und Wibes leisten dies zurzeit nicht.)

›  Bei der Umsetzung und Durchsetzung von IT- Vorhaben 
müssen die persönlichen Daten und die Privatsphäre der 
Beschäftigten umfassend geschützt werden. 

›  Digitalisierung benötigt Arbeitszeit für z.B. Fortbildungen 
oder Schul- und Unterrichtsentwicklung

›  Verbindliche Regelungen, um der Entgrenzung und Verdich-
tung der Arbeit entgegenzuwirken

›  Eine umfassende Mitbestimmung der schulischen Personal-
räte vor Ort

Arbeits- & Gesundheitsschutz
Gute Schule braucht gesunde, motivierte Beschäftigte! Beson-
ders seit Beginn der Covid-19-Pandemie liegt ein Schlaglicht 
auf der Bedeutung des Gesundheitsschutzes für Beschäftigte, 
auch in Schule und Verwaltung. Die GEW-Personalräte setzen 
sich in Gesprächen und Verhandlungen, initiativ im Rahmen 
des Mitbestimmungsverfahrens und auch vor Gericht für die 
Rechte der Beschäftigten und bessere Arbeitsbedingungen ein. 
Wir  arbeiten daran, dass an allen Hamburger Schulen ein funk-
tionierendes Gesundheitsmanagement installiert wird, um die 
Arbeit nicht zur Gefährdung für die Beschäftigten werden zu 
lassen. Denn derzeit ist der schützende gesetzliche Rahmen an 
den Schulen oft nicht bekannt und findet keine Anwendung.

GEW-HAMBURG.DE
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PERSONALRATSWAHL 2022 – GEW-KANDIDAT*INNEN
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Beamt*innen

01.  César Varela-Agra 
Lehrer 
Heinrich-Heine- Gymnasium

02.  Mareike Geiling 
Sonderpädagogin 
Schule Stengelestraße

03.  Mareile Stäcker 
Lehrerin 
Schule Müssenredder

04.  Ute Koch 
Lehrerin 
Berufliche Schule BS 25

05.  Terk Mohr 
Lehrer 
Ida-Ehre-STS

06.  Anja Burmester 
Lehrerin 
Gymnasium Heidberg

07.  Ole Waldmann 
Lehrer 
Gretel-Bergmann-STS

08.  Andrea Weisz 
Lehrerin 
Berufliche Schule BS 23

09.  Dirk Poppner-Gröling 
Lehrer 
Schule Turmweg

10.  Jan Voß 
Lehrer 
Grundschule Groß  Flottbek

11.  Cathrin Stoffers 
Lehrerin 
Gyula-Trebitsch-Schule

12.  Björn Eisenschmidt 
Lehrer 
Berufliche Schule BS 28

13.  Thorsten Gehlsen 
Lehrer 
Julius-Leber-STS

14.  Yvonne Heimbüchel 
Lehrerin 
Helene-Lange- Gymnasium

15.  Olaf Sandmann 
Lehrer 
BS 04

16.  Henrik Lorenzen-Albers 
Sonderpädagoge 
ReBBZ Wandsbek Süd

17.  Heiko Humburg 
Lehrer 
STS Horn

18.  Alexandra Vatterodt 
Lehrerin 
Grundschule Poppen büttel

19.  Michael Kessel 
Sonderpädagoge 
Schule Weidemoor

20.  Sven Baake 
Lehrer 
STS Finkenwerder

21.  Jens Rosenberg 
Lehrer 
Berufliche Schule BS 04

22.  Helga Fasshauer 
Lehrerin 
Grundschule 
 Grumbrecht straße

23.  Florian Schubert 
Lehrer 
Erich-Kästner-STS

24.  Amrey Depenau 
Lehrerin 
Berufliche Schule BS 28

25.  Kristina Reinhard 
Lehrerin 
Grundschule  Bekassinenau

26.  Hajo Luuk 
Lehrer 
Berufliche Schule BS 32

27.  Fehmke Möser 
Lehrerin 
Grundschule Tornquist-
straße

28.  Kai Kobelt 
Lehrer 
Berufliche Schule BS 27

29.  Nils Großer 
Lehrer 
Fritz-Schumacher-STS

30.  Isabella Galling 
Lehrerin 
Grundschule 
 Grützmühlen weg

31.  Torben Willander 
Lehrer 
Irena-Sendler-STS

Arbeitnehmer*innen

01.  Marlies Tatje 
Lehrerin 
FSP I

02.  Bodo Haß 
Physiotherapeut 
Schule Hirtenweg

03.  Manuela Wrede 
Sozialpädagogin 
Gretel-Bergmann-STS

04.  Kerstin Mögle 
Vorschullehrerin 
Grundschule Arnkiel straße

05.  Daniel Heitmann 
Erzieher 
Grundschule Arnkiel - 
straße

06.  Alexander Lund  
Erzieher 
Fritz-Schumacher-STS

07.  Britta Humfeldt 
Sozialpädagogin 
Grundschule Bergstedt

08.  Marit Heindl 
Physiotherapeutin 
Kurt-Juster-Schule

DIE BILDUNGSGEWERKSCHAFT
GEWählen!
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ANTIFA

8. Mai soll Gedenktag werden
Drei Aufrufe – ein Ziel

Die Vereinigung der Ver-
folgten des Naziregimes (VVN-
BdA) hat bei change.org eine Pe-
tition zum 8. Mai initiiert. Darin 
heißt es u.a.:

„Am 10. Juli 2021 ist Esther 
Bejarano gestorben. Gemeinsam 
mit uns hat sie diese Petition ge-
startet und wir betrachten es als 
ihr Vermächtnis, weiter für ihre 
und unsere Forderung zu strei-
ten.

‚Der 8. Mai muss ein Feiertag 
werden! Ein Tag, an dem die Be-
freiung der Menschheit vom NS-
Regime gefeiert werden kann. 
Das ist überfällig seit sieben 
Jahrzehnten. Und hilft vielleicht, 
endlich zu begreifen, dass der 
8. Mai 1945 der Tag der Befrei-
ung war, der Niederschlagung 
des NS-Regimes.‘ Dies schrieb 
Esther Bejarano in einem offe-
nen Brief am 26. Januar 2020 
‚an die Regierenden und alle 
Menschen, die aus der Geschich-
te lernen wollen‘.“

Dieser Aufruf wird von der 
GEW unterstützt.

Auch die Partei Die Linke 
möchte den 8. Mai zum Feiertag 
erklären. Katja Kipping schrieb:

„Den 8. Mai
zum Feiertag machen

Um die Bedeutung des 8. Mai 
wurde in Deutschland lange 
gerungen. Richard von Weiz-
säckers Rede anlässlich des 40. 
Jahrestages des Sieges über das 
nationalsozialistische Deutsch-
land war dabei ein wichtiger 
Meilenstein. Sein Diktum „Der 
8. Mai war ein Tag der Befrei-
ung“ formulierte damals keine 
Selbstverständlichkeit. Es war 
der unausgesprochene Kontra-
punkt zur Kranzniederlegung 
von Bundeskanzler Helmut Kohl 
und US-Präsident Ronald Rea-
gan an den Gräbern von SS-Ve-
teranen in Bitburg, der symboli-
schen Versöhnung von Befreiern 
und Besiegten – Massenmörder 
von Wehrmacht und SS inbegrif-
fen.

Gesellschaftlich ist diese Kon-
troverse – Tag der Befreiung 
oder Tag der Niederlage – mitt-
lerweile entschieden. Mit dem 
Aussterben der Generation der 
NS-Täter ist es nur noch eine 
laute und gefährliche Minder-
heit, die den 8. Mai nicht als das 
anerkennt, als was ihn Richard 
von Weizsäcker vor 35 Jahren 
bezeichnete.

Sollte der 8. Mai ein gesetzli-
cher Feiertag werden? »Für uns 
Deutsche ist dieser Tag kein Tag 

zum Feiern«, sagte Weizsäcker. 
Der Krieg ging von Deutschland 
aus, deshalb bleibt der Gedanke 
richtig: Deutsche können und 
sollten sich nicht leichtfertig auf 
die Seite der Sieger stellen.

Andererseits leben wir heu-
te in einer Einwanderungsge-
sellschaft, es gibt mittlerweile 
Deutsche mit russischer, franzö-
sischer, englischer und amerika-
nischer Familiengeschichte und 
zumindest in Großstädten wieder 
blühende jüdische Gemeinden. 
Deshalb denke ich ja: Der 75. 
Jahrestag des 8. Mai 1945 und 
der gleichzeitige 35. Jahrestag 
der Weiszäcker-Rede ist ein gu-
ter Anlass, den „Tag der Befrei-
ung“ zum gesetzlichen Gedenk- 
und Feiertag zu erklären.

Ob der Tag zum ausgelassenen 
Feiern, zum stillen Gedenken 
oder zum Besuch einer Gedenk-
stätte genutzt wird, hängt dann 
von jeder einzelnen Familien-
geschichte und der jeweiligen 
persönlichen Verbindungen zu 
diesem Tag ab. Um eine Verbin-
dung mit diesem Datum in kom-
menden Generationen zu erhal-
ten, sollte der Tag der Befreiung 
jedoch als ein besonderer Tag im 
Bewusstsein verankert werden.“

Quelle: https://www.die-linke.de/
partei/ueber-uns/geschichte/detail/
den-8-mai-zum-feiertag-machen/

Zusammenstellung hlz

Auch der Hamburger Ratschlag möchte den 8. Mai zum Feier-
tag erklären. Mit einer Postkartenaktion soll dafür geworben wer-
den:

„Es gibt zahlreiche Gründe, den 8. Mai als Tag der Befreiung 
vom deutschen Faschismus und Weltkrieg zum gelebten und offi-
ziellen Feiertag zu machen. Mit unserer Postkarten-Kampagne, die 
wir in der Stadt verbreiten, sind alle aufgerufen, ihre persönlichen 
Gedanken und Begründungen zum 8. Mai als Feiertag aufzuschrei-
ben. Wir möchten diese sammeln, veröffentlichen und zu gegebe-
ner Zeit der Hamburger Bürgerschaft und dem Senat übersenden. 
Um über den Tag der Befreiung aufzuklären, das Engagement zu 
verallgemeinern und den 8. Mai zügig zum Feiertag zu machen!“

Quelle: https://8mai-hamburg.de
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Mit Kindern über Krieg sprechen
Der Angriff auf die Ukraine hat 

in den Menschen viele Emotio-
nen hervorgerufen, darunter Wut, 
Angst, Besorgnis und Verwirrung. 
Der Krieg hat Bestürzung und Si-
cherheitsbedenken in der Region 
aber auch weltweit ausgelöst. Ei-
nige Familien machen sich viel-
leicht Sorgen um Angehörige, die 
direkt betroffen sind, z. B. diejeni-
gen, die in der Region leben oder 
diejenigen, die zu Besuch waren 
und versuchen zurückzukehren; 
oder diejenigen, die als Mitglied 
des Militärs, der Regierung oder 
einer Hilfsorganisation im Einsatz 
sind.

Wenn es in anderen Ländern 
zu solchen Ereignissen kommt, 
können wir die wirtschaftlichen 
Auswirkungen spüren, z. B. durch 
steigende Benzinpreise, höhere 
Preise für bestimmte Waren, die 
importiert werden und Verän-
derungen auf dem Aktienmarkt. 
Diese Folgen können zu zusätzli-
chen Sorgen bei Familien führen, 
die durch die Pandemie ohnehin 
schon mit finanziellen Problemen 
zu kämpfen hatten. Die meisten 
Kinder erfahren von dem Krieg 

und seinen Folgen durch die Me-
dien oder sozialen Netzwerke. 
Sowohl Bezugspersonen als auch 
Kinder können Schwierigkeiten 
haben, das Gesehene und Gehörte 
zu verstehen.

In der Regel wenden sich Kin-
der und Jugendliche an Vertrau-
enspersonen, um Hilfe, eine Ein-
ordnung zu erhalten. Eltern und 
andere Bezugspersonen können 
ihnen helfen, mit dem, was sie se-
hen und hören, umzugehen, indem 
sie Gespräche mit ihnen führen, 
ihre Gefühle anerkennen und ge-
meinsam Wege zur Bewältigung 
finden.

Mögliche Auswirkungen
und Überlegungen

• Für einige Kinder und Fami-
lien kann der Krieg eine Erinne-
rung an ein eigenes Trauma oder 
einen eigenen Verlust darstellen. 
Dies kann zu folgenden Gefühlen 
führen: Traurigkeit, Angst und 
Hilflosigkeit, Trennungsängste, 
Schlafstörungen, Appetitlosigkeit, 
Konzentrationsprobleme.

• Bezugspersonen können Kin-
der unterstützen, indem sie 1. sich 

über Traumareaktionen informie-
ren, 2. Trost und Rückversiche-
rung spenden, 3. Gelegenheiten 
für Kontakte mit der Familie und 
anderen wichtigen Bezugsperso-
nen herstellen.

• Familien, die Angehörige in 
der Ukraine, Russland und/oder 
den umliegenden Regionen haben, 
müssen sich möglicherweise be-
sonders viel Zeit nehmen, um über 
die Sorgen der Kinder in Bezug 
auf die Sicherheit ihrer Verwand-
ten und Freunde zu sprechen und 
anzuerkennen, wie schwierig die 
Ungewissheit und die Sorgen für 
die gesamte Familie sein können. 
Es ist zwar besonders wichtig, sich 
über die Ereignisse auf dem Lau-
fenden zu halten. Es ist aber für 
alle Beteiligten wichtig, jeden Tag 
eine Pause von der Berichterstat-
tung zu machen und anderen Akti-
vitäten nachzugehen.

Weitere Informationen findet 
man unter: Altersabhängige Re-
aktionen auf ein traumatisches 
Ereignis.

• Militärfamilien machen sich 
möglicherweise vermehrt Sorgen 
um Angehörige, die als Folge des 
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Krieges im Einsatz sind oder sein 
werden oder die bereits in der Re-
gion stationiert sind. Obwohl Mili-
tärfamilien die Risiken kennen, die 
mit der Zugehörigkeit zum Militär 
verbunden sind, könnten sie zu-
sätzliche Unterstützung brauchen, 
um ihre Widerstandsfähigkeit zu 
stärken und die Kinder durch diese 
schwierigen Zeiten zu begleiten.

Wie geht das: Mit Kindern 
über den Krieg sprechen?

Beginnen Sie das Gespräch
• Erkundigen Sie sich, was das 

Kind über die Situation weiß. Die 
meisten Kinder und Jugendlichen 
werden schon über Medien, so-
ziale Netzwerke oder von Lehr-
kräften oder Gleichaltrigen etwas 
gehört haben.

• Gehen Sie nicht einfach da-
von aus, dass Sie wissen, was Ihre 
Kinder denken oder fühlen. Fra-
gen Sie sie, wie sie sich aufgrund 
der Geschehnisse um den Krieg in 
der Ukraine fühlen. Und gehen Sie 

auf die Sorgen, Unsicherheiten, 
Fragen etc. ein, die die Kinder 
und Jugendlichen mit Ihnen teilen. 
Denken Sie daran, dass die Sorgen 
und Gefühle der Kinder vielleicht 
nicht dieselben sind, die Sie haben 
oder von denen Sie dachten, dass 
die Kinder diese haben. Validieren 
Sie die Gefühle, die die Kinder 
mitteilen.

• Planen Sie mehrere Gespräche 
ein, wenn es viele Fragen gibt oder 
wenn sich die Situation ändert. 
Sich bei Veränderungen rückzu-
versichern zeigt dem Kind, dass 
Sie offen sind, über die Situation 
zu sprechen und zeigt dem Kind, 
dass es sich an Sie wenden kann.

Missverständnisse aufklären
• Hören Sie zu und stellen Sie 

Fragen, um herauszufinden, ob das 
Kind die Situation richtig versteht. 
Es kann sein, dass sich das Kind 
akut bedroht fühlt, obwohl es das 
nicht ist.

• Unterschiedliche Sichtweisen 

und Fehlinformationen über den 
Krieg sind weit verbreitet. Men-
schen, die in der Ukraine leben, 
bekommen wahrscheinlich andere 
Informationen als Menschen in 
Russland oder in anderen Ländern. 
Klären Sie alle Fehlinformationen 
auf, die das Kind gehört haben 
könnte. Besprechen Sie mit älte-
ren Kindern und Jugendlichen die 
Komplexität der politischen 
Situation und die möglichen 
Auswirkungen. Besprechen 
Sie als Familie, ob es Aspek-
te in der aktuellen Situation 
gibt, die Sie gemeinsam un-
terstützen können oder über die 
Sie mehr recherchieren möchten 
(z. B. Spenden an Wohltätigkeits-
organisationen, Lesen über die Ge-
schichte der Region).

Die Ereignisse in der Ukrai-
ne und in Russland können auch 
für Erwachsene verwirrend sein. 
Sammeln Sie Informationen aus 
vertrauenswürdigen Quellen, da-
mit Sie auf die Fragen Ihrer Kin-
der eingehen können. Das gibt 
auch Ihnen ein Gefühl der Si-
cherheit. Wenn Sie sich bei einer 
Antwort nicht sicher sind, ist das 
in Ordnung. Lassen Sie die Kinder 
wissen, dass Sie die Frage schät-
zen und dass Sie gemeinsam nach 
einer Antwort suchen können.

Kontext liefern
• Jüngere Kinder, die vom Krieg 

hören, machen sich vielleicht 
Sorgen um ihre eigene Sicher-
heit. Besprechen Sie mit ihnen, 
wo der Krieg stattfindet und ver-
sichern Sie ihnen, dass sie sicher 
sind. Junge Erwachsene und ältere 
Teenager fragen sich vielleicht, ob 
sie eingezogen werden oder zeigen 
Interesse daran, sich freiwillig für 

einen Einsatz zu melden. Gehen 
Sie auf ihre Fragen ein und unter-
stützen Sie sie entsprechend.

Helfen Sie den Kindern, Vorur-
teile zu erkennen und zu adressie-
ren, die sie über andere aufgrund 
ihrer Nationalität, ihres Geburts-

ortes oder ihrer gesprochenen 
Sprachen haben. Bezugspersonen 
sollten sicherstellen, dass alle 
Menschen mit Respekt behandelt 
werden.

Gespräche mit Erwachsenen 
beobachten

• Seien Sie vorsichtig, wenn Sie 
vor jüngeren Kindern über den 
Krieg sprechen. Kinder hören oft 

zu, was den Erwachsenen 
zum Teil nicht auffällt. 
Kinder können das Gehör-
te falsch deuten, und mög-
liche Lücken mit weiteren 
Ungenauigkeiten füllen, 

was eine Belastung verstärken 
kann.

• Achten Sie auf den Ton im Ge-
spräch, da wütende oder aggres-
sive Äußerungen junge Kinder 
verängstigen können. Seien Sie so 
ruhig wie möglich, wenn Sie über 
den Krieg sprechen und achten Sie 
darauf, dass Sie mit Kindern kind-
gerecht reden, damit sie die Inhalte 
verstehen können.

• Achten Sie darauf, dass Sie 
Ihre Sorgen und Bedenken be-
züglich der wirtschaftlichen Aus-
wirkungen des Krieges auf Ihre 
Familie nicht äußern. Ihre Ängste 
könnten ungewollt auf Ihre Kinder 
übertragen werden.

Die Mediennutzung verstehen
• Die Berichterstattung über 

Krieg, Kampfhandlungen und de-
ren Folgen kann für Kinder aller 
Altersgruppen verstörend sein und 
Ängste verstärken.

• Je mehr Zeit Kinder mit der 
Kriegsberichterstattung verbrin-
gen, desto wahrscheinlicher ist 
es, dass sie negative Reaktionen 
zeigen. Übermäßiger Konsum von 
Nachrichten kann die Erholung 

des Kindes danach be-
einträchtigen.

• Das Anschauen 
und Hören von er-
schreckenden Nach-

richten kann Kinder traumatisie-
ren. Achten Sie darauf, was das 
Kind konsumiert. Achten Sie auf 
altersentsprechende Informatio-
nen (z.B. Sendung mit der Maus, 
LogoTV).

• Sehr junge Kinder verstehen 

1 
Quelle NCTSN: talking-to-children-about-war.pdf (nctsn.org) 

Adaptiert und übersetzt von Dr. Andreas Witt und Thorsten Sukale 

Mit Kindern über Krieg sprechen 
Der Angriff auf die Ukraine hat in den Menschen viele Emotionen hervorgerufen, darunter Wut, 

Angst, Besorgnis und Verwirrung. Der Krieg hat Bestürzung und Sicherheitsbedenken in der Region 

aber auch weltweit ausgelöst. Einige Familien machen sich vielleicht Sorgen um Angehörige, die die 

direkt betroffen sind, z. B. diejenigen, die in der Region leben, diejenigen, die zu Besuch waren und 

versuchen, in zurückzukehren; oder diejenigen, die als Mitglied des Militärs, der Regierung oder einer 

Hilfsorganisation im Einsatz sind.  

Wenn es in anderen Ländern zu solchen Ereignissen kommt, können wir die wirtschaftlichen 

Auswirkungen spüren, z. B. durch steigende Benzinpreise, höhere Preise für bestimmte  

Waren, die importiert werden und Veränderungen auf dem Aktienmarkt. Diese Folgen können zu 

zusätzlichen Sorgen bei Familien führen, die durch die Pandemie ohnehin schon mit finanziellen 

Problemen zu kämpfen hatten. Die meisten Kinder erfahren von dem Krieg und seinen Folgen durch 

die Medien oder sozialen Netzwerke. Sowohl Bezugspersonen als auch Kinder können 

Schwierigkeiten haben, das Gesehene und Gehörte zu verstehen.  

In der Regel wenden sich Kinder und Jugendliche an Vertrauenspersonen, um Hilfe, Anleitung und 

eine Einordnung zu erhalten. Eltern und andere Bezugspersonen können ihnen helfen, mit dem, was 

sie sehen und hören, umzugehen, indem sie ein Gespräch mit ihnen führen, ihre Gefühle anerkennen 

und gemeinsam Wege zur Bewältigung finden. 

Mögliche Auswirkungen und Überlegungen 

• Für einige Kinder und Familien kann der Krieg eine Erinnerung an ein eigenes Trauma oder

einen eigenen Verlust darstellen. Dies kann zu folgenden Gefühlen führen: Gefühle von

Traurigkeit, Angst und Hilflosigkeit, Trennungsängste, Schlafstörungen, Appetitlosigkeit, 

Konzentrationsprobleme.

• Bezugspersonen können Kinder unterstützen, indem sie: 1. Sich über Traumareaktionen

informieren, 2. Trost und Rückversicherung spenden, 3.Gelegenheiten für Kontakt mit der

Familie und anderen wichtigen Bezugspersonen herstellen.

• Familien, die Angehörige in der Ukraine, Russland und den umliegenden Regionen haben,

müssen sich möglicherweise besonders viel Zeit nehmen, um über die Sorgen der Kinder in

Bezug auf die Sicherheit ihrer Verwandten und Freunde zu sprechen und anzuerkennen, wie

schwierig die Ungewissheit und die Sorgen für die gesamte Familie sein können. Es ist zwar

besonders wichtig, sich über die Ereignisse auf dem Laufenden zu halten. Es ist aber für alle

Beteiligten wichtig, jeden Tag eine Pause von der Berichterstattung zu machen und anderen

Aktivitäten nachzugehen.
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womöglich nicht, dass Ereignisse 
nicht in ihrer unmittelbaren Umge-
bung stattfinden.

• Bezugspersonen können un-
terstützen, indem sie das Verfolgen 
von Berichterstattung, einschließ-
lich Diskussionen über den Krieg 
in den sozialen Medien einschrän-
ken. Das ist auch für Bezugsperso-
nen hilfreich.

• Je jünger das Kind, desto we-
niger Exposition sollte erfolgen. 
Wenn möglich, sollten Kindergar-
tenkinder gar keine Nachrichten 
zu dem Thema schauen.

• Bezugspersonen können älte-
re Kinder unterstützen, indem sie 
gemeinsam Nachrichten ansehen, 
um Fragen zu beantworten oder 
zu erklären. Informieren Sie sich 
bei ihnen über das, was in den 
sozialen Medien über den Krieg 
diskutiert wird, zeigen sie sich of-
fen für weitere Gespräche über das 
Thema.

Resilienz stärken
• Verbindungen schaffen: Fa-

milien können davon profitieren, 
wenn sie mehr Zeit miteinander 
verbringen, sich gegenseitig beru-
higen und Zuneigung zeigen und 
sich an andere Familienmitglieder, 

Freunde oder andere Bezugsperso-
nen wenden. Wenden Sie sich z. B. 
an Angehörige des Militärs oder 
Familienangehörige in der Umge-
bung und erkundigen Sie sich, wie 
es ihnen geht und was sie in dieser 
stressigen Zeit brauchen.

• Betonen Sie die Helfer: Be-
zugspersonen können die Kinder 
unterstützen, indem Sie auf die 
Welle der Solidarität und Hilfs-
bereitschaft aufmerksam machen 
und die Art, wie die Menschen zu-
sammenarbeiten, um den Betroffe-
nen in den Krisengebieten zu hel-
fen und den Konflikt zu beenden.

• Wenn Kinder denjenigen hel-
fen möchten, die vom Krieg be-
troffen sind, sollten sie sich über-
legen, wie sie dies tun können, 
z. B. indem sie Briefe schreiben, 
an entsprechende Wohltätigkeits-
organisationen spenden, lokale 
Flüchtlingsorganisationen unter-
stützen oder an Aktivitäten (z.B. 
Gottesdienste, Kundgebungen) 
teilnehmen.

• Sich an Routinen halten: In 
schwierigen Zeiten können Rou-
tinen für Kinder und Jugendliche 
beruhigend sein. Halten Sie ange-
sichts der aktuellen Ereignisse so 

gut es geht an Ihren Routinen und 
Plänen. Diejenigen, die sich Sor-
gen über wirtschaftliche Schwie-
rigkeiten machen, sollten gemein-
sam mit der Familie überlegen, 
welche Aktivitäten man gemein-
sam unternehmen kann, die diese 
Belastung nicht noch verstärken, 
sondern Momente des Lachens 
und der Freude bieten.

• Sich in Geduld üben: In 
schwierigen Zeiten können Kinder 
und Jugendliche mehr Probleme 
mit ihrem Verhalten, ihrer Kon-
zentration und ihrer Aufmerksam-
keit haben. Die Bezugspersonen 
sollten den Kindern und sich selbst 
gegenüber zusätzliche Geduld, 
Fürsorge und Liebe entgegenbrin-
gen. Denken Sie daran, dass Sie 
nicht nur besonders geduldig und 
fürsorglich mit Ihren Kindern um-
gehen, sondern auch geduldig und 
freundlich zu sich selbst sein müs-
sen, da wir alle in dieser Zeit mehr 
Stress empfinden können.

Quelle NCTSN: talking-to- 
children-about-war.pdf(nctsn.org)

Adaptiert und übersetzt von
DR. ANDREAS WITT

und THORSTEN SUKALE
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Auch einfache Botschaften öffnen die Augen
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// PRESSEINFORMATION // 

 Landesverband Hamburg  
 Nr. 13/2022 vom 04. April 2022 

„Ressourcen bereitstellen und herkunftssprachlichen Unterricht anbieten“ 
Bildungsgewerkschaft GEW zur Beschulung geflüchteter 
ukrainischer Kinder und Jugendlicher 

Die GEW Hamburg begrüßt die Maßnahmen der Schulbehörde zur Beschulung geflüchteter ukrainischer 
Kinder und Jugendlicher.  

„Wichtig war und ist der GEW, dass zusätzliche Ressourcen für diese Aufgabe bereitgestellt werden, und 
diese zusätzliche Herausforderung nicht auf Kosten des regulären und inklusiven Unterrichts bewältigt 
werden muss. Wir begrüßen daher die rückwirkende Bereitstellung von zwei Stunden wöchentlicher 
Arbeitszeit pro neu aufgenommener Schülerin bzw. Schüler, auch wenn dies den tatsächlichen Aufwand 
nicht kompensiert. Für die Ausstattung neuer Klassen werden pauschal bis zu 4.000 Euro zugewiesen – 
Geld, das dringend benötigt wird, um eine gute Beschulung sicherzustellen“, so Sven Quiring, Vorsitzender 
der GEW Hamburg. 

Das von der Behörde vorgegebene Bildungsziel ist die Integration der Geflüchteten. Damit es gelingt, wird 
dem herkunftssprachlichen Unterricht ein hoher Stellenwert eingeräumt. In allen IVK, in denen 
überwiegend ukrainische Schülerinnen und Schüler beschult werden, soll daher ein Unterrichtsangebot in 
ukrainischer Sprache als Teil der regulären Stundentafel umgesetzt werden. Dieses besteht aus 
Sprachunterricht und Landeskunde im Sinne eines ukrainischen Herkunftssprachenunterrichts nach dem 
Vorbild und den Regeln des in Hamburg seit langem praktizierten Herkunftssprachenunterrichts in 
anderen Sprachen. 

„Nach fast zwei Jahren Pandemie ist dies eine große Herausforderung für die Schulen, obwohl sich die 
Lehrkräfte erfahrungsgemäß sehr für geflüchtete Kinder und Jugendliche engagieren. Wir erwarten von 
der Schulbehörde weiterhin eine gleichmäßige Verteilung der geflüchteten Kinder und Jugendlichen auf 
alle Stadtteile sowie eine gleichmäßige Verteilung auf alle Schulen, auch auf die Gymnasien, 
sicherzustellen. Es werden unbedingt weitere Fachkräfte gebraucht, insbesondere im Bereich 
Schulsozialarbeit und  Schulpsychologie sowie für die Sprachbildung. Zugleich sollten Stadt und Behörde 
die Anerkennung ausländischer Lehramts-Abschlüsse deutlich erleichtern, um auch mehr 
Muttersprachler_innen in die Schulen zu bringen“, so Quiring abschließend. 

Rückfragen: Sven Quiring, Vorsitzender der GEW Hamburg, 040 – 41 46 33 – 0 

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft Landesverband Hamburg 
Rothenbaumchaussee 15  20148 Hamburg  Telefon 040 / 41 46 33 – 0  Telefax 040 / 44 08 77 



30	 hlz – Zeitschrift der GEW Hamburg 3-4/2022

AUFRUF

Asyl für alle Deserteur_innen und Dissident_innen aus Russland!

Schreien Sie es heraus und schreiben es auf jede Wand
Wir bitten Sie, uns in unserem Vorhaben zu unterstützen, sodass unsere Forderungen weit gestreut 

werden. Leiten Sie unsere Forderungen weiter; sprechen Sie mit allen Menschen, die Sie kennen, über 
unser Anliegen; organisieren Sie öffentliche Veranstaltungen zum Thema: Demos, Kundgebungen, Dis-
kussionen, jegliche kreative oder künstlerische Aktion ist willkommen; schreiben Sie Ihren Abgeordne-
ten in Kommune, Landes- und Bundesparlament; schreiben Sie Ihren Lokalmedien: Zeitungen, Radios, 
Fernsehen. 

Für Rückfragen stehen wir sehr gern zur Verfügung. Schreiben Sie eine Mail an [nitinho@web.de] 
oder rufen Sie unter [Sebastian Nitschke 01778275165] an. Infos unter: https://www.nowar.help/en

OFFENER BRIEF AN DIE SOZIALBEHÖRDE (BASFI)

Sehr geehrter Herr Dr. Bange,
ich bin die Leitung der Kita Rasselbande in Harburg. Ich bekomme E-Mails von der Sozialbehörde 

und weitergeleitet von unserem Dachverband Soal, in denen steht, dass wir unsere Kitas mit ukrainischen 
Flüchtlingskindern mit 5-Stunden-Gutscheinen überbelegen dürfen, dafür nur die Kita-Aufsicht infor-
mieren sollen. Ich bin absolut dafür, den ukrainischen Familien zu helfen, wo es geht! Ich sehe allerdings 
einen großen Widerspruch!

Bei der letzten Flüchtlingswelle 2015 gab es keine solchen Hilfsangebote für die Familien. Diese Fa-
milien sind z.T. bei uns nur geduldet, bekommen häufig keine Arbeitserlaubnis und sind z.T. von Ab-
schiebung bedroht. Warum haben diese Menschen nicht die gleiche Behandlung bekommen, wie die 
geflüchteten ukrainischen Familien?

Wir befinden uns seit 2 Jahren in einer Pandemie, in der wir Kitas besonderer Gefahr ausgesetzt waren 
(und sind), da wir mit vielen ungeimpften Menschen arbeiten. Wir haben häufig mit Erkrankungen zu tun, 
das heißt, die Kolleg_innen arbeiten  am Limit und sind von Burnout bedroht.

Seit Jahren kämpfen wir um einen verbesserten Personalschlüssel, um den immer weiter wachsenden 
Ansprüchen gerecht zu werden, um gute pädagogische Arbeit leisten zu können. (Zeiten für Vor-und 
Nachbereitung werden immer noch nicht von Seiten der Behörde berücksichtigt!!) Bei vielen 5-Stunden-
Gutscheinen ist qualitativ gute pädagogische Arbeit nicht wirklich möglich, da wir dafür nicht ausrei-
chend Personal einstellen können. Und nun können wir unsere Gruppen überbelegen und das mit Kindern, 
die traumatisiert zu uns kommen? Traumatisierte Kinder zu betreuen bedeutet eine sehr große Verantwor-
tung, denn wir wollen, dass es allen Kindern gut geht, die wir betreuen.

Wir betreuen viele 3-jährige Kinder, die einen hohen Betreuungsbedarf haben. Dass wir für Dreijährige 
nur halb so viel Geld bekommen wie für 1-3-Jährige ist nicht zu verstehen. Und dann noch weitere Kinder 
mit 5-Stunden-Gutscheinen aufzunehmen, sprengt absolut den Rahmen. Ich habe Kolleginnen, die noch 
nach Monaten mit den Auswirkungen ihrer Coronainfektion zu kämpfen haben, die erschöpft sind, etc.

Ich möchte meine Kolleg_innen entlasten, ihnen einen guten Personalschlüssel ermöglichen, denn eine 
gute pädagogische Betreuung bedeutet gute Bildung für unsere Kinder. Deshalb ist es von absoluter Wich-
tigkeit, dass alle Kinder 8-Stunden-Gutscheine bekommen, insbesondere die Kinder, die eine ganztägige 
Betreuung benötigen, um deutsch zu lernen und integriert zu werden. Und nicht nur die ukrainischen 
Kinder, sondern alle Kinder aus Migrantenfamilien!

Ich bin es leid, dass alles auf dem Rücken der Kitas ausgetragen wird. Die Stadt Hamburg gibt einfach 
zu wenig Geld für Bildung aus, dabei ist die Bildung unserer Kinder unsere Zukunft!

Mit freundlichen Grüßen, Nina Langer
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UKRAINE-KRIEG

Stellungnahme des GEW-Hauptvorstands
Die GEW verurteilt den völ-

kerrechtswidrigen Angriffskrieg 
der russischen Regierung auf 
die Ukraine. Wir fordern einen 
umgehenden Waffenstillstand, 
einen Rückzug der russischen 
Truppen und Verhandlungen 
über eine friedliche Lösung des 
Konflikts.

Gemeinsam mit der Bildungs-
internationale, der weltweiten 
Dachorganisation der Bildungs-
gewerkschaften und ihrer euro-
päischen Region, dem Europä-
ischen Gewerkschaftskomitee 
für Bildung und Wissenschaft, 
steht die GEW solidarisch an 
der Seite der Menschen, der 
Gewerkschaften, der Lehrenden 
und Pädagog_innen, Kinder, 
Schüler_innen und Studierenden 
in der Ukraine.

Die GEW fordert Bund und 
Länder auf, Geflüchtete aus der 
Kriegsregion unabhängig von 
ihrer Herkunft und Staatsan-

gehörigkeit aufzunehmen und 
ihnen Perspektiven zu eröffnen 
bzw. schon hier lebenden Men-
schen Verbleibsmöglichkeiten 
zu bieten. Geflüchtete Frauen 
und Kinder sind vor sexualisier-
ter Gewalt zu schützen.

Um die Herausforderung 
meistern zu können, bedarf es 
zusätzlicher finanzieller und per-
soneller Ressourcen für die Ki-
tas, Schulen, Hochschulen und 
Weiterbildungseinrichtungen. 
Wir brauchen zusätzliches Per-
sonal und angemessene Räum-
lichkeiten für die Errichtung von 
Willkommens-, Übergangs- und 
Vorbereitungsklassen, multi-
professionelle Teams, zusätz-
liche Lehrkräfte für Deutsch 
als Zweit- bzw. Fremdsprache, 
herkunftssprachliche Fachkräfte 
und Angebote für die Beschäf-
tigten, um mit Traumata der Ge-
flüchteten in angemessener Wei-
se umgehen zu können.

Ein Unterstützungsprogramm 
für die Hochschulen zur Aufnah-
me geflüchteter Studierender, 
Lehrender und Forschender auch 
aus Drittstaaten ist auf den Weg 
zu bringen. Die GEW begrüßt 
die Einbindung von geflüchteten 
pädagogischen Fachkräften und 
fordert für diese zielgruppenge-
rechte Unterstützung und ver-
lässliche Perspektiven.

Mehr Waffen schaffen keinen 
Frieden. Die GEW kritisiert die 
geplante massive Aufrüstung als 
Antwort auf den Ukrainekrieg. 
Die Einrichtung eines 100 Mil-
liarden schweren Sondervermö-
gens für die Bundeswehr lehnen 
wir ebenso ab wie die Steigerung 
der Rüstungsausgaben auf zwei 
Prozent des Bruttoinlandspro-
dukts. Die Hochrüstung hilft den 
Menschen in der Ukraine nicht 
und wird die Sicherheit in Euro-
pa weiter gefährden.

Frankfurt/Main, 26.3.2022

Hiobsbotschaft
Das Stockholmer Friedensforschungsinstitut SIPRI meldete für 2020 steigende Militärausgaben 

weltweit. Im vergangenen Jahr wurden 2,4 Prozent der globalen Wirtschaftsleistung für Rüstungsgü-
ter ausgegeben – ein Jahr zuvor waren es 2,2. Deutschland belegt (noch! JG) Platz sieben der welt-
weiten Rangliste. 44 Milliarden Euro Rüstungsausgaben standen in 2020 zur Verfügung – das ist eine 
Steigerung von 5,2 Prozent und damit überdurchschnittlich im Vergleich zu anderen europäischen 
Ländern. Investiert wurden welt-
weit 1,98 Billionen US-Dollar: 
Das entspricht in etwa 1,65 Bil-
lionen Euro. Insgesamt ist das laut 
den Berechnungen von SIPRI die 
größte Steigerung von Rüstungs-
ausgaben seit der Weltwirtschafts-
krise vor zwölf Jahren. (…)

SOFIE DONGES,
ARD-Studio Stockholm

Kommt es zu den geplanten 
Mehrausgaben, läge Deutschland 
auf Platz 3 hinter den USA und 
China und vor Indien und Russ-
land       JG

Anteil an den Rüstungsausgaben weltweit
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Quelle: SIPRI 2020
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RUSSLAND

Unterricht und Propaganda
Anfang März veröffentlichte die russische, im lettischen Exil erscheinende 
Internetzeitung „Meduza“ (https://meduza.io) folgende von den regionalen 
russischen Bildungsbehörden herausgegebene Handreichung für Lehrerinnen 
und Lehrer zur Behandlung des Themas „Friedenstiftende Spezialmission in 
der Ukraine“ im Unterricht

Eine Auswahl aus 13 Fragen

Warum wurde die Unabhän-
gigkeit der Donezker und der 
Lugansker Volksrepublik aner-
kannt? Ist das nicht eine Einmi-
schung in die Angelegenheiten 
eines anderen Staates?

In erster Linie haben die Be-
wohner dieser Republiken selbst 
die Unabhängigkeit der DVR 
und der LVR anerkannt, und 
zwar schon 2014. Das geschah, 
nachdem in der Ukraine ein be-
waffneter Staatstreich durch-
geführt wurde und die neuen 
Machthaber einfach nicht auf die 
Meinung des Donezker und des 
Lugansker Gebiets hören woll-
ten. Im Gegenteil – sie schlugen 
einen Kurs der Auslöschung der 
russischen Sprache und der Ver-
letzung der Rechte der russisch-
sprachigen Bevölkerung ein. Die 

Menschen weigerten sich, sich 
der neuen Macht unterzuordnen, 
führten ein Referendum durch, 
und die Mehrheit der Einwohner 
stimmte für die Unabhängig-
keit von der Ukraine. Als Ant-
wort riegelten die ukrainischen 
Machthaber die Territorien die-
ser Regionen ab und begannen 
mit der Beschießung friedlicher 
Einwohner.

Stimmt es, dass russi-
sche Soldaten über die 
Grenzen der DVG 
und der LVR 
hinaus vorge-
drungen sind? 
Das ist doch eine 
Invasion in die Ukra-
ine, warum wurde diese 
Entscheidung getroffen?

Die russische militärische 
Operation wird tatsächlich nicht 

nur auf dem Gebiet der DVR 
und der LVR durchgeführt, 
sondern auch jenseits 
von deren Gren-
zen. Das Ziel 
der Operati-
on ist der 

S c h u t z 
der Bevöl-

kerung des 
Donbass, und um 

die Menschen wirk-
lich zu schützen, muss 

ein für alle Mal der Ur-
sprung der Bedrohung gestoppt 

werden, sonst passiert das immer 
und immer wieder. Immer und 
immer wieder werden Menschen 
sterben.

Außerdem konnte das gan-
ze Land dabei zusehen, wie die 
Ukraine über Jahre Waffen an-
gehäuft hat. Aus NATO-Staaten 
kamen Züge voller Technik und 
Waffen an. Auch wenn die rus-
sischen Streitkräfte heute an den 
Grenzen der DVR und der LVR 
stoppen würden, würde das kei-
nesfalls den Frieden garantieren, 
weder im Donbass noch bei uns. 
Früher oder später würde ein 
schrecklicher Krieg beginnen. 
Dagegen müssen wir unbedingt 
Vorsorge treffen. Weißt du, dass 
z. B. moderne Raketen von der 
Ukraine bis ins Zentrum Russ-
land gerade mal 5-10 Minuten 
brauchen würden? Wie können 
wir sicher sein, dass wir nicht 
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unter Beschuss geraten, wenn 
jene acht Jahre lang unaufhör-
lich die friedliche Bevölkerung 
des Donbass beschossen haben?

Was bedeutet „Zerstörung 
strategischer militärischer Ein-

richtungen“? Ist die fried-
liche ukrainische Be-

völkerung wirklich in 
Sicherheit?

Darin besteht 
eben der Sinn 

des Begriffs „De-
militarisierung“: die 

militärische Bedrohung 
durch die ukrainischen 

Machthaber zu neutralisieren. 
Seit 2014 wurde die Ukraine mit 
Waffen, Kriegstechnik und Ra-
keten vollgestopft, die sie gegen 
die friedliche Bevölkerung des 
Donbass einsetzte und früher 
oder später auch gegen Russland 
hätte einsetzen können. Damit 
das nicht passiert, bestimmte 
der Präsident Russlands als Ziel 
der militärischen Operation die 
Demilitarisierung, die Zerschla-
gung der Kiewer Führung, die 
zum Teil aus offenen Nationalis-
ten besteht. 

Angriffe auf zivile Einrich-
tungen, auf Wohnhäuser und auf 
die friedliche Bevölkerung führt 
Russland nicht durch und wird 
es auch nicht durchführen. Op-
fer braucht niemand. Aber schau 
mal, wie niederträchtig die ukra-
inischen Nationalisten vorgehen: 
Sie stationieren ihre Raketen-
werfer zwischen Wohnhäusern, 
um diese zu Zielen unseres An-
griffs zu machen. Mit anderen 
Worten, sie verstecken sich zwi-
schen friedlichen Bewohnern. 
Das ist ein Kriegsverbrechen, 
so gehen nur Terroristen und 
Fanantiker vor.

Wie lange werden die Kriegs-
handlungen noch dauern? Was 
ist das Ziel unseres Staats?

Glaub mir, alle hoffen, dass 
die Operation schnell und wir-
kungsvoll abgeschlossen wer-

den kann. Wir haben eine sehr 
gute, gebildete, professionelle 
Armee, die effizient arbeitet und 
die Menschen schont. Es ist völ-
lig richtig und human, dass den 
ukrainischen Soldaten angeboten 
wurde, einfach ihre Waffen ab-

zugeben und zu ihren Familien 
zurückzukehren. 

Europa und Amerika verhän-
gen Sanktionen gegen uns. Wirkt 
sich das auf mein Leben aus?

Von der Halbwahrheit zur Lüge
Man könnte die „Handrei-

chung“ der russischen Regie-
rung bzw. des Bildungsmi-
nisteriums lächerlich finden, 
ginge es nicht um Leben und 
Tod für tausende Menschen 
und um die Existenz von 
Millionen. Dieses Frage-und 
Antwort-Spiel reiht sich ein in 
große Desinformations- und 
Propaganda-Kampagnen der 
russischen Führung. Warum 
„kommt sie in Russland damit 
durch“? 

Angesichts dessen, dass 
wir „im Westen“ über eine 
Vielzahl von – auch äußerst 
kontroversen – Informati-
onsmöglichkeiten verfügen 
und dennoch die absurdesten 
Verschwörungserzählungen 
Konjunktur haben, sollten 
wir uns hüten, uns über „Ah-
nungslosigkeit“ oder „Regie-
rungshörigkeit“ der russischen 
Bevölkerung zu erheben. Dass 
nicht-regierungskonforme 
Medien und Informations-
möglichkeiten in Russland 
praktisch vollständig be-
schnitten wurden, ist das Eine. 
Ein weiterer wichtiger Aspekt 
darf nicht übersehen werden: 
Propaganda und teils direk-
te Lügen funktionieren auch 
deshalb so gut, weil sie an 
einzelnen Stellen anschluss-
fähig sind an Tatsachen, die 
der russischen Bevölkerung 
sehr wohl bekannt sind. Das 
bezieht sich etwa auf die Stel-
lung der russischen Sprache in 
der Ukraine, auf die (Nicht-)
Umsetzung der Minsker Ver-
einbarungen oder auf die 
Bewertung des ukrainischen 

Nationalisten und zeitweiligen 
Nazi-Kollaborateurs Stepan 
Bandera.

Man möge mich nicht miss-
verstehen: Nichts von alledem 
kann Anlass sein für einen 
Krieg und nichts rechtfertigt 
den mörderischen, das Völ-
kerrecht sowie die Autono-
mie und anerkannte Grenzen 
der Ukraine missachtenden 
Angriff der russischen Ar-
mee. Die Frage war „Warum 
kommt Putin in Russland da-
mit durch?“.

Dass die Popularitätswer-
te des russischen Präsidenten 
und die Zustimmung zu sei-
nem Krieg gerade ungeahnte 
Höhen erreicht haben, liegt 
auch daran, dass die propa-
gandistischen Behauptungen 
(„gegen Nazis“, „gegen Ver-
bot der russischen Sprache“) 
in perfider Weise an einzelne, 
fraglos aufgebauschte und aus 
dem Zusammenhang gerisse-
ne Fakten andocken, so dass 
dann dreiste Lügen wie die 
vom „Genozid“ und von der 
„Spezialoperation“ ebenfalls 
ankommen – die ältere Gene-
ration erinnert sich nur zu gut 
daran, dass „Nazis“ und „Ge-
nozid“ sehr wohl in direktem 
Zusammenhang stehen. Mit 
dieser Rhetorik gelingt es der 
russischen Führung also, nicht 
nur Schülerinnen und Schüler 
auf ihre Linie einzuschwören, 
sondern große Teile der Be-
völkerung. Das werden viele, 
die persönliche Kontakte zu 
Russinnen und Russen haben, 
schmerzlich bestätigen.

FRIEDER BACHTELER   
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Bis du erwachsen wirst, hat 
sich das alles gelegt. Und wenn 
sie bestimmte Sanktionen auf-
rechterhalten, lernen wir mit ih-
nen zu leben. Und nicht nur zu 
leben, sondern uns ganz ruhig 
weiterzuentwickeln, Neues zu 
schaffen, die Qualität unseres 
Lebens zu erhöhen.

Das sind ja nicht die ersten 
Sanktionen, und jedes Mal war 
das Ergebnis genau das Gegen-
teil dessen, was die Initiatoren 
erreichen wollten. Sanktionen 
sind ein Appell, eine Challenge, 
die darin besteht, dass wir selbst 
lernen genau das herzustellen, 
was uns nicht mehr verkauft 
werden darf. Ist doch prima!

Welche zukünftigen Folgen 
können die Sanktionen haben, 
die Russland heute auferlegt 
werden?

Wenn sie verbieten, etwas an 
Russland zu verkaufen, welchen 
Ausweg hat Russland dann? 
Nun, natürlich, dieses Produkt 
selbst herzustellen. Das nennt 
man Import-Ersetzung: Wir ler-
nen, etwas selbst zu produzieren, 
was wir früher von anderen Län-
dern gekauft haben.

Das ist also ein zusätzlicher 
Ansporn für die Wissenschaft, 
die Industrie, die IT-Branche 
Russlands. Eine schwierige 
Challenge, aber eine, die man 
schaffen kann. Kennst du das 
Sprichwort „Alles hat sein Gu-

tes“? Genau so ist es hier.

Kann ich wirklich nicht mehr 
mit dem Handy bezahlen. Zie-
hen sich ApplePay und andere 
Dienste aus Russland zurück?

Das hängt vorerst von deiner 
Bank ab. Große Probleme mit 
ApplePay gibt es bisher nicht. 
Später vielleicht kannst du dann 
eben nicht mit dem Handy be-
zahlen. Du bezahlst mit der 
Karte, das ist doch kein großes 
Problem.

Schau mal, ApplePay gibt es 
gerade mal seit acht Jahren, seit 
2014. In Russland wurde es noch 
später eingeführt. Und wir sind 
wunderbar auch ohne es ausge-
kommen. Klar, es ist praktisch, 
aber nicht lebensnotwendig.

Wächst nicht um uns herum 
ein neuer eiserner Vorhang? 
Kann ich weiterhin uneinge-
schränkt mit meinen Eltern 
durch die Welt reisen?

Ich persönlich bin sicher, dass 
sich früher oder später alles wie-
der regelt. Und dann: Die Welt 
ist groß. Selbst wenn es irgend-
welche Länder gibt, die uns nicht 
sehen wollen – es gibt andere, 
wo man uns gern empfängt. Und 
schließlich ist da noch das größte 
Land der Erde – Russland, wo es 
eine unwahrscheinliche Menge 
interessantester Orte, Naturwun-
der, unterschiedlicher Kulturen, 

unterschiedlicher Lebensräume 
gibt.

Wenn ihr mit euren Familien 
gerne verreist – da finden sich 
immer Reiseziele.

Der Staat verfolgt Informatio-
nen zu diesem Thema im Internet 
zu streng. Ist das nicht Zensur? 
Wozu braucht es diese Maßnah-
men?

Kann man dann „zu streng“ 
sein, wenn es um das Leben von 
Menschen geht? Es gibt doch 
nichts Wichtigeres und Ernste-
res, oder?

Aber der Staat verfolgt ja 
nicht Informationen über die-
ses Thema, sondern er verfolgt 
Desinformation. Er unterbindet 
die Verbreitung von Fake News, 
Lügen und Fälschungen - von al-
lem, was nicht der Wirklichkeit 
entspricht und Menschen ernst-
haft schaden kann. Es gibt viele 
solcher Fake News: Alte Fotos 
werden als aktuelle ausgegeben, 
ukrainische Militärtechnik wird 
als unsere ausgegeben.

Zensur heißt, dass es ein Ver-
bot gibt, die eigene Meinung zu 
sagen. die Meinung muss sich 
allerdings auf Tatsachen stützen, 
nicht auf Lügen. Denn dann ist 
es schon keine Meinung mehr, 
sondern auch eine Lüge. Wir se-
hen doch alle, dass das Internet 
voller ganz unterschiedlicher 
Meinungen ist: sehr viele unter-
stützen die russische Operation, 
viele setzen sich für einen baldi-
gen Frieden ein, und irgendwer 
kritisiert die Entscheidung, die 
Operation durchzuführen. Wenn 
es Zensur gäbe, würden wir nur 
einen Standpunkt finden.

Heutzutage ist es sehr wichtig, 
nicht selbst zum Weiterverbrei-
ter von Fake News zu werden. 
Und du machst es richtig, wenn 
du lieber ehrlich zugibst, nicht 
Bescheid zu wissen, als das, was 
andere sich ausgedacht haben, 
weiterzuverbreiten.

Übersetzung aus dem Russischen: 
FRIEDER BACHTELERÜbersetzung: „Russland befindet sich im Kampf mit dem Westen um die 

Zukunft des Friedens“
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Russische Lehrkräfte gegen den Krieg
Eine Petition gegen den Krieg [jetzt darf man 

nicht sagen, gegen welchen] wurde bereits von 
über 5000 russischen Lehrer_innen unterzeichnet. 
Dafür drohen ihnen Entlassung und Verfolgung. 
Die GEW ruft zu Solidaritätsadressen auf. Es ist 
der größte Protest der Lehrkräfte in Russland seit 
mehr als 30 Jahren.

Die Initiative „Lehrkräfte gegen den Krieg“ 
musste den Petitionstext nach dem neuen Medien-
gesetz in Russland, das die kritische Berichterstat-
tung über den Krieg unter Strafe stellt, mittlerwei-
le von der Homepage nehmen.

Die GEW-Vorsitzende Maike Finnern hat sich 
in einem Schreiben mit den Lehrkräften in Russ-
land solidarisiert. „Für euer mutiges Eintreten für 
den Frieden verdient ihr unseren Respekt, unsere 
Solidarität und unsere Unterstützung. Wir verur-
teilen die Verfolgung von Beschäftigten, Schüler_
innen und Studierenden an Schulen, Hochschulen 
und anderen Bildungseinrichtungen“, heißt es in 
dem Schreiben.

„Krieg ist eine Katastrophe“
In dem Offenen Brief russischer Lehrkräfte 

gegen den Krieg in der Ukraine heißt es: „Jeder 
Krieg bedeutet menschliche Opfer und Zerstörun-
gen. Krieg ist eine Katastrophe. Der Krieg gegen 
die Ukraine, der in der Nacht vom 23. auf den 24. 
Februar begonnen wurde, ist nicht unser Krieg. 
Die Invasion auf das Territorium der Ukraine be-
gann im Namen russischer Staatsbürger*innen, 
aber gegen unseren Willen. Wir sind Lehrkräf-
te und Gewalt widerspricht dem Wesen unseres 
Berufes. In der Hitze des Krieges sterben unsere 
Schüler_innen. Krieg führt unvermeidlich zu einer 
Zuspitzung der sozialen Probleme unseres Lan-

des. Wir unterstützen die Antikriegsproteste und 
fordern einen sofortigen Waffenstillstand.“

Verfolgung droht
Den Unterzeichnern des Briefs und weiteren 

kritischen Stimmen in den Bildungseinrichtun-
gen drohen aktuell Verfolgung und Entlassungen. 
Die beiden unabhängige Bildungsgewerkschaften 
Uchitel‘ und „Universitäre Solidarität“ in Russ-
land setzen sich für die Belange von verfolgten 
Lehrkräften am Arbeitsplatz ein. In einer Stellung-
nahme der Hochschulgewerkschaft heißt es: „Die 
Universitätsleitungen üben Druck auf Hochschul-
mitarbeiter_innen aus, die sich offen gegen den 
Krieg aussprechen, und einige Kolleg_innen wer-
den gegen ihren Willen entlassen. Auch Studieren-
de werden unter Druck gesetzt und rechtswidrig 
mit Verweisen und Exmatrikulation bedroht, wenn 
sie sich an friedlichen Anti-Kriegs-Protesten be-
teiligen.“

Solidarität zeigen
Solidaritätsadressen an die Lehrkräfte in Russ-

land sind eine Möglichkeit, ein Zeichen der So-
lidarität zu senden und ihnen den Rücken zu 
stärken. Das Schreiben der GEW kann als Mus-
terschreiben verwendet werden – etwa auch von 
GEW-Gliederungen, die sich mit den Lehrkräf-
ten solidarisieren wollen. (https://www.gew.
de/fileadmin/media/sonstige_downloads/hv/
Internationales/2022-03-31-GEW-Solidarity-Let-
ter-Teachers-against-war.pdf. Sie können an diese 
Adresse versendet werden: teachershelpnow@
gmail.com)

CARMEN LUDWIG
GEW-Bundes-Referentin für Internationales
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FRIEDENSBEWEGUNG

Es gibt sie noch
Pazifistische Forderungen haben nach wie vor Bestand, auch wenn im 
offiziellen Mediengetöse die Sympathie für das Militärische dominiert

Die letzte hlz hatte den Aufruf 
zum Ostermarsch 2022 abge-
druckt (s. hlz 1-2/22, S. 78). Der 
Aufruf war vor dem 24. Februar, 
dem Beginn des russischen Mili-
tärüberfalls auf die Ukraine, vom 
Hamburger Forum für Abrüs-
tung und Völkerverständigung 
(www.Hamburgerforum.org) 
verfasst worden. Nunmehr befin-
den wir uns in der 5. Woche der 
völkerrechtswidrigen Aggressi-
on durch Russland und ein Ende 
des Kriegs, der Zerstörung, des 
Sterbens und des Leidens der uk-
rainischen Zi-
vilbevölkerung 
scheint nicht in 
Sicht.

Viele von 
uns sind ent-
setzt und ratlos 
zugleich. Eine 
Deeskalat ion 
der militäri-
schen Gewalt, 
der wirtschaft-
lichen Sank-
tionen und 
Schuldzuwei-
sen wird von 
keinem der Ak-
teure ernsthaft 
in Betracht gezogen. Diese Art 
von Kriegen, das zeigt die jünge-
re Geschichte mit den Kriegen in 
Jugoslawien, Afghanistan, Irak, 
Syrien, Libyen und Jemen, ha-
ben bei jeweils unterschiedlichen 
Akteuren und Kriegsgründen(-
lügen) das Potential, sich lang 
hinzuziehen. Am Ende gibt es 
nur Verlierer ohne nachhaltige 
Lösungen.

Der von der GEW und wei-
teren Organisationen und Ein-
zelpersonen unterzeichnete 
Ostermarschaufruf gipfelte in 
der Forderung an die Bundes-

regierung, auf die steigenden 
Rüstungsausgaben und auf die 
Erweiterung der Nato zu ver-
zichten. Stattdessen soll sich die 
Bundesregierung für ein globa-
les System kollektiver Sicherheit 
unter Einschluss Russlands und 
Chinas einsetzen. Die Bundes-
regierung wird aufgefordert, die 
nukleare Teilhabe aufzugeben 
und den UN-Atomwaffenver-
botsvertrag zu unterschreiben. 
Um die Gemeinsamkeit der 
Ostermarschierer_innen mit 
der Klimabewegung Fridays 

for Future zu betonen, schließt 
sich der Aufruf der Forderung 
an, dass die Regierung endlich 
ernsthaft daran arbeiten soll, die 
Erderwärmung auf 1,5 Grad zu 
begrenzen.

Sind diese Forderungen nach 
dem russischen Überfall auf die 
Ukraine, veranlasst von dem rus-
sischen Nationalisten und Dikta-
tor Putin, unterstützt durch die 
russisch-orthodoxe Kirche und 
zahlreiche Oligarchen, falsch?

Folgt man den dominanten 
Talkshow-Moderator_innen 
der ARD und des ZDFs – Will, 

Maischberger, Plasberg, Lanz 
Illner… –, können die Pazifist_
innen und die Friedensbewegung 
einpacken und in der Versenkung 
der Geschichte verschwinden.

Pazifistische Positionen wer-
den diffamiert, diskreditiert 
und sind noch nicht mal eine 
Randnotiz wert. Neben der Do-
kumentation der humanitären 
Katastrophe, dem Leiden der Zi-
vilbevölkerung und der flüchten-
den Frauen mit ihren Kindern do-
miniert in der Berichterstattung 
die Sympathie für das Militäri-

sche. Pensio-
nierte Generäle, 
Professoren der 
Bundeswehr-
Unis haben 
Hochkonjunk-
tur in den Talk-
shows und ihre 
mil i tär ischen 
W e i s h e i t e n 
werden „hoch-
geschätzt“.

Viele von 
uns Friedens-
bewegten oder 
ehemals Frie-
d e n s b e w e g -
ten gegen den 

Nato-Doppelbeschluss aus den 
1980er Jahren – dazu gehörte 
auch unser heutiger Bundes-
kanzler Olaf Scholz – sind unter 
dem medialen Dauerbeschuss 
und angesichts der verzweifelten 
Lage bereit, viele friedenspoliti-
sche Positionen zu räumen.

So sind bedingungslose Waf-
fenlieferungen ohne zeitliche 
oder finanzielle Begrenzung für 
die Ukraine, weitgehende Sank-
tionen gegen Russland und eine 
wahnsinnige Aufrüstung von 
hunderten Milliarden Euro für 
die Bundeswehr in den nächsten 
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Jahren möglich.
Die Forderungen nach einer 

Flugverbotszone über der Ukra-
ine und die nach dem sofortigen 
Stopp der russischen Gasliefe-
rung wurden immer wieder von 
Exilukrainer_innen auf den So-
lidaritätskundgebungen für die 
Ukraine am 6.3.(organisiert von 
den Parteien in der Bürgerschaft: 
SPD, Grüne, CDU und Linke) 
und am 13.3.(initiiert vom DGB-
Hamburg) auf dem Jungfernstieg 
vorgetragen.

Noch (?) wird die von der 
Ukraine geforderte Einrichtung 
einer Flugverbotszone, die ei-
nen möglichen Kriegseintritt 
der Nato und damit den Beginn 
eines Dritten Weltkrieges und 
des nuklearen Schlagabtausches 
bedeuten könnte, von den USA, 
der Nato, der Mehrheit der EU-
Staaten und Deutschland abge-
lehnt. Die Zurückweisung des 
sofortigen Boykotts der russi-
schen Gaslieferungen durch die 
Regierung hält noch, aber sie 
steht unter Druck durch die Uk-
rainer, die Moderator_innen der 
ARD und des ZDFs und vieler 
Sympathiebekundungen durch 
CDU-Mitglieder. 

Ich persönlich teile in diesem 
Punkt weitgehend die Ansichten 
unseres ehemaligen 93jährigen, 
weitsichtigen Bürgermeisters 
von Dohnanyi, dass ein Krieg 
noch nie durch Sanktionen be-
endet oder in seinem Verlauf 
entscheidend beeinflusst wurde. 
Auf die weit vorausschauende 
Frage nach dem Ukrainekrieg, 
die von Dohnanyi in seinem 
neuesten Buch „Nationale Inte-
ressen – Orientierung für deut-
sche und europäische Politik 
in Zeiten globaler Umbrüche“ 
aufwirft, hätte ich gern eine 
Antwort: Welches Interesse ha-
ben Deutschland und Europa 
an einer zerstörten russischen 
Wirtschaft, an einer darbenden 
russischen Bevölkerung, einem 
russischen Armenhaus unter der 
Herrschaft eines Putin oder eines 
anderen Oligarchen oder einer 
Militärdiktatur oder…?

Und was sagt die Friedens-
bewegung? Gibt es die noch? 

Es gibt die Friedensbewegung 
noch! Sie war auch nach ihren 
Hochzeiten in den 1980iger Jah-
ren gegen den Raketendoppelbe-
schluss nie weg! Sie trifft sich 
in vielen Initiativen, Gesprächs-
zirkeln und demonstriert auf der 
Straße wie jedes Jahr zu Ostern. 

Die Friedensbewegung ist welt-
umspannend und braucht von 
ihren Forderungen nicht abzurü-
cken. Die Forderungen werden 
laufend aktualisiert, auch jetzt 
bezogen auf den Ukraine-Krieg. 

Die englische Friedensbe-
wegung ist sehr aktiv. Seit dem 
11.September 2001 gibt es die 
britische Friedensorganisation 
„Stop the war“(stopwar.org.uk), 
die zahlreiche Demonstrationen 
in Großbritannien gegen den 
Afghanistan-, den Irak-, Liby-
en- und Jemenkrieg organisiert 
hat. Sie fasst die Forderungen 
der internationalen Friedensbe-
wegung zum ukrainischen Krieg 
kurz und prägnant in drei Sätzen 
zusammen: Stoppt den Ukraine-
Krieg! Russische Truppen raus! 
Keine Nato-Erweiterung! Es 
wird dann weiter in einem Auf-
ruf zu Aktionen zum 6.3. rund 
um die Welt ausgeführt, dass 
der Krieg in der Ukraine eine 
Katstrophe ist für die Ukrainer 
und eine gefährliche Bedrohung 
für uns alle.

Es werden Sanktionen abge-
lehnt, die den überwiegenden 
Teil der russischen Bevölkerung 
treffen und alle Länder werden 

aufgefordert, Flüchtlinge will-
kommen zu heißen, die vor dem 
Krieg fliehen.

Es gibt eine Gruppe, die sich 
als Ukrainische Pazifistische Be-
wegung bezeichnet und in einer 
Erklärung (www.de.conection-
ev.org, https://worldbeyondwar.
org/ statement-by-the-ukrainian-
pacifist-movement) dazu auffor-
dert, dass Selenskyj und Putin 
direkte Verhandlungen aufneh-
men sollen, wobei die Ukraine 
ihre Neutralität anbietet und da-
rauf verzichtet, einen bis an die 
Zähne bewaffneten ukrainischen 
Nationalstaat aufzubauen. Diese 
neutrale Ukraine stellt sich dann 
weder an die Seite kriegsbereiter 
Großmächte wie Russland oder 
der Nato noch an die der USA. 

Ein besonderes Anliegen der 
ukrainischen pazifistischen Be-
wegung sind die ukrainischen, 
belarussischen und russischen 
Deserteure und Kriegsdienstver-
weigerer. Sowohl alle Kriegsver-
weigerer, die aus den verschiede-
nen Armeen desertieren als auch 
diejenigen, die sich vor dem 
Wehrdienst „drücken“, bevor sie 
eingezogen worden sind, sollten 
bei uns großzügig Asyl gewährt 
bekommen.

Wer mehr über die men-
schenverachtende Behandlung 
von russischen Wehrpflichtigen 
(zwei Jahre) in der russischen 
Armee erfahren will, sollte ein-
mal bei Google den russischen 
Begriff „Devodovschina“ ein-
geben, um sich von den Miss-
handlungen von Rekruten durch 
Dienstältere ein Bild zu machen.

Auch der belarussische Dikta-
tor Lukaschenko scheut nicht da-
vor zurück, die Wehrpflichtigen 
und Generäle an der Seite der 
Russen in den Krieg zu schicken, 
da er mit einer zwar unterdrück-
ten, aber massiven Opposition 
im eigenen Land konfrontiert ist. 
Die Befehlsverweigerung von 
Matrosen in Kiel und Wilhelms-
hafen hat 1918 schon einmal er-
folgreich zum schnelleren Ende 
eines Krieges beigetragen.

Das Hamburger Forum hat 

Die englische 
Friedensbewegung fasst 

die Forderungen zum 
ukrainischen Krieg kurz und 

prägnant in drei Sätzen 
zusammen: Stoppt den 

Ukraine-Krieg! Russische 
Truppen raus! Keine Nato-

Erweiterung!
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KRIEG UND FRIEDEN

Paradigmenwechsel in der 
Hamburger GEW?
Der Landesvorstand lehnt die Unterstützung des Russell-Tribunals 
zur Verurteilung der über den Hamburger Hafen durchgeführten 
Waffenexporte ab

Der 30. März 2022 könnte 
in die Annalen der Hamburger 
GEW als Paradigmenwechsel in 
Sachen Krieg und Frieden einge-
hen.

Der Ausschuss für Friedens-
bildung unseres Landesverban-
des stellte an diesem Tag im Lan-
desvorstand den Antrag, mit dem 
„Hamburger Russell-Tribunal“ 
zum Thema Waffenexport über 
den Hamburger Hafen zu koope-
rieren.

Das wurde mit Mehrheit auf 
der o.g. Sitzung abgelehnt.

Auf der Sitzung stellten Jo-
chen Rasch und der Autor dieses 
Beitrags das Konzept des Tribu-
nals vor, das vom 30. Juni bis 3. 
Juli 22 stattfinden wird. Zuvor 
war allen Vorstandsmitgliedern 
eine ausführliche Dokumentati-
on des aktuellen Planungsstan-
des übermittelt worden.

Die angestrebte Kooperation 
bezieht sich auf die Woche vom 
27. Juni bis 1. Juli und beinhal-
tet eine bildungspolitische Frie-
denswoche, in der auch Ange-
bote an die Kolleg_innen in den 

Bildungseinrichtungen der Stadt 
gemacht werden. Insgesamt be-
gleitet das Tribunal ein 10-wö-
chiges Programm.

Nun weckt vielleicht das Wort 
„Tribunal“ negative Bilder und 
Assoziationen, vor allem bei 
denjenigen, die die Tradition der 
„Russell-Tribunale“ nicht ken-
nen.

Es ging und geht bei den 
„Russell-Tribunalen“ um die 
Aufarbeitung von Völkerrechts-
verbrechen und Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit, um 

seinen Ostermarschaufruf um 
die Forderung „Keine weitere 
Eskalation des Krieges – Waf-
fenstillstand jetzt – Keine Waf-
fenlieferungen, aber Unterstüt-
zung von Kriegsopfern“ ergänzt.

Der Bundesausschuss des 
Friedensratschlags in Kassel 
(www.friedensratschlag.de) 
fordert dazu auf, sich dem Rüs-
tungswahnsinn von 100 Milliar-
den Sondervermögen für das Mi-
litär, der Grundgesetzänderung 
und den 70 Milliarden jährlicher 
Militärausgaben entgegenzustel-
len.

Wenn das Rüstungsprogramm 
des Kanzlers Scholz so umge-
setzt wird, werden die nächsten 
30 Jahre durch militärische Ge-
walt in der EU und in der Nato 
an der Seite der USA bestimmt 
sein. Dieses gigantische Aufrüs-
tungsprogramm geht zu Lasten 
des Klimas, der Renten, des Ge-
sundheitssystems und der Bil-
dung. Das Militär ist einer der 

größten Klimakiller und Um-
weltzerstörer weltweit. Fridays 
for Future, Gewerkschaften, 
Kirchen müssen zusammenfin-
den und den Widerstand auf die 
Straße bringen, um die deutsche 
Regierung von dieser Aufrüs-
tung abzuhalten. 

Die Hoffnung für den kom-
menden Ostermarsch und viele 
weitere Proteste im Jahr 2022 ist, 
dass die Begeisterung für militä-

rische Aufrüstung in der Regie-
rung, im Parlament, in den meis-
ten Medien, in der deutschen 
Zivilgesellschaft nicht mehr-
heitsfähig wird. Welche Chancen 
der gemeinsame Kampf gegen 
den heraufziehenden Rüstungs-
wahnsinn hat, wird sich auch an 
der steigenden Beteiligung am 
Ostermarsch 2022 ablesen las-
sen.

WILLI BARTELS – Mitglied im
Friedenausschuss der GEW und im 

Hamburger Forum

Dieser Artikel wurde geschrie-
ben in der Hoffnung, dass er die 
hlz-Leser_innen noch vor Ostern 
erreicht. Der Autor und die Re-
daktion sind der Überzeugung, 
dass selbst dann, wenn dies nicht 
klappt, es wichtig ist, die getrof-
fenen Aussagen auch nach dem 
hoffentlich eindrucksvollen Auf-
treten der Kriegsgegner_innen 
zu Ostern zu veröffentlichen. Die 
Red.

Dieses gigantische 
Aufrüstungsprogramm 

geht zu Lasten des 
Klimas, der Renten, des 

Gesundheitssystems 
und der Bildung. Das 

Militär ist einer der 
größten Klimakiller und 

Umweltzerstörer weltweit
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strafbewehrte Handlungen auch 
im nationalen Recht. 

Das Tribunal ist so gestaltet, 
dass konkrete beweisbare Fälle 
zur Sprache kommen. Im Ham-
burger Tribunal geht es um vier 
Fälle: Nordsyrien / Rojava, Me-
xico / Kolumbien, Jemen und 
Kindersoldaten (auf dem Afrika-
nischen Kontinent).

Das „Hamburg-Tribunal“ ist 
kein international anerkann-
ter Gerichtshof wie der in Den 
Haag, sondern eine zivilgesell-
schaftliche Verhandlung.

Es hat die Funktion, auf Ver-
letzungen des Rechts (Völker-
recht, Menschenrechte, Waffen-
kontrollgesetz etc.) hinzuweisen 
und in Bezug auf Verbesserung 
von Rechtsprechung und Geset-
zen Impulse zu setzen. Es gibt 
zwar seitens der Jury ein ‚Ur-
teil‘, aber nicht im streng juris-

tischen Sinn. Die Jury verhängt 
z.B. kein Strafmaß, sie nimmt 
aber die ‚Richterfunktion‘ im 
Tribunal wahr und besteht aus 
hochrangigen, international re-
nommierten Jurist_innen, Künst-
ler_innen, Jorunalist_innen und 
Wissenschaftler_innen, die in 
den Ländern, aus denen sie kom-
men, eine hohe Reputation ge-
nießen.

Ein internationales Team von 
Jurist_innen bereitet die Ankla-
ge vor. Expert_innen arbeiten 
an der Recherche der Fälle und 
begleiten die Verhandlung wäh-
rend der Sitzungen. Zeug_innen 
werden angehört. Eine Verteidi-
gung ist möglich. Pro Verhand-
lungstag werden zwei Themen 
bearbeitet.

HARTMUT RING
Ausschuss für Friedensbildung

Das Besondere am „Hamburg-Tribunal“

Das „Hamburg-Tribunal“ stellt sich in die 
Reihe der sog. „Russell-Tribunale“ und wird von 
der „Russell-Peace-Foundation“, gegründet von 
Lord Bertrand Russell, begleitet und unterstützt. 
Das erste historische Tribunal – es waren ei-
gentlich zwei hintereinander, moderiert von Jean 
Paul Sartre , untersuchte die Kriegsverbrechen 
während des Vietnamkrieges. Weitere , vor allem 
in juristischen Kreisen beachtete Tribunale folg-
ten.

Frank Barat koordiniert für die „Russell-
Peace-Foundation“ das Hamburg-Tribunal und 
nutzt vor allem seine internationalen Kontakte 
und Netzwerke für die Zusammenstellung der am 
Prozess Beteiligten. Als nationaler Koordinator 
steht Martin Dolzer, Hamburger Journalist, zur 
Verfügung. Er koordiniert auch das Kultur- und 
Musikprogramm an den Tribunaltagen. Neu in 
der Geschichte der „Russell-Tribunale“ sind das 
Begleitprogramm und die friedensethischen und 
politischen Aspekte der Verhandlungen.

Die Liste der bisherigen Kooperationspart-
ner_innen ist lang, z.B. der Kirchenkreis Ost und 
West (=Hamburger Kirche) mit zahlreichen Ar-
beitsstellen, Greenpeace, das Li, die DFG/VK, 
Peace Brigades International, terres des hommes, 
Evangelische Studierendengemeinde Hamburg, 
Open School 21, Diakonisches Werk Hamburg, 
TIDE (freier BürgerInnen-Sender Hamburg), pti 
(Pädagogisch-Theologisches Institut Hamburg), 
Brot für die Welt (Hamburg/Berlin), Deutsches 
Schauspielhaus…..

Nur die GEW verweigert sich. Das ist schwer 
verständlich, zumal der Hamburger Landesver-
band Mitglied der Volksinitiative gegen Rüs-
tungsexporte ist, aus der heraus die Idee für ein 
solches Tribunal entstanden ist.

Die Einwände, angesichts des Ukraine-Krieges 
sei eine solche Veranstaltung nicht angemessen – 
oder: man wolle den Hamburger Senat nicht auf 
der Anklagebank sehen, gehen an der Intention 
des Tribunals und einer möglichen Mitwirkung 
der GEW am Bildungsprogramm völlig vorbei.

Auf dem Hamburger GEW-Gewerkschaftstag 
wird es einen erneuten Antrag auf Kooperation 
geben, von dem wir hoffen, dass er den Mehr-
heitsbeschluss des Landesvorstands korrigiert.

Weitere Anfragen zu Einzelheiten gerne an 
Hartmut Ring, auch nach dem bisherigen Stand 
der Zusammensetzung des Tribunals: ppf@um-
welt.ecolink.org                                          HR

Warum die Kirche beim Hamburg-Tribunal mitmacht

Frieden ist mehr als die Abwesenheit von Krieg. Abschreckung 
durch Aufrüstung kann vielleicht kurzfristig Kriege verhindern, 
schafft aber keinen Frieden. Das Hamburg-Tribunal bietet im 
Vorfeld die Chance, sich mit vielen Veranstaltungen und Men-
schen für einen wirklichen Frieden zu engagieren. Deshalb ist 
„Kirche“ dabei.

PASTOR KLAUS-MICHAEL TÄGER,
Ökumenische Arbeitsstelle im ev.-luth. Kirchenkreis-Hamburg Ost



BEGEGNUNG

Zugfahrt 
Ein afghanischer Mann und eine ukrainische Frau im ICE

Ich kam gegen 20 Uhr am Berliner Bahnhof 
an und musste in weniger als 20 Minuten den 
ICE nach Hamburg besteigen. Ich zögerte, 
ob ich mir etwas zu essen kaufen sollte oder 
nicht. Schließlich beschloss ich doch, gleich 
in den Zug einzusteigen, obwohl ich – anders 
als früher – diesmal einen Sitzplatz reserviert 
hatte. Ich erreichte den Wagen Nummer 7 und 
fand nach ein paar Minuten meinen Platz. Es 
war einer von vier Sitzen, die sich paarwei-
se gegenüberstanden und durch einen Tisch 
voneinander getrennt waren. Gleichzeitig be-
merkte ich eine ältere Frau mit blauen Augen 
und blondem Haar, die auf „meinem“ Platz 
saß. Für einen Moment dachte ich: Unge-
wöhnlich für eine Europäerin, nicht auf die 
Platznummer zu achten. Zuerst dachte ich 
daran, mir einen anderen Platz zu suchen, 
aber ich war müde und so bat ich sie respekt-
voll aufzustehen. Ich spürte aber auch einen 
Hauch von Genugtuung –, von Rache will ich 
nicht sprechen –, weil ich in der Vergangen-
heit immer wieder erleben musste, wie ich 
eher unsanft von einem mir nicht zustehenden 
Platz verwiesen wurde. 

Die Frau stand schnell auf und überließ mir 
meinen Platz mit einem etwas verlegenen Lä-
cheln. Ich setzte mich also, während die Frau 
noch ihre Sachen zusammenpackte. Dann 
bemerkte ich ihre Kleidung. Alles, was vor-
her geschehen war, ging so schnell, dass ich 
außer ihrem Gesicht nichts Anderes wahrge-
nommen hatte. Sie trug ein kleines geblüm-
tes Tuch gleich unseren traditionellen Schals 
um den Kopf und eine zugeknöpfte Strickja-

cke über ihrer hellen Bluse. Aber was mir am 
meisten auffiel, war der dunkelblaue Rock mit 
den rosa Blumen. Ich erinnerte mich an meine 
Großmutter in unserem Dorf in Nordafgha-
nistan. Auch sie liebte Blumen, und die meis-
ten ihrer Kleider waren immer voller bunter 
Blumen wie die Steppe von Mazar-i Sharif im 
Frühling.

Nach ein paar Sekunden setzte sich die Frau 
auf den Sitz gegenüber von mir und sagte be-
schämt: „Es tut mir leid. Ich komme gerade 
aus der Ukraine.“ Sie sprach die beiden kur-
zen Sätze mit einem besonderen Akzent und 
in gebrochenem Deutsch. Ich war für einen 
Moment irritiert und bevor ich etwas erwi-
dern konnte, zogen plötzlich alle Bilder und 
Nachrichten aus der Ukraine vor meinen Au-
gen vorbei. Plötzlich empfand ich mein In-
sistieren auf „meinen“ Platz peinlich. Etwas 
unbeholfen erwiderte ich mit einem Lächeln: 
„Kein Problem“. Wir blickten stumm aus dem 
Fenster, als der Zug losfuhr und beobachteten 
die vorbeiziehenden Häuser, Autos und das 
Treiben der Menschen.

Ich wollte mit der Frau reden, aber irgendet-
was hielt mich davon ab. Ich wollte sie fragen, 
wo ihre Familie sei, warum sie allein reise, ob 
ihr Haus noch unbeschädigt sei und ob sie die 
Hoffnung habe, eines Tages nach Hause zu-
rückkehren zu können. Alles Fragen, die ich 
mir als Geflüchteter schon viele Male selbst 
gestellt hatte, Fragen auch, die mir von ande-
ren immer wieder gestellt worden waren und 
immer noch gestellt werden und auf die ich 
keine Antwort habe.
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Kurze Zeit später zog die Frau eine Plas-
tiktüte aus ihrer kleinen Tasche und legte ein 
paar Scheiben selbstgebackenes Brot und et-
was Gemüse auf den Tisch. Ich fühlte mich, 
als sähe ich meine Großmutter. Wenn wir 
irgendwohin fuhren, nahm sie auch immer 
trockenes Brot, Käse und Gemüse mit. Als 
meine Großmutter noch lebte, hatten wir nie-
mals Angst vor Hunger, denn in ihrer kleinen 
Tasche war für jeden immer ein kleines Stück 
Brot. 

Die Frau steckte sich in aller Ruhe Brotstü-
cke in den Mund und schaute aus dem Fenster 
in die Dunkelheit. Ihre Augen waren jedoch 
nicht ruhig. Sie erinnerten mich an etwas. Es 
waren die Augen meiner Großmutter, wie sie 
jeden Tag aus dem Fenster unseres Hauses 
geschaut hatte. Es waren die Augen meines 
Vaters, als er sich von seinem Haus verab-
schieden musste. Es waren meine Augen vor 
ein paar Monaten, als alle meine Träume und 
Hoffnungen in kurzer Zeit zerplatzt waren. 

Ich starrte beunruhigt auf mein Handy, ohne 
darauf etwas wahrzunehmen. Stattdessen sah 
ich die Zerstörung unseres Hauses und dachte 
unwillkürlich an den kleinen Garten, den mein 
Vater angelegt hatte. Ein Garten, in dem sich 

unsere Familie jeden Nachmittag versammel-
te und Tee trank. Hatte diese Frau auch an ihr 
Haus gedacht?

Der Zug hatte die Stadt verlassen und wenn 
man sich umblickte, sah man in der Ferne die 
schwächer werdenden Lichter. Das Mondlicht 
am Winterhimmel strahlte große Kälte aus. 
In der Spiegelung des Zugfensters sah ich 
das Gesicht einer Frau, die in die Dunkelheit 
starrt. Vielleicht sah sie in dieser Dunkelheit 
das Bild ihrer zerstörten Stadt. Vielleicht stell-
te sie sich ihr Haus vor, in dem sie keine Ku-
chen mehr für ihre Enkelkinder backen konn-
te. Vielleicht blickte sie auf ihren Garten, der 
nicht mehr grün war, in dem Steinbrocken, 
verbranntes Holz und Feuer das Wachstum 
der Blumen verhindert hatten.

Der Zug raste nun durch die dunkle Nacht. 
Ein afghanischer Mann und eine ukrainische 
Frau saßen sich gegenüber, weit weg von ih-
rem Zuhause. Beide suchten nach Licht in der 
Dunkelheit hinter dem Fenster.

JALAL HUSSAINI
Der Autor kam 2014 aus Afghanistan nach Deutschland 

und schreibt u.a. regelmäßig auf dem
Nachrichtenportal Amal Hamburg

Übersetzung hlz
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Rückzieher
Kirche und Schulbehörde verschieben Entscheidung 

Vollmundig konnte die Behör-
de für Schule und Berufsbildung 
(BSB) noch in der Sitzung des 
Landesschulbeirates (LSB) am 
1. November 2021 auf besorgte 
Nachfragen antworten, dass von 
ca. 1.200 Lehrkräften mit Fakul-
tas in Religion nach aktueller 
Kenntnis der BSB die meisten 
über die grundsätzlichen Voraus-
setzungen für eine Beauftragung 
verfügten. So berichten Teilneh-
mende.

Vier Jahre lang hatten Nord-
kirche und BSB darauf hinge-
arbeitet, dass zum Beginn des 
Schuljahres 2022/23 endlich alle 
Religionslehrkräfte der Schulen 
eine religionsamtliche Beschei-
nigung für ihre Personalakten 
beibringen müssen, mit der sie 
neben der Qualifikation (Staats-
examen, LI-Fortbildung oder 
Vergleichbares) eben auch eine 
Mitgliedschaft in der jeweiligen 
Religionsgemeinschaft nachwei-
sen müssen.

Das ging dann aber doch et-

was an der Lebenswirklichkeit 
unserer zunehmend konfessions-
freien Stadtbevölkerung vorbei. 
Viele Kolleginnen und Kollegen, 
die die Lehrbefähigung für die-
ses Fach erworben hatten, hatten 
zwischenzeitlich die evangeli-
sche Kirche verlassen. Wie vie-
le andere Bürger_innen unserer 
Stadt auch. Die Mehrheit hier 
ist längst konfessionsfrei. Und 
überdies: Dreißig Jahre lang und 
länger wurde eine Kirchenmit-
gliedschaft von der BSB als Vor-
aussetzung für die Beauftragung 
mit diesem Unterrichtsfach nicht 
mehr abgefragt. Warum sollte 
man also jetzt wieder in die Kir-
che eintreten, um das Fach unter-
richten zu dürfen?

Die GEW hatte bereits um die 
Jahreswende 2021/22 bei einer 
Vertrauensleute-Befragung Er-
kenntnisse gewonnen, dass an 
zahlreichen Schulen (besonders 
an Grundschulen) der Religi-
onsunterricht zusammenbrechen 
würde, wenn z.B. von ehemals 

12 Kolleg_innen nur noch zwei 
eine Beauftragung würden er-
bringen können. Sollten sie dann 
den gesamten anfallenden Un-
terricht erteilen? Ausgeschlos-
sen, dann würden sich die übrig 
Gebliebenen auch noch weigern, 
denn niemand kann zur Erteilung 
von RU gezwungen werden.

Guter Rat war nun teuer. Da 
entschied die Nordkirche, dass 
sie die Pflicht zur Beibringung 
der Vokatio bis zum Schuljahr 
2022/23 aussetzt. Als erklären-
de Ausrede wurde „Corona“ 
genannt. Der Knüller kam dann 
im zweiten Absatz: Für alle Kol-
leg_innen, die über das Staats-
examen bzw. einen LI-Qualifi-
zierungskurs verfügen, sei eine 
Kirchenmitgliedschaft auch nach 
dem 1.8.2023 nicht mehr erfor-
derlich. Mitteilen ließ sie das die 
BSB mit einem Rundschreiben 
an die Schulleitungen mit Datum 
vom 18.2.2022 und nannte das 
„Nachjustierung“.

Die Scherben sollen die 
Schulleitungen aufräumen, denn 
im BSB-Rundschreiben werden 
sie gebeten, fehlende Vokations-
bescheinigungen bei den Kol-
leg_innen noch einzutreiben.

Die GEW hat hier zu einem 
großen Erfolg beigetragen. Un-
sere Kolleginnen und Kollegen 
hätten ohne diesen Kirchenrück-
zieher vor einem durch den Staat 
exekutierten Unterrichtsverbot 
in ihrem Fach Religion gestan-
den.

Ist nun alles gut? Ganz und 
gar nicht. Immer noch sind Tei-
le unseres Gewerkschaftstags-
Beschlusses vom Herbst 2021 
in unserem Visier. Im März/
April 2022 werden die neuen 
Bildungspläne – auch im Fach 
Religion – der Kollegenschaft 
und der Öffentlichkeit vorge-

Bildungsplan Religion 
kritisch unter die Lupe nehmen

Der AK Philosophie und Religion lädt zu einem Austausch 
über die neuen Bildungspläne Religion ein. Als Bildungs-Ge-
werkschaft sollten wir die Aussagen und Festlegungen des Bil-
dungsplans genauer in Augenschein nehmen und sie mit unserem 
Gewerkschaftstags-Beschluss abgleichen.

Derzeit läuft eine dreimonatige Phase der öffentlichen Debatte, 
im Laufe derer auch wir als GEW eine Stellungnahme gegenüber 
der BSB abgeben können und sollten. In dieser Sitzung wollen 
wir erörtern, wie eine Stellungnahme aussehen könnte und sie 
dem Vorsitzenden bzw. Landesvorstand zuleiten.

Die Veranstaltung wird in Präsenz zu den aktuell gültigen Co-
rona-Bestimmungen stattfinden am

Donnerstag, den 9. Juni, von 16-18 Uhr in Raum ABC.
Damit wir uns entsprechend vorbereiten können, bitten wir um 

eine Anmeldung unter akpur@gew-hamburg.de. Selbstverständ-
lich sind aber auch unangemeldete Mitglieder willkommen.
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stellt. Wir werden sie uns genau 
anschauen. Nach wie vor ist 
nicht erkennbar, dass die BSB 
ihre ehrliche Informationspflicht 
gegenüber den Eltern der Klas-
sen 1-6 erfüllt. Denn noch im-
mer bekennt sich die BSB nicht 
offen zum gewollten Etiketten-
schwindel „Religionsunterricht 
für alle“: Gemeinsamer Unter-
richt für die gesamte Klasse, 
also auch für die religionsunge-
bundenen Kinder, aber nur auf 

der Basis von Bildungsplänen, 
die ausschließlich durch Religi-
onsgemeinschaften verantwortet 
werden. Hier werden wir uns 
noch kräftig einmischen müssen. 
Es gibt nur zwei Alternativen, 
wenn es beim Unterricht „für 
alle“ bleiben soll: Entweder wer-
den die Bildungspläne auch von 
nicht-religiösen Trägern mitver-
antwortet (und das ist eine Ent-
scheidung der Religionsgemein-
schaften) oder es bleibt bei der 

bisherigen Worthülse „für alle“ 
und wir klären weiter auf und 
appellieren an die religionsfreien 
Eltern, ihre Kinder abzumelden, 
verbunden mit dem Hinweis, ein 
Alternativangebot einzufordern. 
Was in den Jahrgängen 7-13 be-
reits Realität ist, wird dann auch 
in den Klassen 1-6 Einzug hal-
ten. Schade wär‘s, aber unver-
meidlich.

GERHARD LEIN
AK Philosophie und Religion

RELIGIONSUNTERRICHT IM 19. JAHRHUNDERT

„Hemmschuh wider den Fortschritt“
Die Abschaffung des Religionsunterrichts und die Trennung von Staat und 
Kirche waren spätestens 1848 populäre Forderungen in Hamburg

Anders als heute hatte die Kirche 
im 19. Jahrhundert sehr großen 
Einfluss auf das gesellschaftliche 
Leben Hamburgs. Während jetzt 
rund 60 Prozent der Einwohner_
innen keiner Religionsgemein-
schaft angehören, waren 1880 
allein 92,5 Prozent in der evan-
gelisch-lutherischen Kirche.
Dennoch stellen sich teilweise 
ähnliche Fragen wie damals.

Kirchliche Kontrolle 
des Schulwesens

Die Kirche kontrollierte bis 
weit in das 19. Jahrhundert hin-
ein das Schulwesen in Hamburg. 
Religion wurde bereits 1529 im 
Rahmen der Bugenhagenschen 
Kirchenordnung als Unterrichts-
fach der wenigen staatlichen 
Lehranstalten verankert.

Das Johanneum von 1529 
war ebenso wie das Akademi-
sche Gymnasium von 1612 als 
staatliche Einrichtung für den 
Nachwuchs der höheren Klassen 
gegründet worden. Beide unter-
standen dem Scholarchat. Die 
erst 1788 entstandenen öffentli-
chen Armenschulen wurden vom 
Schulkonvent verwaltet. Beide 

Gremien waren kirchlich domi-
niert. Während die fünf Kirchen-
schulen den kirchlichen Organen 
der jeweiligen Bezirke unter-
standen, war die Eröffnung einer 
Privatschule von einer Konzessi-
on des jeweiligen Hauptpastors 
abhängig. 

Entsprechend der engen Ver-
bindung von Staat und Kirche 
galt Religion als wichtigstes Un-

terrichtsfach. Der gesamte Un-
terricht wurde religiösen Zielen 
untergeordnet. Dabei gab es in-
nerhalb der evangelisch-lutheri-
schen Kirche mehrere sich strei-
tende theologische Richtungen, 
die den Unterricht unterschied-
lich durchführen wollten.

Bei den Schülern wurde je-
doch Interesselosigkeit oder 
„Ekel vor der Religion“ beob-
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Tagungsort der Hamburger Konstituante von Ende 1848 bis zur Auflösung 
im Juni 1850: Haus der Patriotischen Gesellschaft an der Trostbrücke
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achtet. Im Volk bestand Mitte 
des 19. Jahrhunderts die Ansicht, 
„in der Geistlichkeit nur einen 
Hemmschuh wider den Fort-
schritt zu finden“.

In anderen deutschen Staaten 
waren Schulen bereits staatliche 
Einrichtungen. Auch deshalb 
wurde in Hamburg die Forde-
rung nach Trennung von Staat 
und Kirche unüberhörbar, beson-
ders auf Volksversammlungen 
im Jahr 1848.

Reformversuche in der
Revolution 1848/49

Die revolutionäre Bewegung 
erkämpfte vom Senat die Wahl 
einer verfassungsgebenden Ver-
sammlung (Konstituante) im 
Herbst 1848. Als dort die Schul-
reform zur Debatte stand, ging 
es – neben der Forderung nach 
Einführung der allgemeinen 
Volksschule – vor allem um die 
Trennung von Schule und Kirche 
sowie den Religionsunterricht. 

Den weitreichendsten Antrag 
stellte der Abgeordnete Cohen: 
„Der Religionsunterricht darf 
künftighin weder in Staatsschu-
len noch in Privatschulen statt-
finden“. Cohen warf dabei auch 
die Frage nach der wissenschaft-
lichen Überprüfbarkeit der Un-
terrichtsinhalte auf.

Grundlage der Beratungen 
wurde jedoch ein Antrag, den 
Anton Rée, der als Vorkämpfer 
für die allgemeine Volksschule 
gilt, zusammen mit Prof. Wie-
bel gestellt hatte. Danach sollte 
der Religionsunterricht von den 
Religionsgemeinschaften selbst 
durchgeführt und überwacht 
werden. Die Lehrer der künfti-
gen öffentlichen Schulen dürf-
ten ihn erteilen und Schulräume 
dafür nutzen. So wäre das Fach 
Religion aus dem Lehrplan ent-
fernt worden.

Ein Antrag von Johns und Pas-
tor Alt sah dagegen die freiwil-
lige Teilnahme am Religionsun-
terricht vor, der folglich wieder 

von der Schule durchgeführt 
werden sollte. In der Debatte 
wurde der Antrag als Verstoß ge-
gen die Trennung von Staat und 
Kirche abgelehnt.

In die Verfassung vom Juni 
1849 schrieb die Konstituante 
den Satz: „Die Sorge für den 
Religionsunterricht und dessen 
Überwachung bleibt den Religi-
onsgesellschaften überlassen.“

Die Konstituante verankerte 
in ihrer Verfassung außerdem 
die Trennung von Schule und 
Kirche: Festgelegt wurde die 
staatliche Oberleitung und Ober-
aufsicht über das gesamte Schul- 
und Erziehungswesen, welches 
so „der Geistlichkeit als solcher 
entzogen“ sei. Geistliche sollten 
nur noch wie andere Einzelper-
sonen in die Oberschulbehörde 
gewählt werden können. 

Der Beschluss der Konstituan-
te stieß auf deutliche Ablehnung 
in jenen Kreisen, die an der kirch-
lichen Dominanz im Schulwesen 
festhielten. Dazu gehörten neben 
einigen Kirchenvertretern auch 
54 Schulvorsteher, allesamt ak-
tive Mitglieder der Gesellschaft 
der Freunde des vaterländischen 
Schul- und Erziehungswesens. 
Sie versuchten noch mit einem 
Schreiben an die Konstituante, 
die Umsetzung der Beschlüsse 
zu verhindern. Dabei lehnten sie 
nicht nur die vorgesehene Ein-
führung öffentlicher Volksschu-
len mit gemeinsamem Unterricht 
für Kinder aller Klassen ab, son-
dern auch die Beschneidung der 
kirchlichen Rolle.

Die Herausnahme des Religi-
onsunterrichts aus dem Lehrplan 
nannten sie eine große Härte für 
die ärmeren Volksklassen.

J. C. Kröger, ein bekanntes 

Mitglied der Gesellschaft, for-
derte, dass die „sittlich-religiöse 
Bildung der Endzweck aller 
Erziehung“ sein müsse. Er be-
fürwortete auch die Beteiligung 
von Kirchenvertretern an der 
Schulbehörde. Später setzte er 
sich sogar für eine strengere Auf-
sicht durch die Kirche ein, was 
in der Gesellschaft Unterstüt-
zung fand. Andere Lehrervereine 
wie der Schulwissenschaftliche 
Bildungsverein befürworteten 
dagegen die von der Konstituan-
te beschlossene staatliche Schul-
verwaltung.

Ähnlich wie Kröger verlangte 
das geistliche Ministerium der 
Kirche vom Senat nicht nur die 
Beibehaltung des Religionsun-
terrichts, sondern einen religiö-
sen Standpunkt der Lehrkräfte in 
allen Fächern.

Der Senat lehnte schließlich 
im August 1849 die Verfassung 
der Konstituante insgesamt ab. 
Er sah „die höchsten und hei-
ligsten Interessen“ gefährdet, 
unter anderem, weil der Religi-
onsunterricht nicht als wichtigs-
ter Unterricht begriffen werde. 
Kurze Zeit später besiegelte der 
Einmarsch preußischer und bay-
rischer Truppen das Ende der 
Revolution in Hamburg.

Verbot von Freidenkerschule
Nach dem Scheitern der 

Revolution zeigten sich bald 
praktische Konsequenzen der 
religiösen Haltung des Senats. 
Im Frühjahr 1853 ließ er mit 
Polizei- und Militärgewalt die 
Schule der deutsch-katholischen 
Gemeinde schließen. 

Die Schule, die von philantro-
pischen Freidenkern betrieben 
wurde, erfreute sich in Hamburg 
wachsenden Zulaufs und kann 
als konfessionslos gelten. 1852 
hatte sie 195 Schülerinnen und 
Schüler verschiedener Konfes-
sionen. Statt des Fachs Religion 
gab es undogmatischen Religi-
onsunterricht (Geschichte der 

Der Senat sah „die 
höchsten und heiligsten 
Interessen“ gefährdet
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Religionen).
Der Senat griff erklärtermaßen 

im Interesse der christlichen Kir-
che ein. Die Gemeinde habe sich 

dem Atheismus zugewendet und 
er dürfe ihre „verderbliche Wirk-
samkeit ... nicht länger dulden.“

Der Religionsunterricht
im „Schulkrieg“

Die Diskussion über den Re-
ligionsunterricht wurde erst 
nach Verabschiedung der neuen 
Hamburger Verfassung von 1860 
wieder aufgenommen. Hiermit 
wurde die enge Verquickung 
zwischen Staat und Kirche auf-
gehoben. Die evangelisch-luthe-
rische Kirche blieb zwar Staats-
kirche, die Diskriminierung von 
Katholiken und Juden wurde 
jedoch aufgehoben. 

In der Verfassung wurde 
erstmals für das Schulwesen 
die staatliche Oberleitung und 
Oberaufsicht festgelegt. Ob die 
Kirche dennoch in einer neuen 
Oberschulbehörde vertreten sei, 
sollte später per Gesetz geregelt 
werden. 

Ab 1863 diskutierte eine von 
der Bürgerschaft eingesetzte 
Kommission über ein Unter-
richtsgesetz. In der Öffentlich-
keit kam es teilweise zu heftigen 
Auseinandersetzungen, die auch 
in Broschüren geführt wurden 
(„Hamburger Schulkrieg“). Da-
bei ging es neben der Frage ei-
nes einheitlichen Unterrichts in 
allgemeinen Volksschulen vor 
allem wieder um die Stellung der 
Kirche und das Fach Religion. 

Zum Religionsunterricht gab 
es folgende Vorstellungen:

• „gemäßigter“, obligatori-
scher Religionsunterricht, erteilt 

von Lehrern nach der evange-
lisch-lutherischen Hauptreligi-
on: 

Kinder anderer Konfession 
sollten auf Antrag befreit wer-
den, evangelische Kinder je-
doch nur nach Genehmigung der 
Schulkommission. Die Inhalte 
sollten nicht fanatisch-dogma-
tisch sein;

• gemäßigter, obligatorischer 
Religionsunterricht für alle evan-
gelischen Schüler und entspre-
chender Unterricht für religiöse 
Minderheiten auf Staatskosten;

• konfessionsloser Religions-
unterricht mit leichtem christli-
chen Anstrich;

• freiwilliger Religionsunter-
richt nach Entscheidung der El-
tern:

Hierzu forderte Rée 1864 in 
einem eigenen Gesetzentwurf, 
dass die übrigen Religionsge-
meinschaften das gleiche Recht 
auf Nutzung der Schulräume 
wie die evangelische Kirche be-
kommen. Er hatte bereits 1849 
vertreten, dass der Staat allen 
Bekenntnissen völlig neutral ge-
genüberstehen müsse. 

Kompromiss im
Unterrichtsgesetz von 1870

Die Diskussion um das Un-
terrichtsgesetz endete mit einem 
vom Lehrer Johannes Halben 
vorgeschlagenen Kompromiss: 
Der konfessionslose Charakter 

der öffentlichen Schulen wurde 
grundsätzlich anerkannt; die Kir-
che sollte jedoch zwei Vertreter 
in die neue Oberschulbehörde 
entsenden. Die Zukunft des Reli-
gionsunterrichts wurde mit dem 
Hinweis auf den Elternwillen 
entschieden. Das Dogmatische 
sollte aus dem Religionsunter-
richt herausgehalten werden.

In § 35 des Unterrichtsgeset-
zes vom November 1870 hieß es: 

„Der Religionsunterricht wird 
in der Regel nur nach der evan-
gelisch-lutherischen Confessi-
on ertheilt; Ausnahmen finden 
jedoch statt, wenn ein größerer 
Bruchteil der Schüler einer an-
deren Confession angehört; in 
diesem Fall wird auch für solche 
Schüler Religionsunterricht ge-
geben.“ Befreiungen, so hieß es 
in § 35 weiter, „werden durch die 
Schulkommission erteilt“.

Der Fortschritt gegenüber der 
alten Bestimmung bestand dar-
in, dass in Bezug auf die Unter-
richtsinhalte eine weitgehende 
Konfessionslosigkeit der öffent-
lichen Schulen anerkannt wur-
de. Der Bericht des zuständigen 
Bürgerschaftsausschusses stellte 
klar: Es „muß sich unter allen 
Umständen ... zeigen, daß alle 
andern Unterrichtsgegenstände 
frei bleiben von jeglicher Beein-
flussung der Konfession“.

Die Beibehaltung des Fachs 
Religion im Lehrplan stellte wei-
terhin eine Einschränkung der 
Trennung von Staat und Kirche 
dar. Der Abgeordnete Winter-
feld erinnerte kurz vor Verab-
schiedung des Gesetzes an die 
weitergehenden Bestimmungen 
der Konstituante von 1849 und 
beantragte noch einmal – erfolg-
los – die Abschaffung des Religi-
onsunterrichts. 

MANNI HEEDE 

Literatur:
M. Heede, Die Entstehung des 

Volksschulwesens in Hamburg;
D. Klemenz, Der Religionsun-

terricht in Hamburg

Artikel 161 und 162 der Konstituanten-Verfassung von 1849
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THOR HEYERDAHL (3)

Was passierte nach Dominica? 
Unsere stellvertretende Vorsitzende Yvonne Heimbüchel antwortet auch in 
dieser Ausgabe auf die Fragen der hlz zum Abenteuer, mit Schüler_innen den 
Atlantik zu überqueren

hlz: Seid ihr schon umge-
kehrt?

Yvonne: Ja, das hieß: Segel 
setzen Richtung Europa – nach 
dem Motto „Go East!“ Uns stan-
den drei ganze Wochen auf dem 
Nordatlantik bevor. Die längste 
Seeetappe dieser Reise. Wir wa-
ren darauf vorbereitet mit Extra-
Proviant Wasser und Treibstoff, 
denn es kann viel passieren und 
ab einem gewissen Zeitpunkt 
kommt der „Point of no return“. 
Diese seefahrerische Besonder-
heit kannten wir ja bereits von 

der ersten Atlantiküberquerung, 
also ein Zeitpunkt, ab dem es 
dem Schiff nicht mehr möglich 
ist, aus eigenem Antrieb wieder 
umzukehren, da man gegen die 
stetigen Winde der Passatzir-
kulation angehen müsste. Wir 
mussten also voran – das hieß 
auch: nach Hause!

Das Tagebuchschreiben wur-
de intensivst betrieben. Aber 
es fand auch wieder Unterricht 
statt, der zum Teil schon auf den 
Unterricht der Heimatschulen 
ausgerichtet war. Somit fanden 
die Schülerinnen und Schüler 

schon gedanklich wieder An-
schluss.

hlz: Und wo seid ihr jetzt?
 
Yvonne: Wir liegen gerade in 

Horta auf Faial, einer der neun 
Azoreninseln. Dies ist ein Kno-
tenpunkt der Kontinente und so-
mit ein Treffpunkt für Segler_in-
nen aus aller Welt.

Hier sind wir auf andere Tra-
ditionssegelschiffe gestoßen, die 
ebenfalls mit Schulprojekten an 
Bord unterwegs sind – so z.B. 
auch die Alexander von Hum-
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boldt II aus Bremerhaven. Die 
Schülerinnen und Schüler konn-
ten über gemeinsame Projekte 
wie einem örtlich organisierten 
‚Coast Cleaning‘ in Kontakt 
kommen und sich über ihre Er-
lebnisse und Erfahrungen aus-
tauschen. 

Wir erleben hier eine Natur, 
die mit der Vielfalt des Regen-
waldes mithalten kann. So vie-
le Grüntöne nach so viel Blau 
um uns herum… Die von den 
Schülerinnen und Schülern ei-
genverantwortlich organisierte 
dreitägige Wanderung hat ihnen 
unheimlich schöne Erlebnisse 
und Kontakte mit Einheimischen 
beschert. So wurden sie z.B. von 
einer örtlichen Feuerwehr im 
Feuerwehrhaus beherbergt und 
vom Bürgermeister des Ortes 
begrüßt.

hlz: Was waren die größten 
Herausforderungen seit eurem 
letzten Bericht aus der Ferne? 

Yvonne: Sturm auf hoher See 
ist immer eine Herausforderung. 
Wir hatten 6-7 Meter hohe Wel-
len und das Schiff legte sich or-
dentlich auf die Seite. Aber auch 

das war ja bereits bekannt.

hlz: Nun interessiert mich 
aber – und vielleicht ja auch 
unser Leser_innen –, wie das Se-
geln nun geht. Ihr habt ja nicht 
mehr den kontinuierlichen Rü-
ckenwind des Passats. Muss man 
nun kreuzen oder wie muss man 
sich das vorstellen? Und wenn: 
ist das nicht viel aufwändiger?

Yvonne: Wir werden die 
Westwindzone nutzen. Vielleicht 
magst du ein Bild dazu reinneh-
men. (Haben wir gemacht, s. 
Kasten, JG)

Viel herausfordernder war 
dagegen, mit den spärlichen 
Nachricht aus Europa umzuge-
hen. Der Angriff Russlands traf 
alle an Bord wie ein Schock. Die 
gemeinsame Zeit bei unseren 
samstäglichen Zusammenkünf-
ten auf dem Achterdeck „Besan-
schotan“ (s. Kasten S. 49) haben 
wir genutzt, um miteinander da-
rüber ins Gespräch zu kommen, 
unsere Emotionen rauszulassen 
und John Lennons „Imagine“ zu 
singen. Abendliche Gesprächs-
runden wurden organisiert, um 
die Nachrichtenbruchstücke, die 

uns per Satellit erreichten, zu 
diskutieren.

Die nachreisende Crew hat 
uns Zeitungen mitgebracht, die 
nun abends in der Messe studiert 
werden. Die Gespräche mit El-
tern und Freund_innen zu Hause 
sind sehr geprägt von dem The-
ma. Alle an Bord und das gesam-
te Projekt „Klassenzimmer unter 
Segeln“ solidarisieren sich mit 
der Ukraine.

hlz: Haben alle bis jetzt durch-
gehalten? Auch das Schiff?

Yvonne: Bereits auf der Hin-
fahrt, also den Etappen Richtung 
Westen, hatten Teilnehmende 
das Projekt aus unterschiedlichs-
ten Gründen verlassen. Zum Teil 
sind sie jetzt aber wieder dabei! 
Jedes Mal ist Abschied und 
Willkommen sehr herzlich. So 
manch ein Abschiedsabend ging 
mit musikalischen Beiträgen und 
dem Erzählen gemeinsamen Er-
lebens bis spät in die Nacht.

Das Schiff musste und muss 
viel aushalten! Daher ist die 
ständige Wartung und Pflege im-
mens wichtig. Momentan stehen 
Arbeiten an der Hauptmaschine 

Die Westwinde auf der Nord- und Südhalbkugel (blau), Südostpassat (braun), Nordostpassat gelb, ein Sturmtief 
(pink). Die ostwärts rotierende Erde hat in den Tropen ihren größten breitenkreisparallelen Umfang (Äquator). 
Die sich in den Tropen und Subtropen mitbewegenden Luftmassen haben deshalb ein größeres Gesamtvolumen. 
Aufgrund ihrer Trägheit bewegen sich die Luftmassen zum Äquator entgegen der ostwärt rotierenden Erde 
in westliche Richtung. Die Passatwinde entstehen. Ausgleichend entstehen in den gemäßigten Breitenzonen, 
sowohl auf der Nordhemisphäre als auch auf der Südhemisphäre, Westwinde in östlicher Richtung. Die Breiten 
werden aus diesem Grund als Westwindzone bezeichnet. Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Westwindzone

Westwindzone
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mit ihren 400 PS Deutz-Diesel, 6 
Zylindern aus dem Jahr 1951 an. 
Aber auch Farbarbeiten und Se-
gelflicken werden durchgeführt. 
Alle packen dabei an. Keine 

Scheu vor Schmutz und großen 
Werkzeugen!

hlz: Wie viel Seemeilen habt 
ihr jetzt vor euch?

Yvonne: 1850 Seemeilen, 
also 3426,2 Kilometer, werden 
es voraussichtlich. Das sind zu 
den 2700 Seemeilen, welche die 
Atlantiküberquerung umfasst, 
erstaunlich wenig. Insgesamt 
werden wir am Ende der Reise 
ca. 13 000 Seemeilen (ca. 24 000 
Kilometer) emissionsarm zu-
rückgelegt haben.

hlz: Wann und wo ist mit eurer 
Ankunft zu rechnen?

Yvonne: Wenn die Winde 
weiterhin gut stehen und Neptun 
uns wohlgesonnen ist, wird am 
23.April das Projekt ‚Klassen-
zimmer unter Segeln‘ mit der 
Thor Heyerdahl im Heimathafen 
Kiel einlaufen. Die Schülerinnen 
und Schüler handeln bereits ihre 
Lieblingsplätze im Rigg aus, 
denn traditionell werden alle 
Kids während des Einlaufens auf 
dem Rahen und vorne auf dem 
Klüverbaum stehen. Ein unsag-
bar schönes Bild – ein toller Mo-
ment, auf den wir uns alle freuen 
und den wir auch alle fürchten. 
Denn dann ist das Erlebnis zu-
nächst vorbei. Doch es bleiben 
Freundschaften und Erfahrungen 
fürs Leben!

hlz: Wir danken für die Beant-
wortung der Fragen und werden 
über den Ausgang des Abenteu-
ers berichten ! JG

Letzte Kurskorrektur

IMAGINE…
von Hannah
Imagine all the people, living life in peace… Diese Worte von John 

Lennon sangen wir, nachdem wir die Nachrichten zu der aktuellen 
Situation in der Ukraine und Russland erfuhren. Obwohl dieses Lied 
schon über 50 Jahre in den Köpfen der Menschen ist, schon so viele 
Male voller Emotionen und Gefühle gesungen wurde – mit diesem 
neuen Konflikt zwischen der Ukraine und Russland wurde das Bild 
im Kopf von einer Welt in Frieden zerstört. Die Nachrichten kom-
men unerwartet. Krieg. Hass. Tote. Waffen. Proteste. Verzweiflung. 
Leid. Angst. Krieg in Europa. Wie heile einem die Welt vorkommt, 
hier, so weit weg von all den Problemen. In dieser schwimmenden 
Kapsel scheinen Probleme relativ, die Welt groß und weit und un-
endlich. Doch diese Berichte aus der Außenwelt überrollen mich 
wie eine große schwere Welle. In meinem Kopf wächst eine neue 
Angst. Ganz plötzlich. Ich stelle mir vor, wie Kinder in meinem Alter 

Am 26.2.: An diesem Tag 
wurde bei uns nicht nur gefeiert. 
Auch wir haben mitbekommen, 
was in der Welt alles passiert. 
Deswegen gab es zu Besanscho-
tan Zeit, sich dem zuzuwenden. 
Wir dachten an die Konflikte, 
an die Menschen und an alle, 
die sich gerade Sorgen machen. 
Nach einem der Situation ent-
sprechenden Musikstück konnte 
jeder, der wollte, etwas sagen. 
Ängste, Bedenken und Sorgen 
wurden mit allen geteilt.

Gedanken von Hannah zu die-
sem Anlass im Folgenden:

* * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * *
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KUS-Ticker

Samstag, 26.02.2021

Mittagsposition: 31°14,6’N; 
054°38,0‘W
Etmal: 80,0 sm
Luft-/Wassertemperatur: 
24°C; 21°C
Luftdruck: 1024 hPa

0815:
Unterrichtsbeginn Gruppe A

1315:
Großreinschiff

1530:
Besanschotan
*Im Segler_innenlatein eine 
Entspannungspause nach 
einer besonderen Herausfor-
derung für die Besatzung – 
auch weil man den Klabau-
termann besiegt hatte 

1830:
Beginn Karneval/ Fasching/ 
Fassnacht

Gute Nachrichten von den Azoren, die ja sonst eher für schlechte (Wetter-) Aussichten stehen

Der 26.2. mit all seinen Facetten
von Antonia
Karneval, Fasching oder Fassnacht,
Die Feier hat uns Spaß gemacht.
Es gab Alien, Krake und `ne Piraten Truppe,
nicht zu vergessen die Aerobic Gruppe!
Ein Kostümwettbewerb fand auch statt,
Wer hat es am besten gemacht?
Die Jury hatte sich entschieden,
die ganze Gruppe sollte siegen!
Vom Stamm fand eine Vorführung statt,
sie haben uns alle zum Lachen gebracht. 
Die Pizzasuppe zum Abend schmeckte sehr,
und Schokoladenkuchen gab es zum Dessert.
Danach ging es erst richtig los,
bei jedem waren die Hände hoch.
Mitten auf dem Atlantik, wer hätte es gedacht:
Eine Party von 48 KUSis und jeder hellwach!

vom einen auf den anderen Tag mit dieser Angst leben müssen, mit 
den Geräuschen von fliegenden Bomben. Mit der stickigen Luft in 
Schutzbunkern. Mit der kleinen Schwester an der Hand durch die 
verwüsteten Straßen zu rennen, ohne Zukunft, ohne Hoffnung. Es tut 
weh zu wissen, was gerade in der Ukraine vor sich geht. Wir stehen 
gemeinsam auf dem Achterdeck, halten uns in den Armen und lassen 
die Betroffenheit zu. Und in jedem Kopf ein anderes Bild, andere 
Gedanken. Und doch stehen wir alle hier zusammen, irgendwo im 
Atlantik, weit entfernt von allem, für die Hoffnung auf Frieden. Wir 
lassen diese Hoffnung aufleuchten, wie ein Feuer. Und versprechen 
uns, es niemals zum Erlöschen kommen zu lassen. Träumen von ei-
ner Welt, die sich in den Arm nimmt. Imagine…
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BILDUNGSPLÄNE

Behörde strafft Zügel
Behörde präsentiert neue Leitperspektiven als Roten Faden ... 
und sonst viel Rückwärtsgewandtes. Wir geben es trotzdem wieder

Bildungspläne legen fest, wel-
che Ziele und Inhalte in jedem 
einzelnen Schulfach und jeder 
Jahrgangsstufe vorgegeben sind. 
Aufgrund der Vielfalt der Fächer 
und Schulformen gibt es insge-
samt 101 Rahmenpläne, die zu-
sammen mit dem übergreifenden 
allgemeinen Teil insgesamt über 
6.000 gedruckte Seiten umfas-
sen. Sie werden in zwei Stufen 
überarbeitet. Zum heutigen Zeit-
punkt werden die Referentenent-
würfe für die Bildungspläne der 
Grundschule, der gymnasialen 
Oberstufe und der Hauptfächer 
in der Mittelstufe vorgestellt. Im 
nächsten Jahr folgen die restli-
chen Bildungspläne.

Die Schulbehörde erfüllt 
mit der Überarbeitung der Plä-
ne einen 2019 parteiübergrei-
fend beschlossenen Auftrag der 
Hamburgischen Bürgerschaft. 
Die Bildungspläne wurden von 
Fachleuten der Schulbehörde 
gemeinsam mit Lehrkräften aus 
den Schulen erarbeitet. Dabei 
wurden die Bildungspläne ande-
rer Bundesländer, die Vorgaben 
der Kultusministerkonferenz 
(KMK) und die neusten pädago-
gischen und wissenschaftlichen 
Erkenntnisse berücksichtigt. 
Zudem wurden Wissenschaftle-
rinnen und Wissenschaftler der 
Universität Hamburg eng in die 
Beratungen einbezogen.

Zu den Neuerungen zäh-
len die drei Leitperspektiven 
„Digitalisierung“, „Bildung 
für nachhaltige Entwicklung“ 
und „Wertebildung“ sowie die 
„Sprachbildung“, die wie ein 
roter Faden in allen Fächern be-
rücksichtigt werden sollen.

„Bildung für nachhaltige Ent-
wicklung“ basiert auf einem Be-
schluss der Vereinten Nationen 

und zielt darauf ab, alle Lebens-
bereiche nach den Prinzipien der 
Dauerhaftigkeit, Gerechtigkeit 
und Teilhabe für alle zu organi-
sieren und eine friedliche und to-
lerante Gesellschaft zu schaffen, 
die allen Menschen die Teilhabe 
ermöglicht und dabei die natür-
lichen Lebensgrundlagen der 
Menschheit bewahrt.

Die Leitperspektive „Wertebil-
dung“ zielt darauf ab, die Grund-
werte unserer Gesellschaft, wie 
sie im Grundgesetz beschrieben 
sind, im Unterricht sinnvoll zu 
verankern. Die Schüler_innen 
sollen lernen, an der Gestaltung 
einer der Humanität verpflichte-

ten demokratischen Gesellschaft 
mitzuwirken und für ein friedli-
ches Zusammenleben der Kultu-
ren sowie für die Gleichheit und 
das Lebensrecht aller Menschen 
einzutreten. Schulsenator Ties 
Rabe: „Schule ist mehr als Fach-
unterricht – Schule hat auch eine 
wichtige Erziehungsaufgabe. 
Diese Aufgabe nehmen wir sehr 
ernst.“

Die neuen Bildungspläne 
berücksichtigen überdies die 

zahlreichen neuen, länderüber-
greifenden Vorgaben der KMK 
für die einzelnen Fächer und für 
das Abitur. Die KMK arbeitet 
seit 2012 daran, den Unterricht 
und die Abschlussprüfungen in 
allen Bundesländern anzuglei-
chen. Sie kommt damit nicht 
nur dem Wunsch von Eltern und 
Schüler_innen nach, die spätes-
tens bei einem Schulwechsel die 
großen Unterschiede zwischen 
den Bundesländern beklagen. 
Sie folgt damit auch Vorgaben 
der Gerichte, die angesichts der 
bundesweiten Studienplatzver-
gabe energisch eine stärkere 
Angleichung des Unterrichts- 
und Leistungsniveaus fordern. 
Diese Vorgaben, aber auch die 
Rückmeldungen vieler Eltern 
und Schüler_innen über erheb-
liche Unterschiede im Unterricht 
zwischen einzelnen Hamburger 
Schulen machen es nötig, ge-
nauer als bisher den konkreten 
Unterrichtsinhalt zu beschrei-
ben. Die bisherige „Kompetenz-
orientierung“ der Bildungspläne 
wurde deshalb durch so genann-
te „Kerncurricula“ ergänzt, die 
den Unterrichtsinhalt genauer 
beschreiben.

Neu ist auch eine etwas stär-
kere Konzentration auf die 
schriftlichen Klassenarbeiten 
und Klausuren. Anlass dafür ist 
die Schwäche der Hamburger 
Schüler_innen im Bereich der 
schriftlichen Leistungen, die 
sich immer wieder in den Ab-
schlussprüfungen zeigt. Zwar 
soll es auch künftig bei der ver-
hältnismäßig geringen Zahl von 
Klassenarbeiten bzw. Klausuren 
bleiben: pro Halbjahr drei Klas-
senarbeiten in Deutsch, zwei in 
Mathematik und den Fremdspra-
chen sowie eine Klassenarbeit in 

Die bisherige 
„Kompetenzorientierung“ 
der Bildungspläne wurde 

deshalb durch so genannte 
„Kerncurricula“ ergänzt, 
die den Unterrichtsinhalt 
genauer beschreiben. 

Neu ist auch eine etwas 
stärkere Konzentration 

auf die schriftlichen 
Klassenarbeiten und 

Klausuren 
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den übrigen Fächern. Aber künf-
tig sollen diese Klassenarbeiten 
auch geschrieben werden und 
nicht – wie es bislang möglich 
war – durch andere Leistungen 
ersetzt werden können. Zudem 
sollen die in Klassenarbeiten 
erzielten Ergebnisse die Note 
in den Hauptfächern zu 50 Pro-
zent bestimmen. Der übliche 
Bewertungsmaßstab mit einem 
stärkeren Gewicht der laufenden 
Kursarbeit gilt künftig nur noch 
für die so genannten Nebenfä-
cher. Schulsenator Rabe: „Wir 
bereiten unsere Schülerinnen und 
Schüler auf das Leben in einer 
Welt vor, die in allen Lebensbe-
reichen – Bildung, Wissenschaft, 
Wirtschaft und Gesellschaft – 
immer stärker den sicheren Um-
gang mit Schrift und Sprache 
verlangt. Das muss im Unterricht 
auch unter Prüfungsbedingungen 
geübt werden.“

Das Thema „Leben in der di-
gitalen Welt“ nimmt ebenfalls 
einen breiten Raum ein. In allen 
Bildungsplänen finden sich jetzt 
Hinweise, wie der Unterricht auf 
die Anforderungen der Digita-
lisierung ausgerichtet werden 
kann. Dabei geht es vor allem 
darum, die nachwachsenden 
Generationen zu „digital mündi
gen“ Menschen zu bilden, die

• die technischen Möglichkei-
ten nutzen können, aber auch de-
ren Grenzen kennen,

• Grundlagen und Hinter-
gründe digitaler Verarbei-
tungsweisen, zum Beispiel die 
Wirkungsweisen von Algorith-
men, verstehen,

• Handlungswissen für die ei-
gene Datensouveränität besitzen 
sowie

• über Kompetenzen hin-
sichtlich der Gestaltung ihres 
sozialen und kulturellen Lebens 
mithilfe innovativer digitaler 
Technik verfügen.

Um das Thema in der schu-
lischen Welt fest zu verankern, 
sollen künftig in jedem Halbjahr 
zwei Klausuren ab Klassen-
stufe 5 unter Einbeziehung des 
Computers geschrieben werden. 

Dabei ist es der Schule und den 
Lehrkräften überlassen, in wel-
cher Form das geschieht. Zum 
Beispiel können digitale Hilfs-
mittel oder digitale Materialien 
bereitgestellt werden, mit oder 
aus denen die Schüler_innen In-
formationen gewinnen. Oder sie 
müssen unter Nutzung von di-
gitalen Tools oder Programmen 
digitale Produkte erstellen.

Die Entwürfe der neuen Bil-

dungspläne sollen breit mit den 
Schulgemeinschaften, den Inte-
ressenvertretungen und der Öf-
fentlichkeit diskutiert werden. 
Dazu veröffentlicht die Schulbe-
hörde die Referenten-Entwürfe 
bereits jetzt im Internet, um allen 
Interessierten den Zugang zu er-
möglichen. Expertinnen und Ex-
perten der Schulbehörde werden 
die Bildungspläne überdies in 
zahlreichen Gremien erläutern. 
Dazu werden auch erstmals öf-
fentliche Veranstaltungen an-
geboten. Bis Ende Juni können 
Interessierte Anregungen, Kom-

mentare und Verbesserungsvor-
schläge einreichen. Die Behörde 
wird diese Anregungen dann er-
örtern und in ihre Überlegungen 
zur Überarbeitung der Bildungs-
pläne einbeziehen. Im Herbst 
sollen die so überarbeiteten Bil-
dungspläne dann veröffentlicht 
und ab dem Schuljahr 2023/24 
an allen Schulen verbindlich ein-
geführt werden.

Schulsenator Rabe: „Der große 
Umfang und die hohe Fachlich-
keit der Bildungspläne stellen 
sicherlich eine Herausforderung 
für eine breite Beteiligung dar. 
Dennoch haben vergangene Dis-
kussionen über Bildungspläne 
gezeigt, wie wichtig es ist, die 
Schulgemeinschaften und die 
Öffentlichkeit in diese Diskus-
sion einzubeziehen. Schule ist 
erfolgreich, wenn sich viele be-
teiligen. Darauf setzen wir auch 
bei der Bildungsplanarbeit.“

Die Entwürfe der Bildungs-
pläne stehen unter folgender Ad-
resse im Internet zur Verfügung: 
https://www.hamburg.de/bsb/
bildungsplaene-entwuerfe-2022/

aus: Newsletter der BSB
vom 24.3.2022

Aufgrund der Vielfalt der Fächer und Schulformen gibt es insgesamt 101 
Rahmenpläne, die zusammen mit dem übergreifenden allgemeinen Teil 
insgesamt über 6.000 gedruckte Seiten umfassen
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Der übliche 
Bewertungsmaßstab mit 
einem stärkeren Gewicht 
der laufenden Kursarbeit 

gilt künftig nur noch für die 
so genannten Nebenfächer

Auch in GEW-Gremien wer-
den die neuen Bildungspläne 
diskutiert. Bei Interesse bitte 
in der Geschäftsstelle über Ort 
und Zeit informieren.
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ANZEIGE

Jetzt online Termin sichern:
www.bbbank.de/termin

Wir sind für Sie da:
BBBank-Filiale Hamburg
Glockengießerwall 2, 20095 Hamburg
Telefon 040 3069874-0, Fax 040 3069874-66
E-Mail fi liale.363@bbbank.de auf www.bbbank.de/gew
und über unsere hauseigene Direktbank „BBDirekt“

Öffnungszeiten
Montag 9.00 – 13.30 und 14.30 – 18.30 Uhr
Dienstag 9.00 – 13.30 und 14.30 – 18.30 Uhr
Mittwoch 9.00 – 13.30 Uhr
Donnerstag 9.00 – 13.30 und 14.30 – 18.30 Uhr
Freitag 9.00 – 13.30 Uhr

Gerne stehen wir Ihnen für eine persönliche Beratung in unserer Filiale oder jederzeit auf digitalem 
Weg, wie z. B. per Videoberatung, zur Verfügung.
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BBBank-Filiale 
Hamburg
Mit persönlichem Service an Ihrer Seite. 

Sabine Wargenau
Kundenberaterin 
im Service

Paul Tzschöckel
Finanzierungsberater

Antje Stets
Landesdirektorin
Öffentlicher Dienst

Detlef Hettig
Vermögenskundenberater

Jan Elsenhans
Filialdirektor

Thorsten Plagge
Privatkunden-Berater

Kai Mescheder
Private Banking Berater
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INKLUSION

Menschen statt Stempel
Die Initiative „DirK abschaffen – Inklusion verbessern“ setzt sich ein für die 
Entwicklung inklusiver Schulgemeinschaften. Die BSB behindert statt zu 
unterstützen

Die zivilgesellschaftliche De-
batte um das Diagnostik-Res-
sourcen-Dilemma in der Son-
derpädagogik wird nicht erst seit 
der Veröffentlichung der Unter-
suchung „Evaluation inklusiver 
Bildung in Hamburgs Schulen“ 
(EiBiSch) in Hamburg geführt.

Eine Arbeitsgruppe von Ver-
treter_innen zivilgesellschaft-
licher Organisationen aus der 
Schulpraxis und den Wissen-
schaftlern Rauer und Schuck 
(EiBiSch) der Universität Ham-
burg forderten in diesem Zusam-
menhang die Abschaffung des 
Verfahrens „DirK“ (Diagnostik 
in regionaler Kooperation) und 
die Wiedereinführung einer sys-
temischen Ressourcenvergabe 
für die Stadtteilschulen. Es geht 
darum, die schulische Inklusion 
in Hamburg zu verbessern.

Diese fachliche Stellungnah-
me der Initiative „DIRK ab-
schaffen – Inklusion verbessern“ 
wurde Ende 2020 an den Ham-
burger Schulsenator Ties Rabe 
gesendet, der die Initiative an die 
BSB Arbeitsebene B-41 verwies. 
Treffen zwischen Vertreterinnen 
der Initiative „DirK abschaffen – 
Inklusion verbessern“ und Mit-
arbeiterinnen der BSB fanden 
zwischen März und November 
2021 statt, um fachliche Ent-
wicklungsschritte zu initiieren, 
was nicht gelang. Die Abschaf-
fung des „DirK“-Verfahrens ist 
derzeit seitens der BSB weiter-
hin nicht vorgesehen. 

Systemische Verteilung von 
Unterstützungsressourcen

Die zivilgesellschaftlich ge-
tragene Initiative veröffentlichte 
ihre Stellungnahme (siehe dazu 
auch buendnis-inklusion.de, in 

dem auch die GEW Hamburg 
mitarbeitet), um eine breite Dis-
kussion ihrer Forderung nach 
Abschaffung der LSE-Feststel-
lungsdiagnostik zu diskutieren 
und ihren Vorschlag zu einer 
systemischen Verteilung dieser 
Ressourcen bekannt zu machen. 
Die Idee für ein systemisches 
Ressourcenzuweisungsmodell 
nimmt die Anregungen der Ei-
BiSch-Studie auf, die deutlich 
herausgearbeitet hat, dass die 
unterschiedlichen Fördertöpfe 
und die damit verbundenen Di-
agnosen, Antragswege und Ver-
fahrensregeln in keiner Weise zu 
einer qualitativen Schul- und Un-
terrichtsentwicklung beitragen, 
sondern wertvolle Arbeitszeiten 
von (sonder-)pädagogischem 
und psychologischem Fachper-
sonal in Schulen und Regionalen 
Bildungs- und Beratungszent-
ren (ReBBZ) nicht mehr für die 
pädagogische Arbeit mit den 
Menschen in den Schulen bereit 
stehen, sondern für technokrati-
sche Verwaltungsverfahren wie 
„DirK“ aufgewendet werden. 
EiBiSch empfiehlt deshalb die 
Bündelung und koordinierte Ver-
gabe aller zur Verfügung stehen-
den Förderressourcen – nicht nur 
der sonderpädagogischen – als 
systemische Ressourcenzuwei-
sung an die Schulen.

Das Diagnostik-
Ressourcen-Dilemma

Aktuelle Forschungsbefunde 
belegen, dass die in Hamburg 
durch die BSB, insbesondere 
die ReBBZ, vertretene und ver-
antwortete Entwicklung son-
derpädagogischer Fachlichkeit 
und Inklusion sich Problemen 
gegenübersieht, die gelöst wer-

den müssen. Insbesondere die 
Koppelung sonderpädagogischer 
Diagnostik mit der Ressour-
cenzuweisung schafft für die 
Hamburger Schulentwicklung 
ein hemmendes Diagnostik-Res-
sourcendilemma, das Debatten 
ausgelöst hat. „In diesen De-
batten spiegelt sich der alte Ge-
gensatz zwischen klinischer und 
statischer Methode in Psycholo-
gie und Psychiatrie wider: Also 
zwischen entwicklungsbezoge-
ner Diagnostik für Zwecke der 
pädagogischen Förderung, der 
psychotherapeutischen Unter-
stützung, der Rehabilitation ei-
nerseits und der Verortung inner-
halb der Populationsnormalität 
zum Zwecke der Etikettierung 
und Selektion andererseits.“, wie 
Prof. Ingolf Prosetzky 2015 aus-
führte. 

Die Ausrichtung des Konzep-
tes „DiRK-Diagnostik in regio-
naler Kooperation“ muss kritisch 
betrachtet werden. Mit diesem 
Diagnoseverfahren hat die Ham-
burger Schulbehörde die Wei-
chen falsch gestellt. Die Profes-
soren Schuck, Rauer und Prinz 
schrieben 2018: „Die inklusive 
Schule hat das klassische Be-
griffsinventar der Pädagogik und 
Sonderpädagogik und die damit 
verbundenen Orientierungen 
übernommen. … Diesen Wider-
spruch zwischen der immer noch 
verbreiteten klassischen institu-
tionellen Orientierung und dem 
Erfordernis der Verwirklichung 
der personalen Orientierung in 
der Inklusion gilt es konzepti-
onell und praktisch wirksam zu 
bearbeiten.“

Inklusive Gestaltung von 
Lernprozessen gehört zum Auf-
gabengebiet inklusiver Schulent-
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wicklung. Insofern ist auch der 
diagnostische Blick auf Interak-
tionsprozesse in der schulischen 
Lernumgebung zu richten. „Um 
dem Konflikt zwischen erforder-
licher Kategorisierung und un-
erwünschter Stigmatisierung zu 
begegnen, muss die traditionelle 
Diagnostik sich als prozessbe-
gleitende Diagnostik verste-
hen.“ (Ellger-Rüttgardt/Hensel 

2021:131)
Zusätzlich wird dafür plädiert: 

„…die systemischen Ressour-
cen für die sonderpädagogische 
Förderung mit den anderen zur 
Verfügung stehenden Förder-
ressourcen zusammenzufüh-
ren und in einem integrierten 
Förderkonzept der Schulen zur 
Entwicklung eines adaptiven 
Unterrichts für alle einzusetzen.“ 

(Schuck/Rauer/Prinz 2018: 315) 
Die Diagnostik als Grundlage 
gezielter Unterstützung wird als 
notwendiger Bestandteil inklusi-
ver Schulentwicklung anerkannt 
und weiterentwickelt. „Die drei 
Kriterien Prozessorientierung, 
interaktionistisches Verständnis 
und Erlebensbezug sind wesent-
liche Merkmale, die eine spezi-
fische Haltung für gelingende 

Fachtag zur Inklusion
„Entwicklung inklusiver Schulgemeinschaften jetzt möglich machen 
durch Sozialraumorientierung, Unterrichtsentwicklung & Lernprozess-
begleitung“ – Veranstaltung in der Uni Hamburg

An der Universität Hamburg wird am 
11.5.2022 ein Fachtag stattfinden, der vom Ham-
burger Bündnis für Inklusion und dem GEW 
Landesverband Hamburg unterstützt und von 
der ‚Kurt und Käthe Klinger-Stifung‘ gefördert 
wird. Der Fachtag nimmt die aktuelle brisante 
und fachpolitisch wichtige Infragestellung des 
bildungsbürokratischen Verwaltungsinstrumen-
tes zur sonderpädagogischen Ressourcensteue-
rung „DirK-Diagnostik in regionaler Koopera-
tion“ auf. Der Fachtag bietet eine Plattform für 
zivilgesellschaftliche Forderungen und wissen-
schaftliche Forschungsperspektiven auf Inklu-
sion im Kontext sozialer Benachteiligung für 
die Studierenden im Lehramt Sonderpädagogik 
ebenso wie für die (sonder-)pädagogischen und 
psychologischen Fachkräfte in Hamburger Bil-
dungs- und Beratungseinrichtungen.

Der Fachtag thematisiert die Inklusion im 
Kontext sozialer Benachteiligung und arbeitet 
die damit verbundenen dringenden Verände-
rungen für die sonderpädagogischen Aufgaben-
gebiete Diagnostik, Beratung, Unterrichtsent-
wicklung, Förderung und Vernetzung heraus. 
Er orientiert sich damit an Projektzielen von: 
„Professionelles Lehrerhandeln zur Förderung 
fachlichen Lernens unter sich verändernden ge-
sellschaftlichen Bedingungen (ProfaLe)“ an der 
Universität Hamburg, das im Rahmen der ge-
meinsamen „Qualitätsoffensive Lehrerbildung“ 
von Bund und Ländern aus Mitteln des Bundes-
ministeriums für Bildung und Forschung geför-
dert wird.

Programm:
Ort: Universität Hamburg, Fakultät für Erzie-

hungswissenschaften | Anna-Siemsen-Hörsaal | 
Von-Melle-Park 8 | 20146 Hamburg 

Zeit: 11. Mai 2022, 17:00 – 20:00 Uhr. 

Grußwort: Dr. Meltem Avci-Werning, Präsi-
dentin des BDP (Berufsverband deutscher Psy-
cholog_innen e.V.) „Inklusive Schulentwicklung 
im Kontext sozialer Benachteiligung braucht 
systemische Ansätze“ 

Vier Impulsreferate mit jeweils anschlie-
ßender Diskussion:
• Prof. Dr. KD Schuck, Universität Hamburg: Ei-
BiSch und die Konsequenzen: Zur Verwendung 
systemischer Ressourcen als wichtige Vorausset-
zung für eine inklusive Unterrichtsentwicklung
• Prof. Dr. Joachim Schroeder, Universität Ham-
burg: Sozialraumorientierte Ressourcensteue-
rung als inklusive Strategie?
• Prof. Dr. Gabriele Ricken, Universität Ham-
burg: „Ich schau mir die Situation genau an und 
dann überlegen wir zusammen“-Konkrete Lehr-
Lernprozesse im Fokus diagnostischer Analysen
• Dr. Susanne Römer, Universität Leipzig: Diag-
nostik als Beziehungsgestaltung - inklusive Pro-
zesse in der Diagnostik mitdenken lernen

Anschließend World-Cafe mit Getränken im Fo-
yer der Fakultät für Erziehungswissenschaften: 
Fachverbände, Gewerkschaft, zivilgesellschaft-
liche Organisationen, Bündnis für Inklusion stel-
len sich vor und diskutieren.

Keine Anmeldung notwendig
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sonderpädagogische Diagnostik 
beschreiben.“ (Holtmann/Hof-
mann 2015:29) 

Ein weiterer Argumentations-
strang gegen das Diagnosever-
fahren „DirK“ liegt darin be-
gründet, dass es die Hamburger 
ReBBZ in eine administrative 
Rolle als Aufsichts- und Kontrol-
linstanz bringt. „Die gleichzeiti-
ge Ausstattung sonderpädago-
gischer Unterstützungssysteme 
mit Beratungs- und Kontrollauf-
gaben kann jedoch dazu führen, 
dass sich bei ratsuchenden Lehr-
kräften der Allgemeinen Schulen 
negative Einstellungen gegen-
über Beratenden der Kompe-
tenzzentren entwickeln können.“ 
(Pietsch 2015: 60)

Ziele des
Inklusions-Bündnisses

Unter der Überschrift „Sozia-
ler Benachteiligung entschieden 
entgegenwirken – Schluss mit 
sonderpädagogischer Techno-
kratie und Verwaltungsregime“ 
werden die Forderungen des 
Bündnisses Inklusion (s.o.) 
noch einmal zusammengefasst 
(siehe auch gew-hamburg.de/
themen/schule/inklusion-ver-
bessern-durch-wiedereinfueh-
rung-einer-systemischen-res-
sourcenvergabe): Nicht erst im 
Zusammenhang mit der Corona-
Pandemie zeigt sich, dass sich 
die Problemlagen der Schüle-
rinnen und Schüler im Lernen 
und im emotionalen und sozi-
alen Bereich massiv verschärft 
haben. Die Forschungen zu den 

Auswirkungen der pandemiebe-
dingten sozialen Isolation zeig-
ten deutlich die damit verbunde-
nen psychischen Auffälligkeiten 
bei Kindern und Jugendlichen. 
Eine verlässliche, systemische 
Grundversorgung an allgemei-
nen Schulen sollte deshalb zur 
Beratung und Unterstützung die-
ser Kinder, Jugendlichen und ih-
rer Lehrkräfte bereitstehen. Das 
Verwaltungsinstrument DIRK 

der BSB verschwendet stattdes-
sen wertvolle Arbeitszeiten von 
Fachpersonal für formal-admi-
nistrative Tätigkeiten. Dies hat 
weder zu einer guten Schul- und 
Unterrichtsentwicklung beige-
tragen noch die Lernsituation 
benachteiligter Schülerinnen 
und Schüler verbessert. In For-
schungsergebnissen „…wird die 
Übernahme von administrativen 
und kontrollierenden Aufgaben 
durch die ReBBZ (u.a. Feststel-
lung von Bedarfen an sonderpä-
dagogischer Unterstützung, also 
Diagnostik sowie Prüfung von 
Anträgen auf Schulbegleitung) 
mit Sorge betrachtet, da so die 
Beratungsaufgabe konterkariert 
werden könnte.“ (Ellger-Rütt-
gardt/Hensel 2021:129)

Eine solche Fehlentwicklung 

können wir uns in Anbetracht der 
emotionalen und sozialen Notla-
gen weiter Teile der Hamburger 
Schülerschaft nicht länger leis-
ten. Durch die Corona-Krise und 
das aktuelle Kriegsgeschehen 
wird das Belastungserleben ins-
besondere bei den ohnehin be-
nachteiligten vulnerablen Schü-
lergruppen mit Lernrückständen, 
Migrationsgeschichte und aus 
Armutslagen verschärft. Dies 
stellt eine enorme Herausforde-
rung für die allgemeine Schule 
dar. Es besteht die Gefahr, dass 
Schülerinnen und Schüler in 
emotionalen und sozialen Pro-
blemlagen aufgrund fehlenden 
Fachpersonals unzureichende 
Unterstützung erleben und sich 
die Schulen nicht mehr in der 
Lage sehen, diese Schülerschaft 
zu halten. Diese Kinder und Ju-
gendlichen, ihre Familien und die 
für sie verantwortlichen Fach-
kräfte brauchen jetzt Menschen 
statt Stempel! Eine verlässliche, 
systemische Grundversorgung 
an allgemeinen Schulen zur Be-
ratung und Unterstützung durch 
multiprofessionelles Personal ist 
eine wichtige Voraussetzung für 
Schulqualität. Deshalb: Schluss 
mit sonderpädagogischer Tech-
nokratie und Verwaltungsre-
gime. „Dirk abschaffen! – Inklu-
sion verbessern!“

CHRISTIANE METTLAU
Fakultät für

Erziehungswissenschaften (EW2)

(Die Literaturliste kann bei der 
Redaktion angefordert werden.)

Inklusive Gestaltung von 
Lernprozessen gehört zum 
Aufgabengebiet inklusiver 

Schulentwicklung

Gesund in den Ruhestand!
Wir bieten euch an, in einem persönlichen Gespräch euch u.a. über folgende Fragen zu informieren:

● �Wie kann ich meine Gesundheit erhalten und stärken? Inwieweit kann ich dabei die Unterstützung 
durch Einrichtungen der Behörden erwarten?

● �Wie und wo kann ich die Feststellung einer Schwerbehinderung beantragen?
● �Wann kann ich in den Ruhestand gehen?
● �Habe ich meine rentenrechtlichen bzw. versorgungsrechtlichen Zeiten geklärt?
● �Wie berechnet sich meine Altersversorgung?

Die GEW bietet in ihrer Geschäftsstelle, Rothenbaumchaussee 15, eine kostenlose persönliche Bera-
tung zu diesen und ähnlichen Fragen an. Der nächste Termin findet am 26.4. und 24.5., jeweils 15-17 
Uhr statt. Das Angebot richtet sich sowohl an Arbeitnehmer_innen als auch an Beamt_innen.                                                   

KARIN HUFERT, ehrenamtliche Beraterin, Mitglied der GEW
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Nicht manipuliert 
und indoktriniert
Interview mit Jürgen Dege aus HLZ 1/1981 (Auszüge)

Das 67seitige Untersuchungs-
schreiben zu deinem Fall kommt 
zu dem Schluss, dass deine Ent-
lassung nicht betrieben werden 
kann, denn die Vorwürfe werden 
in den wesentlichen Punkten 
nicht aufrechterhalten. Deine 
Kündigung wirst du trotzdem 
erhalten. Wie kannst du diesen 
Widerspruch erklären? 

Der Bericht selbst nimmt nicht 
Stellung. Der Untersuchungs-
führer nimmt in allen Punkten 
eindeutig lediglich die Ergeb-
nisse auf und macht das sehr 
parteiisch. ... Er beschreibt einen 
Beamten, der es an dem notwen-
digen Gehorsam mangeln lässt ...

Dein Berufsverbot wurde vor 
2 Jahren (1979; die Red.) par-
allel zu dem Liberalisierungs-
versuch Kloses eingeleitet. Wie 
schätzt du das ein?

Gerade während der Diskus-
sion, die Willy Brandt, Hans 
Koschnik und nicht zuletzt Bür-
germeister Klose um die Libera-
lisierung der Praxis der Berufs-
verbote eingeleitet haben, ist die 
Untersuchung gegen mich vom 
Senat beschlossen worden.

Zwei Monate später wurde ich 
mit der Begründung „Störung 
des Betriebsfriedens“ von der 
Schule suspendiert. Bezeich-
nend ist, dass der Senat in ein 
und derselben Presseerklärung 
davon redete, dass einerseits die 
Disziplinarverfahren gegen die 
Kollegen Kohl und Dreckmann 
als Ausdruck der Liberalisie-
rungspolitik eingestellt wurden 
und andererseits, dass ich vom 
Dienst suspendiert wurde.

Das gleiche wiederholt sich 
heute entsprechend dieser Politik 
des „Teile und herrsche“: Dass 
nämlich acht Kollegen - was wir 
ja alle begrüßen – in das Beam-
tenverhältnis übernommen wor-
den sind, aber die Verfahren ge-
gen Hans-Peter de Lorent, Gerd 
Heide und mich weiterbetrieben 

werden – ganz abgesehen von 
den vielen anderen Verfahren, 
die immer noch laufen. … Der 
Schulsenator  (Grolle) und der 
Bürgermeister (Klose; die Red.) 
machen also nicht tatsächlich 
Politik gegen die Berufsverbote, 
sondern sie betreiben sie weiter-
hin.

Weshalb werden denn auf dem 
Gebiet der Dienstvergehen so 
viele Gründe gesucht? Dort wer-
den Vorgänge genannt, die jedem 
Lehrer täglich passieren. Warum 
beschränkt sich die Behörde 

nicht wie in anderen Fällen auf 
den politischen Aspekt?

Für die Behörde war es von 
Anfang an schwierig, globale 
Vorwürfe zu machen wie „Zuge-
hörigkeit zu einer verfassungs-
feindlichen Partei“. ... Stattdes-
sen geht es – wie Klose auch 
immer gesagt hat – um „konkrete 
Handlungen“. Und das eben zielt 
meines Ermessens auf die Diszi-
plinierung – mehr oder weniger 
scharf – aller Lehrer.

Was sie also schon über lange 
Zeit versucht haben, ist, ganz 
„normale Dienstvergehen“ zu 
finden, was ihnen aber offen-
sichtlich schwergefallen ist. 
Deshalb hat der Senat bei mir 
auch zunächst zwei sogenannte 
Vergehen mit aufgenommen, die 
der Bericht dann fallen lässt: 

• Verletzung der Aufsichts-
pflicht auf einer Klassenreise, d. 
h. die Schüler meiner H7 haben 
die Decke im Tagesraum, die aus 
Styropor war, kaputtgemacht. 

• Bruch des Konferenzge-
heimnisses, weil ich einen Schü-
ler, der laut Konferenzbeschluss 
von der Schule strafversetzt wer-
den sollte, darüber informiert ha-
ben soll, was nach Aussage des 
Schulleiters erst am letzten Tag 
vor den Ferien passieren sollte. 
... Die Untersuchungen zu die-
sem Punkt haben ergeben, dass 
daraus kein Dienstvergehen kon-
struiert werden kann.

Dir sind auch Vorwürfe ge-
macht worden, die erst, nachdem 
dein Berufsverbot eingeleitet 
wurde, überhaupt vorgefallen 
sind, so der von dir verfasste of-
fene Brief. 

Fall 
Dege

Schulsenator und 
Bürgermeister machen 
nicht tatsächlich Politik 

gegen die Berufsverbote, 
sondern sie betreiben sie 

weiterhin.

Jürgen Dege: 1981...
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Dieses Verfahren der Be-
hörde hat ja schon Geschichte, 
zum Beispiel ist im Berufsver-
bot Sabine Dege vor dem Bun-
desarbeitsgericht lediglich der 
Vorwurf anhängig, dass sie ihre 
Schüler und Eltern über ihr Ent-
lassungsverfahren informiert 
hat. Alle anderen Vorwürfe, die 
zunächst von der Behörde aufge-
stellt wurden, sind durch die Ge-
richte in den verschiedenen Ins-
tanzen zurückgewiesen worden. 

Als ich die Eltern und Schü-
ler meiner Klasse über das Un-
tersuchungsverfahren gegen 
mich informiert habe, sind die-
se sehr aktiv geworden, haben 
Versammlungen abgehalten, 
Flugblätter verteilt, offene Brie-
fe geschrieben und sich gegen 
dieses Untersuchungsverfahren 
gewandt. Die Schüler wollten 
in ihrer Schülerzeitung über den 
Fall berichten. … 

Was noch gesagt werden muss … 
Zur Politik der Berufsverbote von Bürgermeister Klose – 
Anmerkungen zu „50 Jahre Berufsverbote“ (hlz 1-2/2022)

Die Geschichte ging nicht so zu Ende: Bürger-
meister Klose hat nicht gegen die Berufsverbote 
agiert – er hat sie, vielleicht gegen seinen Willen, 
fortgesetzt und die Bewegung gegen die Berufs-
verbote spalten wollen. Klose hat sich – in der 
Tat – gegen die im Wesentlichen von der CDU 
befürwortete Politik gewandt, die hier nicht noch 
einmal ausgeführt werden muss.

Stark war das Ansinnen der rechten Kräfte in 
der Republik für eine so genannte Säuberung des 
öffentlichen Dienstes. Dagegen musste er sich 
wirkungsvoll zur Wehr setzen und hat das auch ge-
tan. Aber er hat die Bewegung tatsächlich spalten 
wollen in diejenigen, die der DKP nahe standen 
und die, die die konkrete Schulpolitik inhaltlich 
konsequenter zu kritisieren versuchten: Es waren 
die, denen „konkrete Handlungen“ an den Schulen 
nachgewiesen werden konnten. Und die nicht nur 
durch Mitgliedschaft in einer unliebsamen Partei 
auffällig geworden waren. Er hat die „Nur“-Mit-
gliedschaft (in der DKP) zu integrieren versucht 
und wollte sie in den Öffentlichen Dienst endlich 
aufnehmen. Und zwar als Taktik gegen diejenigen 
Kräfte, die inhaltlich Position im Kampf um eine 
bessere Schule vertreten haben.

Konkret gab es einen Tag im Jahr 1979 (den 
30.1.) mit zwei Presseerklärungen des Hamburger 
Senats: Es wurde die Einstellung der Verfahren 
gegen zwei Mitglieder der DKP verkündet - und 
zugleich die Suspendierung eines anderen Be-
schäftigten der Öffentlichkeit präsentiert. (Das 
war ich!)

Heute noch ist die Diskussion von diesem Wi-
derspruch geprägt. Die von der DKP geprägte 
Einschätzung wird heute von den Betroffenen nur 
noch selten geteilt. Sie ist unvollständig, was aber 

die Einschätzung von Klose (und dem damaligen 
Schulsenator Grolle) als „Kämpfer“ gegen die Be-
rufsverbote geradezu verdeutlicht. 

Damit haben diese sich tatsächlich gegen die 
rechten Strömungen verdient gemacht; aber tat-
sächlich zulasten der inhaltlichen Ausrichtung 
gegen die Berufsverbote – die immer schon eine 
wichtige Rolle spielte. Denn die Auseinanderset-
zung um die politischen Rechte prägte den Streit 
um die Situation der Beschäftigten im Öffentli-
chen Dienst insgesamt.

Das macht Joachim Kroll deutlich, der in sei-
ner persönlichen Darstellung schreibt: „Wirklich 
gelitten habe ich erst, als 1979 mit Klose die Be-
rufsverbote erledigt waren … denn ich wurde ja 
trotzdem nicht eingestellt.“ (HLZ, 1-2/2022, S. 
53) Er macht es deutlich, indem er in Klammern 
dazufügt: „jedenfalls die aufgrund bloßer Mit-
gliedschaft“. Vorsichtig deutet er die Spaltungsli-
nie von Klose und Grolle an.

Die guten Ansätze in den jetzigen Äußerungen 
verschiedener Autoren über die Berufsverbote-Po-
litik (auch in den Artikeln in der letzten HLZ), die 
nicht mehr zwischen den Berufsverboten gegen 
Mitglieder der DKP einerseits und den anderen 
Nicht-Mitgliedern oder Mitgliedern von linken 
Gruppierungen unterscheiden, werden hier deut-
lich.

Das ist auch angemessen – nach so langer Zeit, 
auch des Nachdenkens und der Auseinanderset-
zung über die damalige Politik.

Aber in der Aufarbeitung der damaligen Poli-
tik ist es noch nicht pointiert genug …Das musste 
auch mal gesagt werden!

JÜRGEN DEGE, im Februar 2022

...2022
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PRIVATSCHULEN

„Kalte“ Berufsverbote
An Privatschulen gab es offiziell keine Berufsverbote. 
Die Betroffenen wurden gekündigt oder – teilweise fristlos – entlassen, 
oft im Zusammenhang mit ihrer GEW-Mitgliedschaft

Gewerkschaftlich ging es damals darum, die miserablen Arbeits-
bedingungen an Privatschulen zu verbessern und die Zulassung eines 
Personalrats zu erreichen. Wegen der Vernetzung unter den Privat-
schulen hatte die Entlassung aus einer Schule in der Regel die Be-
rufsaufgabe zur Folge. Beispielhaft für diese „kalten Berufsverbote“ 
dokumentieren wir die Fälle zweier Kollegen – die HLZ berichtete 
1983. (Die Redaktion) 

„Sie sind entbehrlich“
Vier Lehrer haben die Pri-

vatschulen in der Jenischstraße 

1983 binnen Jahresfrist entlas-
sen – alle Mitglieder der GEW. 
Felix Hanebutt sei »untragbar«, 
Lars Bayer solle aus »wirtschaft-
lichen Gründen« gehen.

Insbesondere gewerkschaft-
lich engagierte Lehrer haben an 
Privatschulen in der Regel einen 
schweren Stand. Viele schwei-
gen, geben sich als GEW-Mit-
glieder nicht zu erkennen, aus 
Angst vor einer Entlassung. Ri-
gide verfährt man mit denen, die 
»den aufrechten Gang wagen«.

Felix Hanebutt ist Lehrer und 
Mitglied der GEW. Seit August 
1979 arbeitet er an Hamburger 
Privatschulen in der Jenischstra-

ße 48. Zuletzt am staatlich ge-
nehmigten, aber nicht anerkann-
ten »Hermanneum«. Trägerin 
der Tagesschule ist eine »Freie 
Hanseatische Schulgesellschaft« 
(FHS). Die GmbH weist sich als 
gemeinnützig aus. Als einer ihrer 
beiden Geschäftsführer fungiert 
Dr. Dietmar Schulte, Großmeis-
ter der Freimaurerloge und die 
Zentralfigur der Hamburger Pri-
vatschul-Szene. 

Dr. Schulte hat in der Vergan-
genheit stets versucht, »seine« 
Schule gewerkschaftsfrei zu hal-
ten. So gibt es dort keinen Be-
triebsrat, sondern lediglich einen 
sog. »Beirat«. Dieser ist offiziell 
als »Interessenvertretung der 
Arbeitnehmer« ausgewiesen, de 
facto allerdings wohl nicht viel 
mehr als der verlängerte Arm 
von Schulleitung und Geschäfts-
führung. 

Die Lehrer am »Hermanne-
um« werden aufgrund einzeln 

Der Artikel, der nur kurz da-
rüber informierte, dass es das 
Verfahren gibt und ein weiterer 
Artikel mit der Überschrift „Was 
uns an den Lehrern stört“ wur-
den von dem Schulleiter verbo-
ten. Die Schüler veröffentlichten 
die Zeitung ohne die beiden Ar-
tikel, was vom Schulleiter auch 
genehmigt wurde. Mir wird also 
auch vorgeworfen, dass ich nicht 
mein ganzes pädagogisches Ge-
schick darauf verwandt hätte, 
die Schüler von ihrem Vorhaben 
abzubringen, weil der Schulleiter 
sich selbst dazu nicht in der Lage 
sah.

Was hat das Berufsverbotver-
fahren für dich bedeutet? 

Die politische und gewerk-
schaftliche Front gegen die Be-
rufsverbote hat in den letzten 
Jahren an Qualität gewonnen, 
insbesondere in der Hinsicht, 
dass eine größere Einheitlichkeit 
im Kampf gegen die Berufsver-
bote erreicht worden ist. Der 
Fortschritt liegt zum Beispiel da-
rin, dass meine Entlassung trotz 
der vielen Dienstvergehen, die 
mir zum Vorwurf gemacht wer-
den, zu vielen Protesten geführt 
hat. Daran wird deutlich, wel-
chen Zweck die Berufsverbote 

im Kern haben: Nicht etwa, dass 
einzelne Lehrer oder Beschäf-
tigte des Öffentlichen Dienstes 
getroffen werden sollen, sondern 
die Einschüchterung und Diszip-
linierung aller ist meines Erach-
tens das Ziel dieser Politik.

Wegen dieser insgesamt posi-
tiven Entwicklung und weil es 
mir möglich war, in diesen zwei 
Jahren ohne die Tätigkeit an der 
Schule auch weiterhin gewerk-
schaftlich und politisch tätig zu 
sein, habe ich die Sache ganz gut 
durchgestanden und werde sie 
auch weiter durchstehen. 

Das Gespräch führte
BRIGITTE HOLSTEIN

Felix Hanebutt 1983 ...
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ausgehandelter »Dienstverträge« 
beschäftigt und besoldet. Einen 
mit der Gewerkschaft abge-
schlossenen Manteltarifvertrag 
gibt es nicht. 

Die GEW ist für Dr. Schul-
te ein »rotes Tuch«. Die ge-
werkschaftliche Auffassung, 
das gesamte Schulwesen sollte 
staatlich sein, um die Schüler 
vor privater Willkür zu schüt-
zen, geht nach Ansicht von Dr. 
Schulte »von gesellschaftspo-
litischen Auffassungen aus, die 
dem Grundgesetz fremd sind«. 
»Alle GEW-Mitglieder in un-
serer Kollegenschaft« – so Dr. 
Schulte weiter – »müssen sich 
fragen lassen, wie sie zu dieser 
verfassungsfeindlichen Haltung 
des GEW-Vorstandes stehen 
und wie sie glauben, durch eine 
weitere Zugehörigkeit zu einer 
solchen Organisation in unserem 
Hause ohne Loyalitätskonflikte 
tätig sein zu können.« 

Wen er als engagierten Ge-
werkschafter erkennt, dem 
macht er das Lehrer-Leben so 
schwer wie möglich. Felix Ha-
nebutt weiß ein Lied davon zu 
singen. 

Mit Datum vom 19. Mai 1983 
erhielt er ein Schreiben von Dr. 
Schulte, in dem dieser ihm mit-
teilte, er halte »es im Interesse 
aller Beteiligten für angezeigt, 
den bestehenden Dienstvertrag 
so schnell und geräuschlos wie 
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aus HLZ 12/1983 (zum "Fall Kroll" hlz 1-2/2022, S. 52)
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Hamburg vorn
In den 1970er Jahren schloss die GEW knapp 300 Personen aus, weil sie 
Kommunist_innen waren. Die Historiker_innen Alexandra Jaeger und Marcel 
Bois erläutern, wie es im Zusammenhang mit dem Radikalenerlass zu den 
gewerkschaftlichen Unvereinbarkeitsbeschlüssen kam

hlz: Ihr kennt ja die Frage, 
die sich aus dem Verhältnis von 
Henne und Ei ergibt: Was war 

zuerst da? Erhielten Kommu-
nist_innen ein Berufsverbot, 
das anschließend ihren Gewerk-

schaftsausschluss zur Folge hat-
te oder wurden sie im Rahmen 
der Unvereinbarkeitsbeschlüsse 

möglich aufzulösen«. 
Zur Entlassungs-Begründung 

wurden »Verletzungen dienst-
vertraglicher Verpflichtungen« 
angeführt. Das Votum des »Bei-
rates« erfolgte ohne vorherige 
Anhörung des Betroffenen. 

Dieser seinerseits wies die 
gegen ihn erhobenen Vorwürfe 
zurück und reichte Klage beim 
Arbeitsgericht ein. Die Verhand-
lung fand am 31. August statt. 

Das Gericht stellte fest, dass 
»die Kündigung nicht eindeutig 
ist. Die fristlose Entlassung sei 
nicht rechtskräftig und das Ar-
beitsverhältnis bestehe fort. 

Die Richterin wörtlich: »Ich 
möchte Sie bitten, bei den nächs-
ten Kündigungsschreiben ein-
deutiger zu sein.« Darauf erwi-
derte Dr. Schulte: »Ich werde das 
nächste Mal ruppiger werden.« 

Bemühungen des Gerichtes, 
Dr. Schulte zu einer Weiterbe-
schäftigung des Lehrers Hane-
butt zu bewegen, wies dieser 
kategorisch zurück. Er wäre 
untragbar geworden. Dr. Schul-
te wörtlich: »Wenn Herr Hane-
butt bleibt, ist der Schaden für 
die Schule größer als bei einer 
Abfindung.« (Die Verhandlung 
endete mit einem Vergleichsvor-
schlag, der jedoch von Hanebutts 
Anwalt nicht akzeptiert wurde. 
Die Red.)

Wenige Tage nach dem 
Gerichtstermin erhielt Felix 
Hanebutt eine fristgerechte 
Kündigung zum 31.1.1984. 
Gleichzeitig allerdings hat die 
FHS die Gehaltszahlungen an 

den Lehrer eingestellt. Sein letz-
tes Gehalt erhielt er im August. 
Inzwischen sind seine Ersparnis-
se längst aufgebraucht. Hanebutt 
musste Schulden machen. Seit 
dem 17. Oktober ist er Sozialhil-
feempfänger. 

Einen neuen Job darf er nicht 
annehmen, um seine Ansprü-
che auf die ausstehenden FHS-
Gehälter nicht zu gefährden. 
Arbeitslosengeld bekommt er 
auch nicht. Selbst Umschulun-
gen entfallen für ihn. Denn an 
jener Schule war er lediglich mit 
12 Wochenstunden beschäftigt. 
Die FHS hätte ihm wenigstens 
einen 13-Stunden-Vertrag geben 
müssen. Sie wusste wohl warum. 

Lars Bayer unterrichtet seit 20 
Monaten an der privaten »Tages-
heimschule Jenisch-Gymnasi-
um«. Ihr »Pädagogischer Direk-
tor und Geschäftsführer« ist Dr. 
Dietmar Schulte.

Mit Datum vom 27. Oktober 
erhielt GEW-Mitglied Lars Bay-

er seine Kündigung. Obwohl die 
für »Spenden« zuständige Frau 
Thies noch wenige Tage zuvor 
am Telefon eingeräumt hatte, 
die Schule sei »überbelegt« und 
unterrichte derzeit »275 statt 250 
Schüler«, rechtfertigt Dr. Schul-
te in seinem Brief die Entlassung 
des Lehrers Bayer mit »wirt-
schaftlichen Erfordernissen«. 

In dem Schreiben heißt es un-
ter anderem, „daß Sie als Ober-
studienrat mit entsprechenden 
Examina vergleichsweise leich-
ter einen neuen Arbeitsplatz fin-
den als Kollegen, denen wegen 
ihrer andersartigen Vorbildung 
praktisch eine Einstellung im 
Staatsdienst nicht möglich ist.« 

Hinter diesen Worten verbirgt 
sich die einfache Tatsache, daß 
die Privatschulen in der Jenisch-
straße vornehmlich Lehrer ohne 
abgeschlossene Ausbildung ein-
stellen. Derart abhängige Päda-
gogen »funktionieren« reibungs-
loser. 

Das Schulte-Schreiben 
schließt mit dem Hinweis, man 
werde »eine Überbrückungs-
beihilfe in Höhe von zwei Mo-
natsgehältern zahlen« und »ein 
berufsförderndes Zeugnis ertei-
len«, wenn Lars Bayer mit der 
Schule einen »Auflösungsver-
trag« schließt. Dazu allerdings 
wird es nicht kommen, denn der 
Kollege ist keineswegs bereit, 
auf diese Nötigung einzugehen. 

HERBERT SASS 
In: HLZ 10/1983 und 11/1983

(Auszüge)
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aus der Gewerkschaft geschmis-
sen, worauf der Staat dann mit 
einem Berufsverbot reagierte?

Alexandra Jaeger: Es ist häu-
fig behauptet worden, dass erst 
der Ausschluss aus der Gewerk-
schaft zum Berufsverbot geführt 
hat. Ich glaube, in der Mehrzahl 
der Fälle war das nicht so oder 
es lief einfach parallel, wobei 
die vom Berufsverbot Betroffe-
nen aus der DKP nicht unter die 
Unvereinbarkeitsbeschlüsse der 
GEW fielen. Dies traf nur Mit-
glieder oder Unterstützer_innen 
der maoistischen K-Gruppen. 
Oft haben ja die Betroffenen sel-
ber ihre Fälle öffentlich gemacht, 
um sie zu skandalisieren (s. hlz 
1-2/2022, S. 58). In einem Fall 
befragte die GEW daraufhin eine 
Lehrerin zu ihrer Mitgliedschaft 
in der Organisation und verwei-
gerte ihr dann den Rechtsschutz.

hlz: Aber wenn der Raus-
schmiss aus der Gewerkschaft 
aufgrund des Unvereinbarkeits-
beschlusses vor dem Berufsver-
bot stattfand, von wem hatte die 
GEW die Informationen?

Marcel Bois: Wir müssen 
nochmal einen Schritt zurückge-

hen: Zuerst gab es natürlich den 
Radikalenbeschluss, der schon 
1971/72 wirksam wurde. Die 
Unvereinbarkeitsbeschlüsse ka-
men erst in den Jahren danach. 
Die IG Druck und Papier und die 
IG Metall waren 1973 die ersten 
Gewerkschaften, die derartige 
Beschlüsse gefasst haben. In der 
GEW begannen die Ausschlüs-
se von K-Gruppen-Mitgliedern 
zunächst im Hamburger Lan-
desverband. Das war 1974. Ein 
Jahr später übernahm dann die 
Bundesorganisation diese Pra-
xis. Insofern waren die Unver-
einbarkeitsbeschlüsse zunächst 
einmal eine Reaktion auf den 
Radikalenbeschluss. 

Zu deiner Frage: Woher gab 
es die Informationen? Ich glau-
be, das kann man nicht so klar 
sagen. Denkbar ist zwar, dass 
es einzelne Denunziationen aus 
der Politik oder den Behörden 
gab, aber das bleibt letztendlich 
Spekulation, weil uns schlicht-
weg die Quellen dafür fehlen. 
Wie Alexandra schon gesagt 
hat, haben viele der Betroffenen 
öffentlich erklärt und publiziert, 
dass sie vom Radikalenbeschluss 
betroffen waren. Auch tauchten 
sie namentlich auf Flugblättern 
der K-Gruppen auf. Da musste 

die Gewerkschaft gar nicht lange 
suchen. 

hlz: Ihr geht nicht davon aus, 
dass Insider oder – um das böse 
Wort zu benutzen – Spitzel die 
entsprechenden Informationen 
an den Verfassungsschutz gege-
ben haben?

Alexandra Jaeger: Für die 
GEW Hamburg habe ich ein 
paar Hinweise, wie das mit den 
Ausschlüssen in der Gewerk-
schaft gelaufen ist. Nach Ver-
abschiedung der Unvereinbar-
keitsbeschlüsse veränderte sich 
auch das Aufnahmeverfahren 
von neuen Mitgliedern. Vorher 
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wurden alle einfach per Liste 
aufgenommen und mit der Eta-
blierung der Beschlüsse prüfte 
der Landesvorstand dann diese 
Listen, um gleich zu verhindern, 
dass Mitglieder von K-Gruppen 
in die GEW aufgenommen wer-
den. Es gab Leute im Vorstand, 
die die entsprechenden Personen 
kannten. Und an den Universitä-
ten war es ja so, dass die Perso-
nen, die fürs Studierendenparla-
ment oder für den Fachschaftsrat 
kandidierten, selbst auf Flug-
blättern oder Wahllisten anga-
ben, welchen Organisationen 
sie angehörten – oft gleich auch 
mit einem Foto von sich. Der 
Verfassungsschutz hatte dadurch 
leichtes Spiel.

hlz: Habt ihr diese Informati-
onen aus Gesprächen oder hattet 
ihr auch Einsicht in die Verfas-
sungsschutzakten?

Alexandra Jaeger: Der Ver-
fassungsschutz spielte ja nur 
beim Staatsdienst eine Rolle. 
Dort leitete er Angaben zu den 
Betroffenen an die Einstellungs-
behörden weiter. Zudem gibt es 
teilweise in den Behördenakten 
weitere Korrespondenz mit dem 
Verfassungsschutz Bei meiner 
Auswertung der Hamburger 
GEW-Akten zu den Unverein-
barkeitsbeschlüssen bin ich hin-
gegen auf keine Korrespondenz 

mit dem Verfassungsschutz ge-
stoßen, ich habe also keinerlei 
Hinweise finden können, dass es 
irgendeinen Kontakt zum Verfas-
sungsschutz gegeben hat. 

Marcel Bois: Ich habe mir 
ja die Akten der Bundes-GEW 
angeschaut und die Ausschlüs-
se rekonstruiert, die auf Grund-
lage von Vorschlägen aus den 
einzelnen Ländern zustande 
gekommen sind. Auch da gibt 
es keinerlei Hinweise auf eine 
Zusammenarbeit mit dem Ver-
fassungsschutz. Vielmehr war 
es so, dass einzelne GEW-Mit-
glieder andere Mitglieder ange-
schwärzt haben. Sie haben also 
beispielsweise gesagt: Ich habe 
hier jemanden auf einer Demo 
im KBW-Block mitlaufen ge-
sehen oder ich habe beobachtet, 
wie die Person Flugblätter für 
irgendeine K-Gruppe verteilt 
hat. Auf Grundlage derartiger 
„Beweise“ mussten Personen die 
Gewerkschaft verlassen – oder 
wurden gar nicht erst aufge-
nommen. Auffällig ist, dass die 
meisten Ausschlüsse in jenen 
Bundesländern stattfanden, in 
denen eher „Hardliner“ an der 
Spitze standen. Baden-Württem-
berg mit dem Vorsitzenden Sieg-
fried Vergin ist ein Beispiel für 
einen solchen Landesverband. 
Im Landesverband Bayern, der 
die Unvereinbarkeitsbeschlüsse 
eigentlich falsch fand, gab es 

hingegen nur einen Ausschluss. 
Voraussetzung war ja, dass der 
Hauptvorstand Hinweise aus den 
Ländern bekam. Wenn von dort 
nichts kam, konnte man auch 
niemanden ausschließen.

hlz: Berlin hat sich dem Aus-
schlussgebaren ja ganz verwei-
gert. Wie erklärt sich das?

Marcel Bois: Das ist nicht 
richtig. Auch in Berlin wurden 
GEW-Mitglieder ausgeschlos-
sen. Trotzdem kann man sagen, 
dass sowohl die Mitgliedschaft 
als auch die lokale GEW-Füh-
rung weiter links verortet wa-
ren als der Gesamtverband. Das 
spiegelt sich auch in den Haupt-
vorstandsakten wider, wo die 
Vertreter_innen aus Berlin zu-
mindest gelegentlich gegen die 
Ausschlussverfahren protestier-
ten. Hinzu kam, dass die Bun-
des-GEW den Landesverbänden 
ein Ultimatum gestellt hatte, die 
Bundessatzung zu übernehmen. 
Hierfür gab es aber in Berlin 
nicht die erforderliche Dreivier-
tel-Mehrheit, woraufhin es zum 
Bruch kam: Im September 1976 
musste der gesamte Landesver-
band die GEW verlassen. 

Alexandra Jaeger: Auch 
in Hamburg konnte man sich 
länger nicht einigen, weil es zu 
der Zeit schon eher eine linke 
Mehrheit gab. Auf der Mitglie-

Marcel Bois
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derversammlung befand sich 
der neue Vorstand um Dietrich 
Lemke in einer erheblichen Bre-
douille. Man wusste jetzt: Der 
Hauptvorstand macht ernst, das 
mit dem Ausschluss ist nicht nur 
eine leere Drohung. Das hätte 
nach Meinung der Mehrheit der 
Mitglieder in den entsprechen-
den GEW-Gremien in der Kon-
sequenz die Durchsetzungskraft 
der Organisation deutlich ver-
mindert. Der Ausweg, den man 
meinte gefunden zu haben, war 
die Einrichtung einer sogenann-
ten Fünfer-Kommission. Alle 
Ausschlussvorschläge sollten 
zunächst von dieser Kommission 
geprüft werden, bevor sie an den 
Hauptvorstand gingen. Damit 
verstieß der Hamburger Landes-
verband nicht gegen die Satzung, 
bewahrte sich aber eine gewisse 
Autonomie. In der Praxis hat 
dieses Gremium kaum noch Per-
sonen für den Ausschluss vorge-
schlagen. 

hlz: Das steht aber im Ge-
gensatz zu deiner Aussage, dass 
Hamburg Spitzenreiter in Sa-
chen Ausschlüsse war.

Alexandra Jaeger: Nein, das 
bezog sich auf die Anfangsphase 
der Unvereinbarkeitsbeschlüsse 
im Jahr 1974, als Dieter Wunder 
noch Vorsitzender war. Da hatte 
Hamburg tatsächlich schon vor 
der Bundesebene einen Unver-
einbarkeitsbeschluss verabschie-
det. Dieser wirkte wie ein Signal 
und erleichterte die Durchset-
zung auf Bundesebene. Es war 
dieser Hamburger Weg, auf den 
sich die Bundesorganisation be-
zog und der die entsprechenden 
Beschlüsse auf den Gewerk-
schaftstagen 1974/75 zur Fol-
ge hatte. Mit dem Rückenwind 
der bundesweiten Regelung hat 
Hamburg dann 1975 25 Perso-
nen zum Ausschluss vorgeschla-
gen. 

Es sind dann nicht alle aus-
geschlossen worden, ein paar 

Leute haben gesagt, dass sie 
nicht mehr in den Gruppen ak-
tiv sind oder haben Widerspruch 
eingelegt und Recht bekommen. 
Aber Hamburg war tatsächlich 
Vorreiter. Mit dem beschriebe-
nen Wechsel des Vorstandes gab 
es im Kern nur noch den Aus-
schluss von Carl-Heinz Koch. 
Ein Fall, den ich in meinem 
Buch beschrieben habe. 

hlz: Aber der Druck von der 
Bundesebene hörte ja nicht auf, 
wie ein Brief des Bundesvor-
sitzenden Erich Frister an den 
Hamburger Landesvorsitzenden 
Dietrich Lemke von 1976 zeigt, 
den wir in unserer letzten Ausga-
be abgedruckt haben (hlz 1-2, S. 
64). 

Alexandra Jaeger: Ja, es 
gab diesen Druck. Ich glaube, 
es war für den Hamburger Lan-
desvorstand keine ganz einfache 
Aufgabe, zwischen diesen gan-
zen Gruppen und Strömungen 
zu agieren. Es gab ja dann auch 
noch diese Abspaltungsbewe-
gung, die sogenannte „Alternati-
ve“, eine gemäßigtere Strömung 
innerhalb der Hamburger GEW. 
Die wurde zunächst noch von 
Erich Frister unterstützt. Distan-
ziert hat er sich erst, als ihre Mit-
glieder eine eigene Liste zu den 
Personalratswahlen aufgestellt 
haben.

hlz: Aus diesem ganzen Kom-
plex scheint aber heraus: Ham-
burg war sowohl Vor- als auch 
zumindest zu Beginn Spitzenrei-
ter in Sachen Ausschlüsse. Wie 
sah es denn – über Berlin haben 
wir gesprochen – in den anderen 
Landesverbänden aus?

Marcel Bois: Für die Hoch-
phase der Ausschlüsse – also die 
Zeit zwischen 1975 und 1979 – 
lässt sich sagen, dass mit großem 
Abstand Nordrhein-Westfalen 
vorne lag, was aber auch daran 
lag, dass es sich um das bevölke-
rungsreichste Bundesland han-
delte. Über 80 Personen von dort 
mussten die GEW verlassen. 
In Niedersachsen gab es knapp 
60 und in Baden-Württemberg 
ungefähr 45 Ausschlüsse. Das 
waren in absoluten Zahlen be-
trachtet die Spitzenreiter. Bayern 
lag, wie gesagt, mit einem Aus-
schluss ganz hinten – zusammen 
mit dem Saarland. Dort wurde 
niemand ausgeschlossen.

hlz: Wir wissen ja heute, dass 
hinter dem ganzen Konflikt auch 
ein Generationenproblem stand. 
Spiegelt sich das in der Alters-
verteilung der Betroffenen wi-
der?

Marcel Bois: Ja, absolut. Der 
allergrößte Teil der ausgeschlos-
senen Personen stammte aus den 
Jahrgängen 1945 bis 1955. Sie 
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waren also zwischen 20 und 30 
Jahren alt, als sie die GEW ver-
lassen mussten. Keine einzige 
Person war älter als 40. 

hlz: Wie ging das dann wei-
ter? Habt ihr darüber auch ge-
forscht? Könnt ihr sagen, ob die 
Leute später wieder aufgenom-
men wurden?

Marcel Bois: Es gab verein-
zelt Betroffene, die vor allem in 
den 1980er Jahren wieder aufge-
nommen wurden. Genaue Zah-
len liegen mir dazu allerdings 
nicht vor. Der Hauptvorstand 
hat sich tatsächlich nur von 1975 
bis 1979 um diese Ausschlüsse 
gekümmert und danach das Ver-
fahren wieder in die Hände der 
Landesverbände gegeben. Man 
sieht das an der Grafik (s. S. 63) 
ganz schön: In den ersten zwei, 
drei Jahren fanden die meisten 
Ausschlüsse statt und danach 
ließ diese Praxis schon wieder 
sehr stark nach. Das hatte bei-
spielsweise damit zu tun, dass 
sich in den Vorständen die politi-
sche Zusammensetzung geändert 
hat. Ebenfalls spielte eine Rolle, 
dass die K-Gruppen gegen Ende 
der 1970er-Jahre immer schwä-
cher wurden.

Alexandra Jaeger: Von Ham-
burg kann ich sagen, dass einige 
nicht wieder eingetreten sind. 
Aber es gibt darüber keine kla-
ren Zahlen. Je später jedoch der 
Wiederaufnahmeantrag gestellt 
wurde, desto unkomplizierter 
war eine Wiederaufnahme. In 
der Anfangszeit gab es Gesprä-
che zur Überprüfung der Glaub-
würdigkeit – bei Aufnahmen und 
zum Teil bei Wiederaufnahmen. 
Aber weder die Fragen, die ge-
stellt wurden noch die genauen 
Kriterien, nach denen entschie-
den wurde, sind bekannt. Man 
weiß nur, dass nicht alle diese 
Prüfung bestanden. 

Marcel Bois: In der ganz 
heißen Phase war es auf jeden 
Fall schwierig, wieder Gewerk-
schaftsmitglied zu werden. Es 
existierte zwar die Möglichkeit, 
gegen den Ausschluss Wider-
spruch einzulegen. Doch über 
einen solchen Widerspruch 
entschied der Hauptausschuss 
der GEW und dieser bestand 
zur Hälfte aus Mitgliedern des 
Hauptvorstandes. Die Mitglieder 
dieses Gremiums wurden also zu 
ihrer eigenen Berufungsinstanz. 
Wenig überraschend haben sie 
nur in ganz wenigen Fällen ei-
nem Widerspruch stattgegeben.

hlz: Es handelt sich also um 
ein teilweise undurchsichtiges 
Geflecht, wobei man die Hand-
lungen der Beteiligten innerhalb 
des politisch-kulturellen Um-
bruchs dieser Jahre betrachten 
sollte. Den Raum, dies auch 
noch einmal mit vielen Zeit-
zeugen zu diskutieren, bietet ja 
die Veranstaltung, auf der ihr 
dankenswerter Weise eure For-
schungsergebnisse präsentieren 
werdet. (s. Kasten) Insofern hof-
fe ich, dass dieses Interview dazu 
beigeträgt, die Voraussetzungen 
für eine interessante Diskussion 
zu schaffen. Ich danke euch für 
das Gespräch!

Die Fragen stellte
JOACHIM GEFFERS

Die Unvereinbarkeitsbeschlüsse in der GEW
Veranstaltung mit Alexandra Jaeger, Marcel Bois und Zeitzeugen

Dienstag, 7. Juni 2022, 19:00 im kleinen Saal des Curio Hauses
Kaum ein Thema schlug in den 1970er Jah-

ren innerhalb der GEW so hohe Wellen wie die 
Unvereinbarkeitsbeschlüsse. Im Kontext der 
Debatten um „Berufsverbote“ im öffentlichen 
Dienst, die besonders Kommunist_innen im 
Bildungsbereich trafen, grenzte sich auch die 
Bildungsgewerkschaft von Gruppen der radi-
kalen Linken ab. Sie schloss deren Mitglieder 
aus, nahm sie gar nicht erst auf oder verweiger-
te ihnen den Rechtsschutz. Diese Maßnahmen 
waren Ausdruck der politisch-generationellen 
Umbrüche innerhalb der GEW, die die Ge-

werkschaft vor eine Zerreißprobe stellten. 
Marcel Bois und Alexandra Jaeger haben im 

Auftrag des GEW-Hauptvorstandes bzw. der 
GEW Hamburg erstmals die gewerkschaftli-
chen Unvereinbarkeitsbeschlüsse aus histori-
scher Perspektive untersucht. Sie werden ihre 
Ergebnisse vorstellen und die Entstehung der 
Abgrenzungsbeschlüsse ebenso erläutern wie 
die Mechanismen der Ausschlussverfahren, 
die Folgen für Betroffene und die allmähliche 
Abkehr von den Unvereinbarkeitsbeschlüssen. 

Alexandra Jaeger Abgren-
zungen und Ausschlüsse. Die 
Unvereinbarkeitsbeschlüsse 
in der GEW Hamburg in den 
1970er Jahren (Beltz-Juventa 
2020).

Marcel Bois Von den Gren-
zen der Toleranz. Die Un-
vereinbarkeitsbeschlüsse der 
GEW gegen Kommunistinnen 
und Kommunisten in den ei-
genen Reihen (1974-1980) 
(Beltz-Juventa 2021)
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NAZI-BIOGRAPHIEN (45)

Hinrich von der Lieth (Teil 2)

Nationalsozialist der ersten Stunde 
mit „notorischer Unfähigkeit“
Der bereits 1930 in die NSDAP eingetretene von der Lieth war schon vor 
1933 Leiter des NSLB. Auch später wurde er von NSDAP-Größen immer 
wieder mit Funktionen und Aufgaben betraut. Nach dem Krieg wollte er von 
verbrecherischen Aktivitäten der Nazis nichts gewusst haben

Als loyaler Parteisoldat über-
nahm von der Lieth ab 1933 eine 
Reihe von Funktionen: unter an-
derem als Schulleiter, Stellver-
treter des Reichsschulungsleiters 
für SA und SS und NSLB-Inspek-
teur bei der Kinderlandverschic-
kung. Die von ihm angestrebte 
Nachkriegskarriere in den be-
setzten Ostgebieten kam nicht 
zustande, denn er geriet Anfang 
1945 in russische Kriegsgefan-
genschaft.

Aus der Kriegsgefangen-
schaft wurde von der Lieth am 
27.9.1945 entlassen. Nahtlos 
schloss sich daran die Inter-
nierung an: zuerst im Internie-
rungslager Neumünster, dann 
in Eselheide, wo er mit anderen 
NS-Aktivisten und Kriegsver-
brechern auf die Prozesse war-
tete.

Die Internierungslager waren 
sicherlich pragmatisch für die 
Erfassung und Separierung der 
Täter, der vermuteten Kriegs-

verbrecher. Andererseits waren 
sie auch problematisch, weil 
die im NS-System Verantwort-
lichen über Monate und Jahre 
zusammengebracht wurden und 
Austausch und Absprachen um 
gemeinsame Verteidigungsstra-
tegien ermöglichten. Es gibt ei-
nige Beispiele, dass gegenseitige 
Leumundszeugnisse von zusam-
men Internierten zu den Akten 
genommen wurden.

Ins Internierungslager geriet 
Hinrich von der Lieth, weil er 
politischer Leiter war, Kreis-
amtsleiter des NSLB. Die poli-
tischen Leiter wurden von der 
Britischen Militärregierung als 
Säulen des NS-Systems angese-
hen, die von den Verbrechen der 
Nationalsozialisten wussten und 
daran beteiligt waren.

Hinrich von der Lieth wurde 
im Lager Eselheide erfasst, In-
ternierungsnummer: 109601. Er 
trug seine politischen Funktio-
nen in einem Fragebogen ein und 
schrieb einen Lebenslauf, bei 
dem er durch Kommunikation 
im Lager wusste, worauf es an-
kam. Darüber hinaus wurden in 
der Heimatstadt des Beschuldig-
ten von einem von der Britischen 
Militärregierung eingesetzten 
Polizei-Kriminalamt (Public 
Safety Special Branch) Ermitt-
lungen durchgeführt. Die Ergeb-
nisse wurden an das Spruchge-
richt Bielefeld gesendet, wo ein 
Staatsanwalt dann eine Anklage-
schrift verfasste. Bei der Vielzahl 
der Verfahren war dies alles eine 

zeitaufwändige Angelegenheit: 
Die Anklageschrift von Staats-
anwalt Hollburg wurde erst am 
17.11.1947 vorgelegt.

1945: „Stark bereinigte
Personalakte“

In seinem Lebenslauf gibt von 
der Lieth die Daten seines Par-
teieintritts (Dezember 1930) und 
der NSLB-Mitgliedschaft (Som-
mer 1931) korrekt wieder. Seine 
Funktion im NSLB verkleinert 
er („Mitarbeiter und Obmann“). 
Er verschweigt seine nicht sehr 
lange Arbeit und Leitung in der 
Gauführerschule und die Inspek-
teursfunktion bei der KLV („war 
mit Schülern in der Kinderland-
verschickung“). 

Besonders stellt er her-
aus, dass er Freimaurer in der 
„Loge Roland“ gewesen sei: 
„Ich möchte hier einschalten, 
daß ich langjähriger Freimaurer 
gewesen bin. Ich bin bis 1932 
Mitglied der Loge Roland gewe-
sen. Während der ersten Zeit der 
Mitgliedschaft in der NSDAP 
waren beide Mitgliedschaften 
nebeneinander möglich. Da ich 
jedoch aus Parteikreisen hefti-
gen Angriffen ausgesetzt war, 
trat ich aus der Loge aus. Jedoch 
waren meine Anschauungen von 
der Logenmitgliedschaft her be-
einflusst. Daher habe ich auch 
in der Judenfrage eine humane 
Stellung vertreten.“ 

Besonders befragt wurden die 
Beschuldigten, wie mit Juden, 
Kriegsgefangenen und Fremdar-
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Hinrich von der Lieth, 1933 
Gauobmann des NSLB Hamburg



66	 hlz – Zeitschrift der GEW Hamburg 3-4/2022

beitern in der NS-Zeit umgegan-
gen wurde und zu den Konzen-
trationslagern. Hinrich von der 
Lieth führte dazu aus: 

„Ich kannte zwar die grund-
sätzliche Einstellung der NS-
DAP zur Judenfrage, wusste 
aber nicht, daß diese durch 
Massenvernichtung der Juden 
gelöst werden sollte. Von den 
Novembervorgängen 1938 habe 
ich hinterher Kenntnis erhalten, 
dadurch, daß ich bei meinen 
Gängen durch die Straßen zer-
trümmerte Fensterscheiben in 
jüdischen Häusern sah. Von wem 
diese Aktionen ausgingen, weiß 
ich nicht. Alles was ich darüber 
vermuten oder äußern hörte, 
habe ich für Gerüchte gehalten. 

Den Stürmer habe ich wohl 
gelegentlich in Aushängen gele-
sen, habe aber geglaubt, daß es 
sich dabei um Ausschweifungen 
der Phantasie des Herrn Streicher 
handelte. Davon, daß während 
des Krieges die Juden nach dem 
Osten deportiert und ausgerottet 
wurden, habe ich überhaupt kei-
ne Kenntnis gehabt. 

Von der Frage der Fremd-
arbeiter und ihrer Behandlung 
habe ich keine Kenntnis. Ich 
habe auch nie gehört, dass irgend 
welche Stellen des politischen 
Leiterkorps damit etwas zu tun 
gehabt hätten. Von der Frage 
der Kriegsgefangenen und der 
alliierten Flieger habe ich auch 
keinerlei Kenntnis, da ich viele 
Jahre hindurch Soldat gewesen 
bin, und mit Kindern in der Kin-
derlandverschickung unterwegs 
gewesen bin.

Von der Einrichtung der KZ 
hatte ich Kenntnis, kannte je-
doch nur das Lager Dachau. 
Von dem Lager Neuengamme 
bei Hamburg wusste ich nichts. 
Den Zweck der KZ habe ich mir 
so vorgestellt, dass dort asoziale 
Elemente festgehalten werden 
sollten, um künftig von ihrem 
schädlichen Treiben abgehal-
ten zu werden. Ich habe keinem 
dazu verholfen, dass er in ein 
KZ gebracht wurde, habe auch 
in meinem Bekanntenkreis keine 

Personen, die in einem solchen 
Lager gewesen sind. Ich hatte an 
der Schule bis etwa Mai 33 zwei 
jüdische Kolleginnen. Diese sind 
mit voller Pension entlassen 
worden. Was weiter mit ihnen 
geschah, ist mir nie bekannt ge-
worden. Weitere jüdische Be-
kannte hatte ich nicht.“ 

Die Aussagen von der Lieths 
wurden mit seinem Lebenslauf 
und insbesondere mit dem Er-
mittlungsbericht des Polizei-
Kriminalamts Special Branch 
konfrontiert. Im Bericht von 
Polizeiinspektor Blunck aus 
Hamburg vom 21.8.1947 heißt 
es, dass er die „1945 stark be-
reinigte Personalakte“ von der 
Lieths durchgesehen habe. Er 
notierte die Tätigkeit von der 
Lieths an der Gauführerschule 
und verwies auf die vielen Dar-
lehens- und Schuldentilgungs-
verfahren sowie darauf, dass der 
NSLB ihm ein Darlehen von 500 
Reichsmark geschenkt hatte.

Blunck ermittelte auch die 
Aussage von Oberschulrat 
Schult, „dass L. ein guter Nazi 
und als Kreisamtsleiter im NS-
Lehrerbund recht rührig tätig 
war. Schult war ferner bekannt, 
dass L. als Parteikassierer sich 
hat Unregelmäßigkeiten zu 
Schulden kommen lassen, aber 
weder von parteilicher Seite 
noch gerichtlich dafür belangt 
worden ist“. Und: „Von Schul-
rat Köhne hat Frau v.d.L. sich 
ein Leumundszeugnis für ihren 
Mann beschafft, das sehr gut 
ausgefallen ist. Köhne hat in der 
Nazizeit schon L. in der Perso-
nalakte gut beurteilt.“    

Zu den etwas absurden Teilen 
der Ermittlungen gehören Be-
fragungen von eher willkürlich 
ausgewählten Einzelpersonen, 

die Aussagen darüber machten, 
was in Hamburg in der Bevölke-
rung, also auch für von der Lieth, 
über die Naziverbrechen bekannt 
gewesen sei. Diese Gesprä-
che wurden von Polizeimeister 
Koch geführt und protokolliert. 
Die Befragten waren durchweg 
systemkritische Personen, die 
von den Nazis verfolgt und aus 
politischen Gründen auch ins 
KZ oder ins Gefängnis gebracht 
worden waren. 

So ist etwa die Aussage von 
dem Behördenangestellten 
Richard Mussi protokolliert: 
„Allgemein war bekannt, wenn 
irgendjemand sich gegen die 
Partei oder deren Mitglieder ab-
fällig geäußert hatte, erhielt zu-
nächst die Partei hiervon Kennt-
nis und diese leitete die Anzeige 
an die  Gestapo weiter. Jeder 
kleinste Pg., der eine Funktion 
hatte, war verpflichtet, die po-
litische Überwachung über alle 
Personen innerhalb des Wohnbe-
zirks zu übernehmen. Die Juden-
verfolgungen setzten nicht erst 
während des Krieges, sondern 
schon Jahre vorher ein. So stell-
ten sich vor den Läden der Juden 
Angehörige der SA auf und for-
derten jeden, der den Laden be-
treten wollte auf, dieses nicht zu 
tun, weil es sich um einen jüdi-
schen Inhaber handelte. An den 
Scheiben wurde ‚Jude‘ geschrie-
ben, später die Scheiben einge-
schlagen, die Läden geplündert 
und die Inhaber rausgesetzt und 
alte verdiente Pg‘s  reingesetzt. 
Alles dieses spielte sich in der 
Öffentlichkeit ab. Es war auch 
jedem bekannt, dass die Juden 
abgeholt, zu Transporten zusam-
mengestellt und abtransportiert 
wurden, die Möbel und andere 
Sachen öffentlich verkauft oder 
von der Partei übernommen. Das 
politische Korps der Partei hatte 
die Aufgabe, anhand der von ih-
nen aufgestellten Listen die Ju-
den zur Meldung zu bringen. Die 
ganze Judenaktion war eine rei-
ne Angelegenheit der Partei und 
von ihrem politischen Korps und 
ihren Gliederungen. Jeder, der 

„Davon, daß die Juden 
nach dem Osten deportiert 
und ausgerottet wurden, 
habe ich überhaupt keine 

Kenntnis gehabt.“
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eine Zeitung gelesen hat, konnte 
aus dieser den Propagandafeld-
zug gegen die Juden lesen. Auch 
waren an vielen Stellen auf der 
Straße Zeitungsanschläge des 
‚Stürmer‘ angebracht. Allgemein 
war bekannt, dass die Gefange-
nen und Fremdarbeiter schlecht 
behandelt wurden. Dieses traf 
zur Hauptsache in den Städten 
zu. Täglich konnte man beob-
achten, wie diese Menschen die 
Ascheimer nach etwas Essbarem 
durchsuchten. Es wurde auch 
oft beobachtet, dass diese von 
Partei- oder Gliederungsange-
hörigen – wenn sie sie hierbei 
erwischten – geschlagen wur-
den. Der Verkehr zwischen Ge-
fangenen, Fremdarbeitern und 
Deutschen war streng untersagt. 
Bei Zuwiderhandlungen wurden 
beide Teile bestraft. Auch hier-
über konnte man in den Zeitun-
gen lesen.“ 

Und Schuhmachermeister Fer-
dinand Legin, KPD-Mitglied seit 
1919, hatte zu Protokoll gege-
ben: „Allgemein wurde in unse-

rem Wohngebiet davon gespro-
chen, dass von der Partei Läger 
eingerichtet wurden, in die man 
die politisch Verfolgten unter-
brachte. (…) Unter der Bevölke-
rung bemerkt man allgemein bei 
Unterhaltungen antinazistischer 
Art eine große Furcht, denn je-
der wusste, wenn ihre Äußerun-
gen bekannt würden, wurden sie 
abgeholt und ins KZ gebracht. 
Die Behandlung im KZ war in 
unseren Kreisen bekannt und aus 
der allgemeinen Bevölkerung 
hörte man, dass die, die entlas-
sen wurden, zur Verschwiegen-
heit verpflichtet waren. Und 
doch erhielten weite Kreise von 
verschiedenen Begebenheiten 
Kenntnis.“ 

Entlassung aus
Internierungshaft

Hinrich von der Lieth konn-
ten keine persönlich begangenen 
Verbrechen vorgehalten oder 
nachgewiesen werden. Staatsan-
walt Hollburg hielt von der Lieth 
die ermittelten Aussagen vor und 

argumentierte: „Als Kreisamts-
leiter gehört der Beschuldigte als 
Mitglied zu einer verbrecheri-
schen Organisation im Sinne des 
Nürnberger Urteils. Er gibt zu, 
die grundsätzliche Einstellung 
der NSDAP zur Judenfrage, die 
Ausschreitungen vom November 
1938 und das Bestehen der KZ 
gekannt zu haben. Er bestreitet 
aber, gewusst zu haben, dass das 
politische Führerkorps zu Hand-
lungen eingesetzt wurde, die im 
Nürnberger Urteil für verbreche-
risch erklärt worden sind.“ 

Der Staatsanwalt nahm auch 
auf, was das Polizeikriminal-
amt über den Kenntnisstand der 
Bevölkerung ermittelt hatte und 
folgerte: „Diese Dinge, von de-
nen ganz Hamburg sprach, müs-
sen auch dem Beschuldigten 
bekannt gewesen sein. Er musste 
insbesondere als Parteimitglied 
von 1930 und als Amtsträger die 
im Nürnberger Urteil angeführ-
te Rede Adolf Hitlers über die 
Vernichtung des europäischen 
Judentums als Folge eines Krie-

Hat bei von der Lieth 1948 "die allergrößten Bedenken gegen eine Wiedereinstellung in den hamburgischen 
Schuldienst": Karl Hoffmann, Personalreferent der Schulbehörde
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ges gehört oder gelesen habe. 
Bei der ganzen Art, in der die 
Judenverfolgungen stattfanden, 
musste er sich darüber im klaren 
sein, dass die abtransportierten 
Juden einem ungewissen und 
grausamen Schicksal entgegen-
gingen. Die Mitwirkung des 
politischen Führerkorps bei der 
Schaffung und propagandisti-
schen Deckung des Systems der 
KZ-Lager, der Durchführung der 
Judenaktionen und des Zwangs-
arbeiterprogramms sind ihm bei 
seiner Tätigkeit als Kreisamts-
leiter und bei seiner langjährigen 
Parteimitgliedschaft ebenfalls 
bekannt gewesen.“   

Staatsanwalt Hollburg kommt 
zu dem Schluss: „Mit Rücksicht 
darauf, dass der Beschuldig-
te nur bis zum Mai 1940 und 
später vom Juni 1942 bis zum 
31.1.1943 sein Parteiamt ausge-
übt hat, seine persönliche Mit-
wirkung bei verbrecherischen 
Handlungen nicht vorliegt und 
dass der Beschuldigte nach dem 
Polizeibericht in seinem ehema-
ligen Wohngebiet politisch nicht 
aufgefallen ist, ist eine Geldstra-
fe von 3000 Reichsmark, ver-
büßt durch die Internierungshaft, 
eine angemessene Sühne.“ 

Das Spruchgericht entschied 
eine Woche später in diesem 
Sinne. Von der Lieth wurde in 
Eselheide freigelassen und erhob 
dort noch Einspruch gegen den 
Bescheid. Er zog jedoch  den 
Altonaer Rechtsanwalt Fried-
rich Koch hinzu, der dann am 
25.5.1948 den Einspruch für ihn 
zurückzog.

Entnazifizierung
Der Traum von einer Karriere 

im Bildungswesen in den be-
setzten Ostgebieten nach dem 
„Endsieg“ war schon in russi-
scher Kriegsgefangenschaft und 
in Eselheide ausgeträumt. Nach 
der Entlassung aus dem Inter-
nierungslager musste sich von 
der Lieth, durch das Bielefelder 
Spruchgericht in Kategorie III 
eingestuft, noch einem Entnazi-
fizierungsverfahren stellen. 

Seine Frau und die drei Kin-
der lebten in Hamburg-Fuhls-
büttel. Er wusste aber, dass er 
und sein exponiertes Wirken in 
Hamburg sattsam bekannt wa-
ren und ging, wie viele andere 
auch, zurück in das Heimatdorf, 
wo Verwandte und ehemalige 
Freunde lebten. Sein Rechtsan-
walt Hans Radischat schreibt in 
einem Schriftsatz später: „Nach 
seiner Entlassung aus der Inter-
nierung war sein Gesundheitszu-
stand schlecht. Er ging deshalb 
in seine Heimat nach Schleswig 
zurück. In Schleswig erhielt er 
vom Arbeitsamt die Aufforde-
rung, als Landarbeiter tätig zu 
sein. Er wurde in Hollingstedt 
bei Schleswig eingesetzt.“ 

Hollingstedt war der Ort, in 

dem von der Lieth als Schüler 
die einklassige Volksschule be-
sucht hatte. Dort bekam er jetzt 
Leumundszeugnisse, ließ sich 
entnazifizieren und  wurde am 
16.8.1948 in Kategorie IV einge-
stuft mit dem Vermerk: „L. kann 
nur als Lehrer und nicht in lei-
tender Stellung mit einer Beför-
derungssperre von fünf Jahren 
eingestellt werden.“ 

Hinrich von der Lieth war da-
mit nicht erfolgreich. Hamburg 
und Schleswig-Holstein tausch-
ten im Zuständigkeitsgerangel 
Noten aus. Gesetzlich war vorge-
schrieben, dass man dort entna-
zifiziert werden musste, wo man 
bis 1945 gelebt hatte. Von der 
Lieth beschäftigte zwei Rechts-
anwaltssozietäten nacheinander. 
1949 mündete es in einem Ver-
waltungsgerichtsverfahren, das 
ausgesetzt wurde, um auf eine 
Bundesentscheidung zu warten. 
Von der Lieths Einspruch dage-

gen wurde am 27.6.1949 zurück-
gewiesen. 

Die Vermerke von Personal-
referent Karl Hoffmann in der 
Hamburger Schulbehörde und 
des Fachausschuss für die Entna-
zifizierung waren so eindeutig, 
dass von der Lieth in Hamburg 
keine berufliche Perspektive im 
Schuldienst erwarten konnte. 
Hoffmann stellte  am 6.10.1948 
fest: 

„Herr von der Lieth ist am 
8.12.1947 aus der Internierung 
entlassen, hat sich am 21.2.1948 
auf der Schulbehörde gemeldet 
und am 23.2.1948 einen Er-
satzfragebogen abgegeben. Der 
Aufforderung der Schulbehör-
de, den vierseitigen Fragebogen 
einzureichen, ist er nicht nach-
gekommen. Er hat seitdem der 
Schulbehörde keine Nachricht 
mehr zukommen lassen. Jetzt 
reicht von der Lieth eine Spruch-
entscheidung aus Schleswig ein, 
nach der er in die Kategorie IV 
eingestuft worden ist und will 
hier angestellt werden.

Herr von der Lieth ist nicht 
entlassen worden. Es erhebt sich 
aber die Frage, ob er nicht hätte 
entlassen werden können, weil 
er sich hier trotz Aufforderung 
nicht wieder gemeldet hat. Herr 
von der Lieth ist so schwer be-
lastet, dass die allergrößten Be-
denken gegen eine Wiederein-
stellung in den hamburgischen 
Schuldienst bestehen.

Die Anordnung, sich an sei-
nem Wohnort entnazifizieren zu 
lassen, wirkt sich hier, wie in 
anderen Fällen, ungünstig aus. 
Sie wird von stark belasteten 
Personen benutzt, um sich ei-
ner wirklichen Untersuchung an 
dem Ort ihrer früheren Tätigkeit 
zu entziehen. Die Zeugen wer-
den durch Leumundszeugnisse, 
die der Antragsteller selbst be-
schafft, ersetzt. Die Spruchkam-
mer müsste angewiesen werden, 
keine Entscheidung zu fällen, 
ohne eine entsprechende Stelle 
des Heimatortes gehört zu ha-
ben.“ 

  

„Diesen Mann heute 
wieder in den Schuldienst 

hineinzustellen würde 
einen Hohn auf die 

Entnazifizierung bedeuten.“ 
(F. W. Licht)
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Fachausschuss gegen
Wiedereinstellung

Der Fachausschuss für die 
Entnazifizierung urteilte durch 
seinen Sprecher Friedrich Wil-
helm Licht eindeutig:

 „Von der Lieth ist in der gan-
zen Hamburger Lehrerschaft als 
Naziaktivist der Zeit vor 1933 
bekannt. In der ersten Zeit der 
nationalsozialistischen Machter-
greifung und vor dieser war von 
der Lieth der Führer des Ham-
burger NS-Lehrerbundes. Unter 
seiner Leitung fand die erste 
Großkundgebung der Hambur-
ger Lehrerschaft statt, in der die 
neuen politischen Machthaber in 
Hamburg zur Lehrerschaft spra-
chen. Lediglich aus der Tatsache, 
dass von der Lieth bei seiner no-
torischen Unfähigkeit und Un-
geschicklichkeit von den Nazis 
nicht groß herausgestellt werden 
konnte, ist es zu erklären, dass 
dieser Mann nicht eine ganz 
hohe leitende Stellung im ham-
burgischen Schulwesen erhalten 
hat. Immerhin haben die maßge-
benden Nazikreise immer wie-
der versucht, ihn in gehobenen 
Stellungen unterzubringen, die 
er allerdings wiederholt wech-
seln musste, weil überall seine 
Unfähigkeit schnell zu Tage 
trat. Er ist nicht nur als Naziak-
tivist sondern zugleich auch als 

Nutznießer des Nazisystems zu 
bezeichnen. Diesen Mann heute 
wieder in den Schuldienst hin-
einzustellen würde einen Hohn 
auf die Entnazifizierung bedeu-
ten und eine Flut dann allerdings 
berechtigter Anträge auf Revi-
sion früherer Entscheidung in 
anderen Fällen nach sich ziehen. 
Der Fachausschuss hält daher 
von der Lieth als Lehrer für völ-
lig untragbar und beschließt: Von 
der Lieth ist aus dem Hamburger 
Schuldienst zu entlassen, seine 
Wiederverwendung als Lehrer 
kommt nicht in Frage. Er wird in 
Kategorie III eingestuft.“ 

Neubeschäftigung als
Lehrer mit Privatvertrag

Am 21.9.1950 fragte von 
der Lieths Rechtsanwalt Alf-
red Heynen beim Rechtsamt in 
Hamburg an, ob Hamburg es 
akzeptieren würde, wenn von 
der Lieth einen „Privatvertrag 
mit der dänischen Schulvereini-
gung abschließen würde.“ Und 
am 23.6.1951 vermerkte die 
Personalabteilung der Hambur-
ger Schulbehörde, dass von der 
Lieth in Schleswig-Holstein „im 
Schulamt Ratzeburg“ wieder als 
Lehrer tätig sei. 

Während die Juristen strit-
ten, ließ sich Charlotte von der 
Lieth im März 1950 scheiden. 

Nachdem Hinrich von der Lieth 
„plötzlich und unerwartet am 
26.10.1951 ... durch Herzschlag“ 
starb, bemühte sich Charlotte von 
der Lieth um die Gewährung von 
Waisengeld für ihre drei Kinder. 
In ihrem Entnazifizierungsfra-
gebogen vom 12.3.1952 ist, wie 
bei vielen anderen Frauen von 
Nazi-Aktivisten auch, vermerkt, 
dass sie niemals überhaupt einer 
nationalsozialistischen Organi-
sation angehört habe. 

Am 8.1.1952 wurde in der 
Schulbehörde entschieden, den 
Kindern von der Lieths das Wai-
sengeld eines Volksschullehrers 
zu zahlen.

Bei aller Unzuverlässigkeit 
Hinrich von der Lieths ist es be-
merkenswert, dass in der Trau-
eranzeige nach seinem Tod im 
Hamburger Abendblatt, in der 
seine drei Kinder, sein Bruder 
und seine Schwester ihn betrau-
ern, vermerkt wird: „Sein Leben 
galt nur seinen Kindern. Unser 
Vater starb zu früh.“ 

HANS-PETER DE LORENT

Aus Gründen der besseren
Lesbarkeit wurde auf Fußnoten

und Anmerkungen verzichtet.
Sie können beim Autor angefragt

werden: hpdelorent@aol.de

Friedrich Wilhelm Licht
Als aktiver Gewerkschafter bei der Entnazifizierung

Friedrich Wilhelm Licht 
(1883-1968) war nach dem 
Krieg Vorsitzender des Fach-
ausschusses für die Entnazifi-
zierung im Volksschulbereich. 
Die britische Militärregierung 
hatte ihn als Nazigegner dazu 
ernannt. 

Licht war vor und nach 
dem Naziregime lange Zeit 
im Vorstand der Gesellschaft 
der Freunde, zum Teil als 2. 

Vorsitzender. Nach dem Krieg 
erreichte er bei der Besatzungs-
macht die Neuzulassung der 
HLZ und diente für sie jahre-
lang als „Herausgeber und Li-
zenzgeber“.

Als gewählter Schulleiter 
war Licht 1933 von den Nazis 
abgesetzt worden. Er blieb als 
Lehrer in der Schule und arbei-
tete nach dem Krieg erneut als 
Schulleiter bis zu seiner Pen-
sionierung.

MH
Friedrich Wilhelm Licht:
Lieths „Wiederverwendung als Lehrer kommt nicht in Frage“ 
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DIONSEQUODIT

Viele Artikel sind mir 
zu tendenziös.

Sie liegt wesentlich länger in 
meinem Haushalt griffbereit 
als andere Printmedien.

Die hlz ist inhaltlich gut aus-
gerichtet und verbindet mich 
mit meiner Gewerkschaft. Sie 
ist mir wichtig!

Mir gefällt, dass die hlz nicht 
auf schick und bunt und leicht 
zu konsumieren getrimmt ist. 

Das Erscheinungsbild ist eine 
Vollkatastrophe und ich 
schäme mich, dieses Heft 
trotz aller guten Artikel 
jemandem in die Hand zu 
drücken.

Weniger Geschichtsdebatte! 
Das ist nur Egotrip der ein-
schlägigen Autoren.

Ich mag den Humor

Mir fehlen gute Berichte aus 
den Kitas, die eine hervorra-
gende Bildungsarbeit machen. 
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Wir danken allen Kolleg_innen, die sich an der Umfrage beteiligt haben! Die Kommentare 
bilden nur eine kleine Auswahl der Stellungnahmen und sind somit nicht repräsentativ.
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HLZ-UMFRAGE

Wunsch und Wirklichkeit
Wie wirkt die hlz auf unsere Leser_innen und was wünschen
sie sich von einer Gewerkschaftszeitschrift? Antworten liefern 
die Ergebnisse unserer Umfrage aus dem vergangenen Jahr 

Das letzte Mal startete die hlz 
vor 15 Jahren eine breit angeleg-
te Umfrage, um sich ein Stim-
mungsbild über das Verhältnis 
der Mitglieder zu ihrer Mitglie-
derzeitschrift zu verschaffen. 
Die Umfrage stieß damals auf 
große Resonanz. Viel Feedback 
also, um die Weiterarbeit in der 
Redaktion den Kritiken der Mit-
glieder anzupassen.

Ernüchternder fällt die Betei-
ligung bei der aktuellen Umfrage 
aus. Dennoch liefert auch diese 
Erkenntnisse, aus denen die neue 
Redaktion Schlüsse ziehen kann. 
Anders als bei der letzten findet 
die aktuelle Umfrage unmittel-
bar vor dem Start der neuen Re-
daktion statt.

Auffällig waren die Themen 
Alter und Funktionsbereich, die 
Bewertung von Inhalt und Lay-
out sowie die Frage „digitale vs. 
analoge“ Zukunft der Zeitschrift. 
Die Umfrage war gegliedert in 
die Bereiche Sozialstatistik, Le-
segewohnheiten, Inhalt, Layout 
und Auftreten der hlz im Inter-
net. Zum letzten Aspekt gab es 
das eindeutigste Ergebnis der 
Umfrage: 3/4 der Teilnehmen-
den benutzen die Online-Ausga-
be der hlz überhaupt nicht. Die 
restlichen 25 Prozent benutzen 
sie allenfalls, um nach einem 
Artikel zu suchen. Keine Person 
liest ausschließlich die Online-
Ausgabe. Bestätigt wird die 
Tendenz bei der Frage, was den 
Teilnehmenden beim Online-
Auftritt wichtig sei: 63 Prozent 
beantworteten die Frage mit „ich 
lese nur die Printausgabe“. Für 
eine Teilnahme der hlz in sozi-
alen Netzwerken stimmten le-
diglich acht Prozent. Im Bereich 
Lesegewohnheiten bewerteten 

die Teilnehmenden folgerichtig, 
dass die hlz wichtiger sei als 
GEW-Informationsquellen auf 
Social Media. Darüber hinaus 
sei sie wichtiger als die Bundes-
zeitschrift E+W, dafür weniger 
wichtig als persönliche Kontakte 
innerhalb der GEW-Informati-
onsquellen. 

Die beste Bewertung erhält 
die hlz im Abschnitt „Inhalt“. 
Besonders beliebt sind hier die 
Artikel über pädagogische The-
men, aktuelle politische Themen 
sowie Erfahrungsberichte. We-
niger beliebt sind Rezensionen 
und das Editorial. Die Teilneh-
menden lobten besonders die 
Aktualität und informative Art 
der Zeitschrift, sowie die Be-
rücksichtigung von Berufs- und 
Fachgruppen.

Durchwachsener ist die Bi-
lanz bei dem Erscheinungsbil-
des der hlz. Auch wenn hier an 
erster Stelle die Titelbilder sowie 
Übersichtlichkeit der Zeitschrift 
als gut bewertet ausfallen, fällt 
die Gesamtbewertung alles in al-
lem schlechter aus. Übereinstim-
mung herrscht jedoch deutlich 
beim Format der Zeitschrift: Den 
meisten gefällt das Alleinstel-
lungsmerkmal besonders oder 
überwiegend gut. 

Wie bei allen Umfragen bleibt 
die Frage der Repräsentativität 
zu berücksichtigen. Für die bis-
herigen Aussagen wurden ledig-
lich prozentuale Angaben oder 
Durchschnittswerte verwendet. 
Dies gilt insbesondere vor dem 
Hintergrund der, gemessen an 
der Gesamtleser_innenschaft, 
geringen Datenmenge. Dennoch 
ist die Interpretation der sozial-
statistischen Merkmale mit Blick 
auf die bisherigen Erkenntnisse 

ein spannendes Untersuchungs-
feld. 

Die Anzahl der Teilnehmen-
den ist in den sechs Alterskate-
gorien äußerst ungleich verteilt. 
In der jüngsten Kategorie gibt 
es keine Teilnehmenden, in der 
zweiten und dritten nur wenige, 
die größte Altersklasse ist die 
„über 65“ und der größte Funkti-
onsbereich „im Ruhestand“. 

Insbesondere hinsichtlich der 
Frage des zukünftigen Internet-
auftritts der hlz oder noch gene-
reller gesagt: der kommunikati-
ven Gestaltung der hlz mag sich 
hier ein Spannungsfeld zwischen 
unterschiedlichen Interessen-
gruppen offenbaren. Einerseits 
ist es die rege Beteiligung der 
oben genannten Interessengrup-
pe „über 65“, die sich womög-
lich primär für einen analogen 
Kommunikationsweg ausspricht. 
Auf der anderen Seite steht die 
verschwindend geringe Zahl in 
der jungen und jüngsten Alters-
kategorie dieser Umfrage – eine 
nicht zu vernachlässigende Inte-
ressengruppe für die Zukunft der 
hlz, die eventuell über eine ande-
re Kommunikation zu erreichen 
ist. So gesehen kennzeichnet die 
Umfrage einen Interessenkon-
flikt: Die mangelnde Teilnahme 
von jungen Menschen in der hlz 
ist ein Faktor, den es zu stärken 
gilt, während gleichzeitig die In-
teressen der Langzeit-Bezieher_
innen gewahrt werden sollten 
(95,5 Prozent der Teilnehmen-
den in dieser Umfrage beziehen 
die hlz länger als 2 Jahre). 

JASON TSIAKAS
Redaktionsassistent
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KANDIDATUR

Erinnerung an eine Zukunft 
Eine neue Redaktion stellt sich zur Wahl

Die hlz zeichnet aus, dass sie 
eine Mitgliederzeitschrift ist, die 
diesen Namen auch verdient: 
Ist sie doch nicht einfach eine 
Zeitschrift für Mitglieder, son-
dern wesentlich eine Zeitschrift 
von Mitgliedern. Als solche ist 
die hlz etwas anderes als ein 
gewerkschaftliches ›Verlautba-
rungsorgan‹ und mehr als ein 
reines Informationsmedium: Sie 
eröffnet Debattenräume und er-
möglicht Auseinandersetzungen, 
an denen sich alle Leser_innen 
beteiligen können und auch be-
teiligen sollen. 

Die hlz ist darauf ausgelegt, 
dass sie die vielfältigen Bereiche 
oder Felder der Gewerkschaft 
nicht nur abbildet, sondern ihnen 
die Öffentlichkeit bietet, um aus 
der alltäglichen Vereinzelung 
herauszutreten. Beispielsweise 
ist es ja oft so, dass Lehrer_in-
nen nicht immer Einblick haben, 
welche Kämpfe gerade von den 

Physiotherapeut_innen oder den 
Erzieher_innen in den Kitas aus-
gefochten werden. Diese wieder-
um sind vielleicht nicht im Bilde 
über die Problemlage in der Er-
wachsenenbildung oder an den 
Hochschulen.

Unserer Ansicht nach ist die 
bisherige hlz-Redaktion der 
Einbindung all dieser Bereiche 
gewissenhaft nachgekommen 
– in einer Weise, welche die 
unterschiedlichen Lebens- und 
Beschäftigungssituationen, die 
im Alltagstrott oft vergessen 
werden, anerkennt und sichtbar 
macht. Dabei blieb stets der An-
spruch deutlich, diese vielfälti-
gen Auseinandersetzungen zu 
einem Kampf zu verbinden. 

Das Alte als Anspruch
und Aufgabe

Die aktuelle Redaktion hat 
durch langjährige, mit Leiden-
schaft und Ausdauer betriebene 

ehrenamtliche Arbeit die ge-
sellschaftskritischen Themen 
zeitgemäß gehalten und die ge-
werkschaftlichen Auseinander-
setzungen begleitet, war ein Me-
gaphon für den schulischen oder 
universitären Streit, für die Aus-
einandersetzungen in der Sozia-
len Arbeit oder der Jugendhilfe. 
Dabei hat sie auch den Konflikt 
nicht gescheut und streitbaren 
Positionen einen Raum gege-
ben, um Debatten anzustoßen 
und Leser_innen zur Beteiligung 
anzuregen – ohne jedoch Kom-
promisse in ihrer politischen 
Ausrichtung einzugehen: Die 
Redaktionslinie, eine emanzipa-
torische Praxis voranzubringen, 
welche sich klar gegen rassisti-
sche, antisemitische, sexistische 
oder homophobe Diskriminie-
rung wendet, aber auch die klas-
senpolitische Dimension dieser 
Felder nicht vergisst, wurde 
nicht verwischt. Gegen die Pra-
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xis rechtskonservativer oder fa-
schistoider Strömungen hat die 
hlz-Redaktion stets klare Kante 
gezeigt. 

Das ist das Bild vom Anspruch 
und der Ausrichtung der hlz, wie 
es uns – Antje Géra, Mark Lü-
ckhof und Sebastian Schreull 
– als langjährigen Leser_innen 
vor Augen steht. Es ist dieser 
Anspruch, der uns bewogen hat, 
für die Redaktionsnachfolge zu 
kandidieren, wie es diese Aus-
richtung ist, die wir weiterführen 
wollen. Wir sind in Betriebs-
gruppen, aber auch der ehren-
amtlichen politischen Bildung 
engagiert und bringen Erfahrun-
gen aus den Bereichen der Stadt-
teilschule, des Gymnasiums 
wie auch der Erwachsenen- und 
Hochschulbildung ein. Wir ha-
ben die Mühen der Ebene durch-
laufen und kennen die Schwie-
rigkeiten, sich trotz steigender 
Arbeitsbelastung, Kindererzie-
hung oder Sorgetätigkeiten ge-
werkschaftlich zu engagieren. 
Wir kennen auch die Belastun-
gen aus eigener Erfahrung, wie 
sie aus prekären Lebensverhält-
nissen erwachsen und wissen um 
die zusätzlichen Anstrengungen, 
die ein politisches Engagement 
in solchen Situationen erfordert. 

Das Neue als
Bereicherung und Prozess

Aus diesen Erfahrungen re-
sultiert für uns zweierlei: Zum 

einen möchten wir eine Redakti-
on aufbauen, die möglichst viele 
Bereiche der GEW abdeckt – wir 
wünschen uns noch Zuwachs 
durch weitere Mitstreiter_innen! 

Auch die bisherigen engagier-
ten Wegbegleiter_innen der hlz 
wollen wir weiterhin einbezie-
hen: Wir planen die Gründung 
eines Freund_innenkreises der 
hlz, der uns mit Texten und Ideen 
unterstützen kann, aber nicht den 
zeitlichen Aufwand der Redakti-
onstreffen teilen muss. 

Denn dass wir nun nur zu 
dritt – und nicht, wie von uns 
gewünscht, in einer mindestens 
fünfköpfigen Konstellation – 
antreten hat auch den Grund, 
dass uns auf unserer Suche nach 
weiteren Redaktionsmitgliedern 
durchgängig Folgendes signa-
lisiert wurde: „Ja, eine solche 
Mitarbeit ist durchaus sehr reiz-
voll, aber woher die Zeit und 
Kraft dafür nehmen!” Die Er-
schöpfung vieler Kolleg_innen 
infolge der langjährig betrie-
benen arbeitsorganisatorischen 
Intensivierungen und Mehrfach-
belastungen wurde durch das in 
vielen Hinsichten rücksichtslose 
Pandemiemanagement noch ver-
stärkt. 

Daraus ergibt sich für uns ein 
zweiter, inhaltlicher Punkt einer 
zukünftigen Redaktionsarbeit: 
Die von der hlz-Redaktion zu-
letzt angestoßene Diskussion um 
Arbeitszeit(-kämpfe) muss fort-

geführt werden. Im Zusammen-
hang damit müssen gerade die 
Auswirkungen der Pandemie-
Politik weiterhin aufgearbeitet 
werden, mit Fokus auf all die 
anstehenden bildungspolitischen 
Auseinandersetzungen, die zu-
dem nicht unabhängig von den 
Kämpfen der Care-Arbeitsberei-
che zu betrachten sind. 

Wir haben Lust, etwas zu ver-
ändern und wollen hier und da 
natürlich auch Neues in die hlz 
hineinlassen – dass wir einer 
jüngeren Generation angehören, 
soll ja seinen Ausdruck finden 
können. Aber wir wollen auch 
das von der bisherigen Redak-
tion Geleistete bewahren und 
mitnehmen: Wir wollen eine de-
mokratische und streitbare Re-
daktionslinie, den unterschied-
lichen Positionen innerhalb 
unserer Gewerkschaft Raum 
geben und damit auch den mit 
ihren Kämpfen verbundenen Mi-
lieus die Möglichkeit einräumen, 
ihre Sicht auf die Verhältnisse 
zu schildern und sich in die De-
batten einzubringen – ob nun in 
politischen, künstlerischen oder 
gestalterischen Beitragsformen. 

Wir bitten um eure Stimme 
auf dem Gewerkschaftstag, um 
schnellstmöglich die neue Re-
daktion bilden und uns einarbei-
ten zu können. 

ANTJE GÉRA,
MARK LÜCKHOF und

SEBASTIAN SCHREULL

Hamburger Gewerkschaftstag am 25. April 2022
Wahlaufsatz: Kandidat_innen (Stand: 04.04.2022)

1. Kassenverwalter/in Jens Kastner
(Antrag Verlängerung der Amtszeit um ein Jahr)

3 Beisitzer/innen Michael Kessel
(Landesvorstand der GEW Hamburg)    (bisherige Amtsinhaberin kandidiert nicht mehr)

Carsten Arnheim (Wiederwahl)

Alexander King (Wiederwahl)

hlz-Redaktion Antje Géra, Sebastian Schreull, Mark Lückhof
(bisherige Redaktion kandidiert nicht mehr)
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AFGHANISTAN

Kein hoffnungsloser Fall – 
aber ein Chaos ohne gleichen
Die Taliban zeigen sich in Sachen Mädchenbildung uneins – noch

Hätte ich meinen dritten Be-
richt für die HLZ noch ein paar 
Tage vor Ende März geschrie-
ben, würde er über die Situation 
in Andkhoi ganz anders erzäh-
len, als ihr hier lesen könnt. In 
Afghanistan aber ändern sich 
Dinge unvorhergesehen, chao-
tisch und oft ohne Sinn und Ver-
stand, seit die Taliban die Macht 
übernommen haben. Betroffen 
sind diesmal auch unsere Projek-
te in Andkhoi:

Im März 2022 gingen alle 
Mädchen und Jungen in Andkhoi 
ganz normal zur Schule und un-
ser Ausbildungszentrum war 
sehr gut besucht. Das Schulhalb-
jahr, das traditionell in diesem 
„heißen Gebiet“ im September 
nach den Sommerferien beginnt, 
ging mit vielen Tests und Zerti-
fikaten zu Ende und die zweite 
Hälfte lief an. In Kabul und in 
allen „kalten Gebieten“ beginnt 
das Schuljahr traditionell mit 

Nauros, dem Neujahrsfesttag. 
Dort durften die Mädchen seit 
der Machtübernahme nur bis zur 
6.Klasse zur Schule gehen. Die 
Taliban-Regierung hatte verkün-
det, dass am 24.3. nun endlich 
alle Mädchen und Jungen bis zur 
12. Klasse zur Schule gehen soll-
ten. Der Kampf zwischen den 
verschiedenen Fraktionen inner-
halb der Taliban war aber offen-
sichtlich noch in vollem Gange. 
Am 23. 3. setzten sich plötzlich 
wieder einmal die Hardliner, 
die berüchtigte Haqani-Gruppe, 
durch: Die Mädchen ab Klasse 
7 dürften doch noch nicht zur 
Schule. Begründung: Über die 
Schulkleidung für sie sei noch 
nicht entschieden. Vor den Schu-
len spielten sich erschütternde 
Szenen ab. Wut und Verzweif-
lung – auch bei vielen Eltern. 
Bis zum heutigen Tag konnte of-
fensichtlich noch keine Uniform 
gefunden werden, was ein jun-

ges Mädchen im afghanischen 
Rundfunk kommentierte: „Egal 
in welcher Uniform, wir würden 
auch mit einem riesigen Tuch 
umhüllt kommen – Hauptsache 
wir können lernen!“

Nur wenige Tage später ent-
schieden die Taliban-Regierun-
gen in Maimana, der Hauptstadt 
Faryabs und kurz darauf dann 
auch in Andkhoi ohne schrift-
liche Anweisung, also im „vo-
rauseilenden Gehorsam“, allen 
Mädchen ab Klasse 7 den Schul-
besuch erstmal zu verweigern – 
mitten im Schuljahr. Die Angst 
vor den brutalen Vertretern des 
„Ministeriums für Tugend und 
Laster“, das von der Haqani-
Gruppe geführt wird, ist gewal-
tig. Jetzt stehen die örtlichen Re-
gierungen, die z.B. in Andkhoi 
eigentlich für den Zugang aller 
Mädchen zur Bildung waren, vor 
einem Dilemma. Dorfälteste ma-
chen Druck, auch einige Mullahs 

Der 8. März: Der internationale Frauentag wird im Frauenzentrum Andkhoi gefeiert
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und die Elternschaft sowieso. Im 
Distrikt Khancharbagh fordert 
der Schulrat, die Entscheidung 
sofort zurückzunehmen. In sei-
nem Distrikt gilt sie nicht. Auch 
in anderen Provinzen im Norden 
gehen die älteren Mädchen zur 
Schule. Um den Druck weiter 
zu erhöhen, haben wir nun unser 
Ausbildungszentrum auch für 
die Jungen geschlossen. Alle drei 
Frauenzentren sind ebenfalls ge-
schlossen, nur die Leiterinnen 
der Kurse treffen sich. Wenn die 
örtliche Regierung nicht bald die 
Entscheidung rückgängig macht, 
werden wir ihnen andeuten, un-
sere Projekte so nicht weiter-
zuführen. Das würde die ganze 
Region schwer treffen, da viele 
Arbeitsplätze und auch die Not-
fallhilfen wegfallen würden und 
die Bildung einen großen Rück-
schlag erleben würde.

Auf den Bildern aus Andkhoi 
könnt ihr sehen, dass im März 
noch alle Projekte sehr gut lie-
fen. Am 8.März feierten die 
Frauen in den Frauenzentren 
den internationalen Frauentag 
mit einem großen Fest. Auch 
Nauros wurde dort gefeiert. 
Große Versammlungen gab es 
im Ausbildungszentrum: Die 
Verleihung der Zertifikate für 

die erfolgreiche Teilnahme an 
verschiedenen Kursen wurde mit 
Vorträgen, Rollenspielen und 
Liedern begleitet. Die an den 
meisten Schulen gegründeten 
Ökologiegruppen waren sehr ak-
tiv beim Pflanzen neuer Setzlin-
ge. 1000 heimische Bäumchen, 
darunter viele Obstbäume, wur-
den in einem großen Andkhoier 
Gartenbetrieb gekauft und an 
57 Schulen in den vier Bezir-
ken gepflanzt. Das ist seit vie-
len Jahren in ganz Afghanistan 
eine schöne Tradition vor dem 
Frühlingsbeginn an Nauros. Eine 
zweite große Nothilfeaktion mit 
Nahrungsmitteln für über 400 
Familien wurde sehr dankbar an-
genommen.

Anders als in Andkhoi sieht es 
in Mazar-e-Sharif aus. Da alle 
Mädchen und Jungen dort trotz 
der Machtübernahme der Tali-
ban 2021 weiter zur Schule ge-
hen, begannen sie nach den Win-
terferien am 24.3.2022 das neue 
Schuljahr – wie gewohnt. Unse-
re Projekte laufen dort ungestört 
weiter. In die von uns angebo-
tenen Englisch- und Computer-
kurse gingen die Schüler_innen 
auch während der Ferien. Selbst 
die Anordnung, dass Fortbil-
dungsseminare für Lehrer_in-

nen, Schulleitungen oder SDCs 
(School-Development-Councils) 
getrennt nach Geschlechtern 
stattfinden sollten, wurden von 
der Schulbehörde nach kurzer 
Prüfung als nicht erforderlich 
bezeichnet. So können sie in den 
Schulen oder unserem Büro pro-
blemlos stattfinden. Die großen 
Schulen mit bis zu 4000 Schü-
ler_innen sind sehr froh über das 
inzwischen gebildete Netzwerk 
der teilnehmenden Schulen. Vie-
le kulturelle Aktionen wurden 
ins Leben gerufen: Wettbewerbe 
mit anderen Schulen im Bereich 
Sport, z.B. Volley- oder Fußball 
oder auch ein Schachturnier für 
Mädchen und Jungen. Ökolo-
giegruppen pflanzten auch hier 
viele Bäumchen. Graffitis an 
Schulwänden rufen zu größeren 
Anstrengungen im Kampf gegen 
den Klimawandel und im Bil-
dungsbereich auf.

Die kleine Lagerschule nahe 
Mazar-e-Sharif wird weitere 
Lehrer_innen bekommen, da sie 
nun auch zwei vierte Klassen 
führen darf. Für einen Zusatzbau 
benötigen wir allerdings noch 
Spenden. In einem anderen La-
ger in der Nähe wird von unse-
rem dortigen OASE-Team eine 
Nothilfe mit Lebensmitteln ge-

Pflanzaktion an einer Mädchenschule
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plant – die Versorgung ist zurzeit 
katastrophal!

Unser Verein Afghanistan-
Schulen hofft natürlich, dass 
schon bald alle Mädchen im 
ganzen Land wieder zur Schule 
gehen können. Die Verzweiflung 
ist bei ihnen und ihren Eltern und 
Lehrer_innen gewaltig; und auch 
die Verzweiflung all der Frauen 
und Männer, die durch die Tali-
banregierung ihre Arbeit als An-
gestellte, Richter, Rechtsanwälte 
oder Journalisten verloren haben 
und keinerlei Hoffnung auf eine 
Verbesserung ihrer Lage haben. 
Dazu gäbe es noch viel zu sagen. 
Aber zumindest kann ich von 
einigen kleinen Lichtblicken in 
Teilen des Landes berichten, die 
zum Vorbild werden könnten. 
Aufgeben kommt für uns nicht 
in Frage – Voraussetzung ist al-
lerdings die Gleichbehandlung 
von Mädchen und Jungen.

Ich würde mich sehr freu-
en, wenn an einigen Schulen in 
Deutschland wieder Aktionen 
für die Hilfe in Afghanistan 
möglich wären. Wir verstehen, 
dass im Moment vieles für die 

ukrainischen Kriegsflüchtlinge 
getan werden muss. Unbedingt! 
Aber vergesst Afghanistan nicht, 
bitte!

TANJA KHORRAMI

PS: Versteht bitte, dass die 
Bilder vor allem Mädchen und 
Frauen darstellen. Wir unterstüt-
zen Mädchen wie Jungen, aber 
zurzeit brauchen die Mädchen 
einfach mehr öffentliche Wahr-
nehmung!

Letzte Meldung
Ein neueingesetzter Walis-

wal (Bürgermeister) hat uns 
gebeten, alle drei Frauenzen-
tren sofort wieder zu öffnen. 
Auch die Mädchenschulen 
würden in den nächsten Tagen 
wieder geöffnet – und damit 
auch unser Ausbildungszen-
trum. Alle unsere Projekte sol-
len unbedingt weiterlaufen.

Lebensmittelverteilung bei Andkhoi

Mädchen gegen Junge – auch das gibt es ... noch!

Bitte spendet – auch der kleinste Betrag hilft!
Vereinsadresse: Deefenallee 21, 22113 Oststeinbek/Hamburg, Marga Flader (Vorsitzende), Tel. 040 712 24 67, 
0160 581 3473, Flader@Afghanistan-Schulen.de; Tanja Khorrami (Stellvertretende Vorsitzende), Tel. 040 643 23 
11, Khorrami@Afghanistan-Schulen.de 
Internet: www.Afghanistan-Schulen.de, www.Facebook.com/AfghanistanSchulen www.instagram.com/afghanis-
tanschulen
Spendenkonto: Afghanistan-Schulen e.V. EthikBank IBAN DE71 8309 4495 0103 0410 50
Damit wir eine Spendenbescheinigung ausstellen können, schreiben Sie bitte Ihre Adresse in das Betreff-Feld des 
Überweisungsträgers.
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NACHRUF

Erinnerungssplitter
Zum Tod von Peter Krup

Peter Krup war für die 
Deutsch-Polnische Gesellschaft 
Hamburg ein wichtiger Wegbe-
gleiter, der unsere Arbeit in den 
letzten 50 Jahren aktiv  in viel-
fältiger Weise unterstützt hat. 
Dies galt sowohl für seine Arbeit 
als langjähriges Vorstandsmit-
glied und Rechnungsprüfer un-
serer Gesellschaft als auch für 
sein berufliches Engagement im 
Hamburger Bildungswesen und 
insbesondere in der Zusammen-
arbeit zwischen der Hamburger 
und der Warschauer Lehrer-
schaft.

Den Austausch von Lehrkräf-
ten zwischen Hamburg und der 
polnischen Metropole hat Peter 
Krup über drei Jahrzehnte (zwi-
schen 1971 und 2001) durch 
gegenseitige Studienfahrten und 
viele Schulbegegnungen geför-
dert. Viele polnische Pädagogin-
nen und Pädagogen waren dabei 
seit Mitte der siebziger Jahre im-
mer gern gesehene Gäste, auch 
in seinem Haus in Ahrensburg, 
woraus sich enge persönliche 
Freundschaften entwickelt ha-
ben.  

Gemeinsam mit dem dama-
ligen Hamburger Landesschul-
rat Wolfgang Neckel war Peter 
Krup u.a. als Leiter der Hambur-
ger Schulaufsicht für Volks- und 
Realschulen an der Entwicklung 
und Durchführung gemeinsamer 
deutsch-polnischer Seminare in 
Hamburg und Warschau über 
viele Jahre maßgeblich beteiligt. 
Die in bilateralen Arbeitssemi-
naren vorbereiteten Unterrichts-
anleitungen für Hamburger und 
Warschauer Schulen zu den The-
men Europa, Friedens- und Um-
welterziehung waren ihrer Zeit 
weit voraus und noch vor der 
Wende hervorragende Signale 
für eine grenz- und systemüber-

greifende Zusammenarbeit im 
europäischen Bildungswesen. 
Heute können wir sagen, dass 
diese Jahre mit Peter Krup die 
lebendigsten und aktivsten Jah-
re in den Hamburger-Polnischen 
Schul-Beziehungen waren. Ge-
rade durch dieses beispiellose 
Engagement im Bildungsbereich 
als eine der Grundlagen für die 
Völkerverständigung, Zusam-
menarbeit und Freundschaft 
wird uns Peter Krups Einsatz 
immer Vorbild sein und im Be-
wusstsein bleiben.

Besonders hervorzuheben ist 
darüber hinaus sein entschie-
dener Einsatz im Rahmen der  
Oder-Flut-Hilfsaktionen in Opo-

le/Oppeln und Wroclaw/Breslau 
im Jahre 1997. Aus Mitteln der 
NDR-Spendenaktion und durch 
Spenden der Mitglieder unse-
rer Gesellschaft wurde vor Ort 
in Abstimmung mit der polni-
schen Lehrergewerkschaft ZNP 
durch Peter Krup und Jan Dolny, 
unserem damaligen stellv. Vor-
sitzenden, dazu beigetragen, in 
mehreren Schulen die Schulin-
frastruktur wiederherzustellen 
und Lernmaterialien wiederzu-
beschaffen.

Peter Krups Einsatz für die 
Verständigung zwischen Deut-
schen und Polen wird für uns 
unvergessen bleiben !

HARTWIG ZILLMER
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DER MÖGLICHMACHER

Zum Tod von Bjørn Tempel 1952-2022
Der Ergotherapeut starb am 21. März im Alter von 70 Jahren

Bjørn brachte E-Hockey/E-
Ball für Menschen, die auf einen 
Elektrorollstuhl zur selbstständi-
gen Fortbewegung angewiesen 
sind, aus Süddeutschland mit 
und führte den Sport erst am 
Hirtenweg, dann auch an ande-
ren Schulen in Norddeutschland 
ein. Es begann mit kleinen Grup-
pen in der Schule, dann kamen 
Freundschaftsspiele, (überregi-
onale) Turniere und eine E-Ho-
ckeyabteilung in einem Sportver-
ein für ehemalige Schüler_innen. 
Das klingt banal, bedeutete aber 
für die Schüler_innen eine ganz 
neue Erfahrung an Selbstwirk-
samkeit, Gruppenerfahrung, An-
erkennung durch Turniererfolge. 
Für manche Schüler_innen auch 
ein ganz konkretes Ziel, für das 
sich die häufig sehr schwierige 
Aneignung der Kontrolle des E-
Rollstuhles lohnen könnte. So 
bleibt E-Hockey für viele auch 
nach der Schule häufig ein Le-

bensmittelpunkt. Neben dem 
Aufbau der Gruppen zusammen 
mit anderen Kolleg_innen ge-
hörten zu dieser Arbeit aber auch 
die wirklich unzähligen Nach-
mittage (und Abende), die Bjørn 
im Werkstattkeller der Schule 
verbracht hat, um Schläger und 
Halterungen für die E-Rollies zu 
entwickeln, zu bauen, zu schwei-
ßen, zu reparieren. Manchmal 
auch den einen oder anderen 
Rollstuhl. Dinge, die heute durch 
Orthopädietechnikerfirmen ge-
leistet werden, wurden damals 
von der Schule (also von Bjørn) 
geleistet. 

Zusammen mit Brigitte Hoff-
mann-Schöneich hat er an der 
Schule Hirtenweg die erste Be-
ratung für Unterstützte Kom-
munikation in Norddeutschland 
eingeführt und institutionell 
verankert. Hier wurden nicht nur 
Schüler_innen, sondern auch ex-
terne Klient_innen beraten. Das 

war eine Wegbereitung, bei der 
die beiden sich auf beeindru-
ckende Art ergänzt haben. Es 
gab damals erst wenige Firmen 
und wenige Geräte. Und so bau-
te Bjørn in „seiner“ Werkstatt 
Schalter und Halterungen, die es 
noch nicht gab für die Geräte an 
den Rollstühlen.

Mit den Schüler_innen immer 
auf Augenhöhe im Kontakt zu 
sein und ihnen so viel Selbst-
ständigkeit zu ermöglichen, wie 
es irgendwie möglich ist, waren 
seine Paradigmen. Dabei war er 
durchaus radikal und zu vielem 
bereit. Eine Reparatur musste 
jetzt sofort stattfinden, damit 
ein Kind JETZT wieder arbei-
ten konnte. Eine Gruppe konnte 
nicht ausfallen, dafür war sie für 
die Beteiligten zu wichtig. Mit 
dieser Haltung hat er sicherlich 
das eine oder andere Mal jeman-
den vor den Kopf gestoßen, auch 
manchen „verbrannt“. Den Kon-
flikt, dass die Selbstwirksamkeit 
der Schüler_innen häufig an uns 
gebunden ist, löste Bjørn häufig 
nur durch Mehrbelastung für 
sich selbst. 

Bjørn nahm die Selbstwirk-
samkeit der „Betroffenen“ auch 
organisatorisch ernst: Im Vor-
gänger der „Gesellschaft für 
Unterstützte Kommunikation“ 
wurde eine Co-Referenten-Aus-
bildung für Talker-Nutzende ge-
schaffen. Diese Idee war damals 
völlig neu. Ich habe öfter mit 
ihm über die Möglichkeit von 
Trainerlizenzen für E-Hockey-
Spieler_innen gesprochen, weiß 
aber nicht, was aus dieser Idee 
geworden ist. Nicht nur die-
se Haltung hat ihn mit vielen 
Schüler_innen auch längerfris-
tig freundschaftlich verbunden. 
Auch nach seiner Berentung und 
jetzt während die Pandemie hielt 
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Nicht Lehrer_innen-Zimmer, sondern Werkstatt oder Sport-Ort
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er zu vielen Kontakt, so gut, wie 
es ihnen allen möglich war.

Bjørn war ein Unikat. Dass 
er so wirken konnte, wie er es 
tat, liegt auch daran, dass er an 
der Schule Hirtenweg dafür den 
Raum bekommen hat. Sowohl 
den Werkstattraum im Keller, 
aber auch in der Arbeitsorganisa-
tion. In der Vorbereitung auf die-
sen Text erzählte mir eine Kol-
legin, dass er bei seiner ersten 
Stundenplanung gesagt hat, dass 
er „keine Einzeltherapie mache. 
Die bringt nichts. Ich mache nur 
Gruppen“. Und Gruppen hat 
er gemacht (Fahrrad, Paddeln, 
Schwarzlicht ….). Sicherlich 
fühlten sich da manche auch 
vor den Kopf gestoßen. Ihm ei-
nen Standardstundenplan vor 
die Nase zu setzen, hätte vieles 
verhindert, was sich jetzt etab-

liert hat. Die Beratungsstelle für 
Unterstützte Kommunikation hat 
die Schule nur aus den eigenen 
Ressourcen finanziert, weil das 
Kollegium und die SL sie wich-
tig fand!

Wenn Schule sich weiterent-
wickeln soll, brauchen wir sol-
che Menschen und auch Freiräu-
me, um solche Arbeit möglich zu 
machen. Das bleibt eine schul-
politische und gewerkschaftliche 
Aufgabe in Zeiten, in denen der 
Gürtel immer enger geschnallt 
werden soll. Das hätte er auch 
sofort unterschrieben, denn na-
türlich war Bjørn auch ein akti-
ver Gewerkschafter. Bei jedem 
Streik und jedem 1. Mai dabei. 
In den letzten Jahren vor seiner 
Rente versuchte er mit anderen 
Kolleg_innen, die etwas einge-
schlafene Betriebsgruppe wieder 

in Schwung zu bekommen. In 
den Mitarbeiter_innenkonferen-
zen war er mit klarer Stimme 
und Haltung präsent.

Bjørn ging es schon die letz-
ten Jahre vor seiner Berentung 
gesundheitlich nicht gut. Seine 
Radikalität, auch sich selbst ge-
genüber, hat ihm da nicht gut ge-
tan. In der Rente wurde es nicht 
besser. Wir hätten ihm alle noch 
ein wenig mehr Zeit gegönnt. 
Mit guten Gesprächen, Fahrrad-
touren, Rotweinkuchen (oder 
Kuchen und Wein einzeln), ger-
ne auch mit uns. Das sollte nicht 
sein!

Danke für alles, Bjørn. Du 
wirst fehlen.

BODO HASS (nicht nur) für die
Kolleg_innen der Betriebsgruppe

der Schule Hirtenweg.

SOLIDARITÄT

Julian Assange – keine Auslieferung
Der Fall Julian Assange hat Auswirkun-

gen auf die Pressefreiheit weltweit, 
auch in Deutschland. Ein Londoner 
Gericht hat zwar am 24.01. dem 
Berufungsantrag von Assan-
ges Anwälten zugestimmt und 
die Entscheidung darüber, ob 
eine Auslieferung an die USA 
rechtmäßig wäre, an den briti-
schen Supreme Court verwie-
sen. Doch dies bedeutet nur einen 
kurzen Moment des Aufatmens. 
Die USA verfolgen den Wikileaks-
Gründer mit unnachgiebiger Härte; laut 
Anklage nach dem US-Spionagegesetz drohen 

ihm bis zu 175 Jahre Haft. In Großbritanni-
en harrt er bereits seit über 1000 Tagen 

ohne Verurteilung in Einzelhaft in 
einem Hochsicherheitsgefängnis 
aus. Sein einziges „Verbrechen“: 
Er hat Kriegsverbrechen und 
Menschenrechtsverletzungen 
der USA aufgedeckt. Dass er 
für diese Beiträge zu journalisti-
scher Berichterstattung von größ-

tem öffentlichen Interesse verfolgt 
wird, ist ein gefährliches Vorzeichen 

für Journalist_innen und Whistleblo-
wer_innen überall auf der Welt.

Quelle: Reporter ohne Grenzen 31.1.2022
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Des letzten Rätsels Lösung…

… sind das Afrikahaus (D) und das Hauptgebäude der 
Uni Hamburg (E). Sie gehören zu zahlreichen kolonia-
len Erinnerungsorten in Hamburg – ebenso wie der 
neue Amerigo-Vespucci-Platz in der HafenCity (A), 
der in keiner Einsendung genannt wurde. 
Als Gewinnerin unseres Buchgutscheins ermittelten 
wir Mihriban Elleri. Sie gewann als erste zum zweiten 
Mal hintereinander. Herzlichen Glückwunsch!
Nach diesem neuen Rekord bleibt uns der Hinweis, 
dass auch unsere Amtszeit bald endet und wir uns 
einen Rekord an Einsendungen wünschen.

MH/MK

Das HLZ-Rätsel

Weißer als blassWeißer als blass
Wir hüpften den leichten Fandango
Machten Radschlagen auf dem Boden…
Und so kam es, dass später,
Als der Müller seine Geschichte erzählte
Ihr Gesicht … weißer als blass wurde

So beginnt einer der rätselhaftesten und erfolgreichsten 
Songs der Rockmusik – sein erster Sänger, Gary Brooker, 
ist kürzlich verstorben. Er sang auch von spanischen 
Eroberern und dem Teufel aus der Mitte der USA. 
Die Band wurde schon mal mit einer westafrikanischen Islamistengruppe verwechselt.

Wer hat das Lied gesungen?
A) Joe Cocker   B) Deep Purple   C) Nicole	   D) Procol Harum   E) Die Puhdys

Einsendungen (ggf. Mehrfachnennungen) bitte bis zum 26.4.2022 mit Postanschrift
an die hlz, am besten an hlz@gew-hamburg.de. Als Gewinn winkt ein Album mit
Gary Brookers Band oder nach eigener Wahl.
Der Rechtsweg ist ausgeschlossen.

Hinweis auf koloniale Vergangenheit 
der Firma Woermann: Afrikahaus in der 
Innenstadt
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Gary Brooker (1945-2022) – Sänger, 
Pianist und Komponist
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Aus dem Übergang…
Hätte ich ihn denn gefunden, 

den Stein des Weisen, den es 
meiner Überzeugung nach nicht 
gibt, ich wüsste in diesen Tagen 
gar nicht, in welche Richtung ich 
ihn werfen sollte. Und das nach 
25 Jahren hlz, in denen ich ver-
sucht habe, wenigstens die Spur 
des Steins zu entdecken. 

Ihr könnt erahnen, dass mir 
das Verfassen des Editorials 
schwergefallen ist. Nicht, dass 
ich das, was ich da zu Pa-
pier gebracht habe, nicht 
mit Überzeugung vertrete, 
sondern weil es sich dabei 
nur um einen kleinen Teil 
dessen handelt, was ich 
alles sonst noch dazu zu 
sagen hätte. Meine Mind-
map, die ich mir zu diesem 
Vorhaben angelegt hatte, 
wuchs und wuchs. Das er-
forderte dann aber irgend-
wann konsequentes Han-
deln, sprich: reduzieren, 
reduzieren, um mich dabei 
auf das zu konzentrieren, 
was ich im Vordergrund se-
hen wollte.

Dabei war mir bewusst, 
dass ich mich auf vermintes 
Gelände begeben würde. Ein Ge-
lände, auf dem die Koordinaten 
zurzeit bis zur Unkenntlichkeit 
verwischt scheinen. Um zu die-
sem Zeitpunkt nicht unnötig zu 
polarisieren, haben wir – und 
ab hier sprechen wir als alte 
Redaktion – dann im redaktio-
nellen Teil der Zeitung darauf 
verzichtet – also nicht nur aus 
Platzgründen –, die Debatten in-
haltlich zu führen. Aber es wäre 
naiv zu glauben, dass uns die 
außerhalb der GEW geführten 
Debatten um den Krieg in der 
Ukraine in der Redaktion nicht 
erreichen würden.

Insofern überlassen wir  unse-
ren möglichen Nachfolger_innen 
kein leichtes Erbe. Aber wir sind 
uns sicher, dass die jetzt gefun-
denen Kandidat_innen, sofern 
sie denn gewählt werden, dieser 

Aufgabe gewachsen sind.
Als Redaktion sind wir über-

glücklich, Nachfolger_innen 
gefunden zu haben, denen wir 
zutrauen, die hlz in einer Weise 
weiterzuführen, die den gewohn-
ten Ansprüchen genügt. Wir sind 
da zuversichtlich (s. S. 72). Das 
Finden der Kandidat_innen, wie 
ihr euch vorstellen könnt, war 
keineswegs einfach. Bei der jah-
relangen Suche – Aufrufe in der 

hlz eingeschlossen – wurde uns 
immer wieder bestätigt, dass es 
wohl ein toller Job sei, aber… Es 
gab dann viele Gründe, weshalb 
man es denn doch nicht machen 
wollte.

Uns war es wichtig, dass die-
ser Prozess des Wechsels der 
Redaktion offen und nach demo-
kratischen Prinzipien vollzogen 
wird. Um an dieser Stelle noch 
einmal Klartext zu sprechen: 
Die Redaktionsleitung wird laut 
Satzung von den Delegierten auf 
dem Gewerkschaftstag gewählt. 
Bis zum Aufruf zur Wahl kann 
auf dieser Veranstaltung jede/r 
seinen/ihren Hut in den Ring 
werfen. Wir werden allerdings 
von unserem Recht Gebrauch 
machen, eine Empfehlung aus-
zusprechen.

Dass wir das guten Gewissens 

machen können, hängt auch da-
mit zusammen, dass wir auch 
praktisch die Zusammenarbeit 
mit den Kandidat_innen bereits 
begonnen haben. Schließlich be-
darf es einer Einarbeitung. Und 
ganz konkret, gespeist durch die 
aktuellen Erfahrungen, haben 
wir erlebt, dass es bei dem, was 
uns in Fleisch und Blut überge-
gangen ist, doch eine Menge an 
praktischen Fähigkeiten gibt, 

die man in gewisser Weise 
erlernen muss. Unsere Kan-
didat_innen haben bereits 
ihre diesbezügliche Bega-
bung unter Beweis gestellt. 

Zu dieser insgesamt po-
sitiven Aussicht gesellt sich 
nun die traurige Botschaft, 
dass wir die angekün-
digte Einladung zu einer 
100-Jahr-Jubiläumsfeier 
der hlz (s. hlz 1-2/2022 S. 
8/9) zurückziehen müs-
sen. Nachdem Hamburg 
für einen weiteren Monat 
zum Hotspot erklärt wur-
de, schien uns ein Fest mit 
Unterhaltung und Tanz, 
wie wir es angedacht hat-
ten, ein Fest, bei dem es 

ein großes Wiedersehen und 
sich Austauschen geben sollte, 
zu risikoreich. Die 100 Jahre zu 
krönen mit einem Corona-Infek-
tions-Hotspot wäre ein Desaster!

Was euch aber in der nächs-
ten und letzten hlz unter unserer 
Ägide erwartet, ist ein Rückblick 
auf die 100 Jahre, in dem wir 
und – das darf man wohl sagen 
– auch alle Redaktionen vor uns 
den Leser_innen einen Eindruck 
vermitteln wollen, wie vielfäl-
tig die hlz inhaltlich ausgerich-
tet war: Themen der originären 
Arbeitnehmer_innen-Interessen 
neben jenen, die die Befreiung 
des Menschen aus fremd- und/
oder selbstbestimmen Zwängen 
im Sinn haben und hatten.

Es grüßen euch 
JASON, JOACHIM, MANNI,

SUSANNE UND WOLFGANG 

In guter Gesellschaft
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Für aktuelle Termine bitte auf unsere website gehen unter https://www.gew-hamburg.de/mitma-
chen/termine gucken und evtl. die Kontaktpersonen ansprechen, da aufgrund der Corona-Situation 
manche Termine nur mit Voranmeldung geplant werden bzw. ausfallen.

GEW Geschäftsstelle wie zuvor geöffnet
Laut der aktuellen Hamburger Corona Eindämmungsverordnung dürfen wir in der GEW wei-

terhin Versammlungen und Gruppentreffen abhalten, natürlich unter entsprechenden gesundheits-
förderlichen Bedingungen. Weitere Infos für GEW Gruppen und der Hygieneplan finden sich 
unten. Auch die Geschäftsstelle ist zu den genannten Bedingungen geöffnet. Bitte klingeln!
Für GEW-Gruppen gilt:

Ihr könnt weiterhin Räume bei uns reservieren. Dabei gelten folgende Voraussetzungen:
1. �Wir haben Raumobergrenzen, bedingt durch den vorgegebenen Mindestabstand von 1,5 Metern 

A: 10 TN, B: 3 TN, C: 5 TN, GBW: 7 TN
2. �Außerhalb des Sitzungsraums muss in der Geschäftsstelle ein Mund-Nasenschutz getragen 

werden. Innerhalb des Sitzungsraums ist es euch als Gruppe freigestellt.
3. Personen mit Atemwegserkrankungen dürfen nicht teilnehmen.
4. �Ihr müsst eine Teilnehmer_innenliste führen (die Vorlage legen wir euch in den gebuchten 

Raum), die bei der Geschäftsführung hinterlegt und dort 4 Wochen aufbewahrt werden muss. 
Im Infektionsfall wird diese Liste dem zuständigen Gesundheitsamt ausgehändigt. Nach vier 
Wochen wird diese Liste vernichtet.

Für externe Gruppen stellen wir Räume zur Zeit nur unter den Bedingungen von 2G zur Verfü-
gung, weil wir anderes vom Hygienekonzept nicht zusätzlich bewältigen können.

GEW TERMINE – GESCHÄFTSSTELLE – APRIL/MAI 2022

Referat B/C Bildungspolitik, -finanzierung In der Geschäftsstelle nachfragen

Referat F / Gruppe Gewerkschaftliche Bildung rolandstolze@gwhmail.de

GEW Studies In der Geschäftsstelle nachfragen

Junge GEW In der Geschäftsstelle nachfragen

FG Grundschule In der Geschäftsstelle nachfragen

AG Vorschule In der Geschäftsstelle nachfragen

FG Stadtteilschulen In der Geschäftsstelle nachfragen

FG Berufliche Schulen 11.05.2022, 17.00-19.00 Uhr, Raum A

FG Gymnasien In der Geschäftsstelle nachfragen

FG Kinder- und Jugendhilfe In der Geschäftsstelle nachfragen

Kita Netzwerk In der Geschäftsstelle nachfragen

FG Sonderpädagogik 28.04.2022, 17.00-21.00 Uhr, Raum A

FG Hochschule u. Forschung In der Geschäftsstelle nachfragen

AfGG Gleichstellungs- u. Genderpolitik 03.05.2022, 17.00-19.00 Uhr, GBW

LAMBDA – Landesausschuss für Migration, 
Bleiberecht, Diversität und Antirassismus 26.04.2022, 18.30-21.00 Uhr, GBW

AG Bildung statt Kinderarbeit 03.05.2022, 15.00-17.00 Uhr, GBW

Ausschuss für Friedensbildung In der Geschäftsstelle nachfragen

Mittelamerikagruppe In der Geschäftsstelle nachfragen

Ruheständler_innen 04.05.2022, 10.15-13.00 Uhr, Raum A

FG PTF soz.-päd. Personal an Schulen In der Geschäftsstelle nachfragen

AG Schulleitungen 16.05.2022, 18.00-20.00 Uhr, GBW

Sportausschuss In der Geschäftsstelle nachfragen

AG Kindheitspädagogik In der Geschäftsstelle nachfragen

AJuM – AG Jugendliteratur u. Medien 02.05.2022, 18.00-21.00 Uhr, Raum A
christoph.janzen@ajum.de

Bildungsclub In der Geschäftsstelle nachfragen

AG Queere Lehrer_innen In der Geschäftsstelle nachfragen
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Hier könnte Ihre Anzeige stehen 04101-842 671

Die preisgünstige Hausratversicherung in der Metropolregion Hamburg für alle pädagogisch 
Tätigen sowie deren Angehörige. Wir versichern Ihren Hausrat zu 1,20 € je 1.000 € Versicherungs-
summe (inkl. Versicherungssteuer) unverändert seit 1996. 

2017 bis 2022 haben unsere Mitglieder eine Beitragsrückerstattung von 10 % erhalten. 

Ihr Hausrat ist gegen Schäden durch Brand, Explosion, Implosion, Blitzschlag und Überspannung, 
Einbruchdiebstahl, Raub, Leitungswasser, Sturm, Hagel, Glasbruch (Einfachverglasung) versichert. 
Außerdem u. a. beitragsfrei eingeschlossen: Hotelkosten bis zu 100 Tagen, Diebstahl von Hausrat 
aus Krankenzimmern und Kra� fahrzeugen, Diebstahl von Fahrrädern und Kinderwagen bis 260 €. 
Fahrräder bis 4.000 € (8.000 € bei zwei Rädern) können gesondert versichert werden.

Zusätzlich versichern wir Ihre Ferienwohnung ebenfalls zu 1,20 € je 1.000 € Versicherungssumme. 
Die HLF verzichtet auf den Einwand der groben Fahrlässigkeit bei Schäden bis 5.000 €.

Informationen und Unterlagen bitte anfordern unter:
040 333 505 14 (Tobias Mittag)
040 796 128 25 (Georg Plicht)
040 679 571 93 (Sibylle Brockmann)
www.h-l-f.de (mit Beitragsrechner) /  info@h-l-f.de

H A M B U R G E R  L E H R E R– F E U E R KA SS E
V E R S I C H E R U N G S V E R E I N  A U F  G E G E N S E I T I G K E I T  /  G E G R Ü N D E T  1 8 9 7

Für alle pädagogisch 
Tätigen sowie 

deren Angehörige

albersdesign
Media-Agentur
Mediengestaltung
+Druckproduktion 

Haben Sie weitere Anliegen –

sprechen Sie mich gerne an!

DTP . Layout . Reinzeichnung
Grafik . Anzeigenverwaltung
Horn 33 . 25421 Pinneberg
ca@albers.design . www.albers.design

 

Gunzenbachstr. 8, 76530 Baden-Baden 
www.leisberg-klinik.de 

Von hier an geht es aufwärts! 
Hier erwarten Sie ein intensives und individuell ausgerichtetes Psy-
chotherapieangebot, erstklassiges Krisenmanagement, viele erlebnis-
intensive Erfahrungen, erfreulicher Rahmen (moderne Einzelzimmer, 
Genießer-Küche, wunderbare Umgebung). Wir behandeln die gän-
gigen Indikationen wie Depressionen, Burn-Out, Ängste etc. 
Kostenübernahme: Private Krankenversicherungen / Beihilfe 

Info-Tel.: 07221/39 39 30 

Wohnung gesucht  Unser freier Mitarbeiter Jamil, Filmemacher aus Afghanistan, 
sucht dringend eine bezahlbare Wohnung. Er wäre glücklich, wenn sich jemand melden 
würde unter jamil.jalla@gmail.com oder per Anruf unter 0170 5789471
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